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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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ATOM/254: Strahlende Wege - nicht nur bei Coronagefahr verbieten ... (BBU)


Pressemitteilung der GAL Gronau, 30.03.2020

Corona-Krise: Diese Woche kein Uranmüllzug

GAL Gronau fordert Verbot aller Urantransporte



Die parteiunabhängige Grün Alternative Liste (GAL) Gronau, die auch im
Rat der Stadt Gronau vertreten ist, begrüßt die Ankündigungen des
Bundesinnenministeriums und des Urenco-Konzerns, dass in dieser Woche
kein Sonderzug mit Uranmüll von der Gronauer Urananreicherungsanlage
Richtung Russland starten wird. Grundsätzlich fordert die GAL allerdings
ein grundsätzliches Transportverbot für alle Urantransporte, also auch
für LKW-Transporte, und das für die gesamte Zeit der Corona-Krise - und
auch danach.

Angesichts des Mangels an Schutzkleidung für Ärztinnen und Ärzte vor
Coronaviren wirft die GAL die Frage auf, wie es eigentlich um den
Katastrophenschutz bei Urantransporten bestellt ist. Die GAL befürchtet,
dass es im Ernstfall bei einem Unfall mit Uranhexafluoridfreisetzungen
nicht genug Schutzkleidung für Polizei, Feuerwehr und medizinisches
Personal geben wird. Vom Schutz der Bevölkerung ganz zu schweigen. In
diesem Zusammenhang erinnert die GAL an den bisher schwersten Unfall in
der Gronauer Urananreicherungsanlage. 2010 wurde dabei ein Arbeiter
verseucht, dem zunächst in den örtlichen Krankenhäusern nicht geholfen
werden konnte. Die GAL Gronau fragt, wo bei einem Unfall mit
Verseuchungen Hunderte oder Tausende Personen untergebracht und
medizinisch versorgt werden können?

2019 sind monatelang fast immer alle drei Wochen an Montagen Sonderzüge
mit Uranmüll von der Gronauer Urananreicherungsanlage durch das
Münsterland und das Ruhrgebiet zum Hafen in Amsterdam gefahren. Dort
wurde der Uranmüll auf ein Frachtschiff verladen und weiter nach
Russland transportiert. Unter Protest ist am 9. März der erste
Uranmüllzug in diesem Jahr gestartet. Folglich rechneten
Bürgerinitiativen und die GAL, die die Proteste aktiv unterstützt, für
diesen Montag (30. März) mit einem weiteren Uranmüllzug.
Bürgerinitiativen, der Umweltverband BBU und die Ärzteorganisation IPPNW
protestierten vielfältig mit Hinweis auf die Corona-Krise und die
Belastungen der Polizei und der Krankenhäuser sowie der Hilfsdienste.
Sie hatten Erfolg und zunächst verkündete das Bundesinnenministerium und
dann der Urenco-Konzern, der die Gronauer Uranfabrik betreibt, dass in
dieser Woche kein Uranzug starten wird. Für die nächsten Wochen wurde
aber der Start eines Sonderzuges mit Uranmüll nicht ausgeschlossen.

Die GAL Gronau betont, dass nicht nur die unsichtbare Gefahr einer
Corona-Erkrankung zum Verbot von Atommülltransporten führen muss. Auch die
unsichtbare Gesundheitsgefährdung der Bevölkerung (inclusive Polizei und
medizinisches Personal) durch Radioaktivität vor Ort in und um Gronau
sowie an den Transportstrecken in NRW und in den Niederlanden, aber auch
in Russland, sollten Grund genug sein, den Transport von Uran und
Atommüll zu verbieten. AlleUrananreicherungsanlagen im
Euregio-Grenzgebiet und anderswo müssen sofort geschlossen werden.

Die Grün Alternative Liste (GAL) Gronau hält in diesen Zeiten Uran- und
sonstige Atomtransporte für besonders unverantwortlich. Polizei und
Krankenhäuser arbeiten wegen der Coronakrise auf Hochtourren und dürfen
nicht mit den Auswirkungen von Atomtransporten zusätzlich belastet werden.

Neben dem Transport mit Zügen erfolgt der Transport des hochgefährlichen
Uranhexafluorids von und nach Gronau mit zahlreichen LKW-Transporten.
Und der Betrieb der Schwesteranlage des Urenco-Konzerns in Almelo (NL)
ist mit noch mehr LKW-Transporten verbunden. Die Urananreicherungsanlage
in Almelo verfügt über keinen Bahnanschluss.

Fazit der GAL: Urantransporte sind zu riskant und die
Urananreicherungsanlagen in Gronau und Almelo müssen sofort stillgelegt
werden. Die GAL wird sich in der aktuellen Situation weiterhin
bestmöglich für eine Energieversorgung ohne Atomanlagen und
Atomtransporte engagieren.


Hintergrund und weitere Informationen:

https://www.wn.de/Muensterland/Kreis-Borken/Gronau/4177859-Gronau-Kein-Urantransport-nach-Russland

https://www.bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202015/21.01.15.pdf

https://bbu-online.de/Presse.htm

http://urantransport.de/aktuelles

https://sofa-ms.de/

https://www.ippnw.de/atomenergie.html

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. April 2020 
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WALD/410: Hambacher Forst - Erinnerung an den Waldspaziergang ... (Michael Zobel)


72 Monate Waldspaziergang - alles anders...

von Michael Zobel, 30. März 2020



Liebe Wald- und Naturschützer*innen, Pressevertreter*innen, Mitmenschen...

Sonntag, 5. April 2020, Wald statt Kohle, 72 Monate Sonntagsspaziergang im
und am Hambacher Wald - Alles anders...

Seit sechs Jahren sind wir am Hambacher Wald und in den Dörfern an den
Tagebauen unterwegs. 72 Monate Sonntagsspaziergang, dazu fast 250 weitere
Führungen für Schulen, Kirchengruppen, individuell gebuchte Spaziergänge,
knapp 60000 Menschen haben bisher teilgenommen. Menschen jeden Alters und
jeder Herkunft haben sich selbst ein Bild davon gemacht, wie Wälder
gerodet, landwirtschaftliche Flächen vernichtet, Menschen und Tiere
vertrieben und Heimat zerstört werden.

Sonntag, 5. April, Hambacher Wald - Doch dieses Mal ist alles anders...

Wegen der aktuellen Lage können wir den 72. Waldspaziergang nicht wie
geplant stattfinden lassen.

Es gibt diesmal keinen Sonntagsspaziergang wie gewohnt. Wir nehmen
Rücksicht, wir sind solidarisch, wir möchten niemanden gefährden.

Aber natürlich bleiben wir nicht untätig, auch nicht in diesen speziellen
Zeiten. Die Bagger baggern weiter, dem Wald wird weiter das Wasser
abgegraben, die Dörfer am Hambacher Wald und rund um Garzweiler werden
weiter gegen jede Vernunft zerstört.

Deshalb unser Aufruf:

Sonntag, 5. April 2020, Zeit für einen gedanklichen Spaziergang am Hambi,
in Morschenich, in Manheim, in Keyenberg, in Kuckum, in Ober- und
Unterwestrich, in Berverath, in der Lausitz und in anderen widerständigen
Wäldern und Dörfern.

Viele Menschen waren in den vergangenen sechs Jahren an diesen
symbolträchtigen Orten unterwegs, bei den kleinen und großen Spaziergängen,
alleine, mit der Familie, mit Freundinnen und Freunden. Und uns alle haben
diese Begegnungen berührt. Trauer, Wut, Optimismus, Euphorie, Ratlosigkeit,
Empörung, Tatkraft..., die Liste der Gefühle ist lang.

Wenn wir gerade etwas haben, dann ist es Zeit. Und deshalb rufen wir dazu
auf, dass Sie/Ihr innehaltet und darüber nachdenkt, was von den
Spaziergängen "hängengeblieben" ist. Welche Bilder, welche Ereignisse,
welche Begegnungen. Was hat aufgewühlt, was hat berührt, was ist
entstanden, was gibt es für Wünsche und Hoffnungen?

Ein persönliches Beispiel: Am Ende einer Reportage zu einem Waldspaziergang
in 2015 fragte mich der Moderator nach meinem Traum. Wir standen an einer
großen Eiche am Teich mit den Schwertlilien. Nach kurzem Überlegen
antwortete ich "ich möchte mich in 10 Jahren nochmal zu einem Interview mit
Ihnen an dieser Eiche treffen..."

Diesem Traum sind wir in all den Jahren näher gekommen, die Eiche steht
immer noch...

Wir freuen uns auf Ihre/Euere Geschichten, Erzählungen, Eindrücke,
Erlebnisse, Bilder... bitte in den kommenden Tagen an

hambach@zobel-natur.de

Danke.

Und dann hoffen wir mal, dass wir am 10. Mai wieder einen regulären
Waldspaziergang haben werden. Unser Jubiläum, Muttertag, vor genau sechs
Jahren begann die unglaubliche Geschichte der Sonntagsspaziergänge... das
wollen wir feiern, wir halten Sie/Euch auf dem Laufenden.

Mehr Informationen zu aktuellen und kommenden Terminen auf meiner
Webseite:

www.naturfuehrung.com

Bis bald im Wald, in den Dörfern oder wo auch immer,

Eva Töller, Michael Zobel, Antje Grothus, Todde Kemmerich und viele
UnterstützerInnen

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 30. März 2020

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/714: Klimakampf und Kohlefront - Gutachten soll unabhängig sein ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 1. April 2020

Kohlegesetz: Berechnungen für NRW stammen ausschließlich von RWE

- Landesregierung plant keine unabhängigen Gutachten

- "Von diesen Zahlen hängt das Schicksal unserer Dörfer ab"



Erkelenz. Am Tagebau Garzweiler sollen 1.500 Menschen umgesiedelt werden,
um die Braunkohle zu fördern, die unter sechs Dörfern liegt - so
beschlossen es die Bundesregierung und Ministerpräsidenten der
Braunkohle-Länder im Januar. Diese Entscheidung wurde getroffen, ohne
unabhängige Gutachten zu Rate zu ziehen: Eine kleine Anfrage der Grünen im
Landtag NRW offenbarte, dass den Regierungen für den Beschluss
ausschließlich Angaben vom Kohlekonzern RWE vorlagen, dessen Geschäft der
Abbau und die Verbrennung der Braunkohle ist.

"Es kann doch nicht sein, dass Armin Laschet die von Berechnungen von RWE
einfach unhinterfragt übernimmt", so David Dresen aus Kuckum. "Von diesen
Zahlen hängt das Schicksal unserer Dörfer ab. Wir erwarten ein unabhängiges
Gutachten!"

Die Landesregierung NRW übernimmt die von RWE präsentierten Zahlen und geht
somit davon aus, dass noch 950 Mio. Tonnen Braunkohle aus den rheinischen
Tagebauen benötigt werden - und infolgedessen weitere sechs Dörfer zerstört
werden müssen. Laut Berechnungen von Bündnis 90/die Grünen werden jedoch
höchstens noch 580 bis 685 Million Tonnen Braunkohle aus dem rheinischen
Revier benötigt. Basis für die Berechnungen sind die Daten der
Landesregierung zum üblichen jährlichen Kohlebedarf der Kraftwerke. Zu
einem ähnlichen Ergebnis kommt auch eine Studie des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW).

Im Anschluss an das Kohleausstiegsgesetz ist es Aufgabe der jeweiligen
Bundesländer, neue Leitendscheidungen für ihre Tagebaue aufzustellen. Im
Zuge dessen ist die amtierende Landesregierung dafür verantwortlich, die
künftig benötigten Kohlemengen im Vorhinein zu ermitteln. Unabhängige
Untersuchungen zur benötigten Kohlemenge plant die Landesregierung NRW
derzeit jedoch nicht.


Kleine Anfrage der Grünen im Landtag NRW: 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-8880.pdf

DIW Studie "Klimaschutz statt Kohleschmutz: Woran es beim Kohleausstieg
hakt und was zu tun ist": 

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/wp-content/uploads/2020/02/diwkompakt_2020-148.pdf

www.alle-doerfer-bleiben.de/

https://twitter.com/AlleDoerfer

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 01.04.2020

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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INTERNATIONAL/279: Japanisch-amerikanische Aktivisten fordern die Freilassung aller Immigranten wegen Covid-19 (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion New York vom 1. April 2020

Japanisch-amerikanische Aktivisten fordern die Freilassung 
aller Immigranten wegen Covid-19



Die Covid-19 Pandemie ist eine drohende Gefahr für Menschen in Haft
die bereits jetzt durch eine Verbreitung von infektiösen Krankheiten,
aufgrund des Mangels an grundlegenden Ressourcen, physischer Nähe zu
anderen und der entsetzlichen Bilanz der medizinischen Versorgung und
fataler Vernachlässigung durch ICE und CBP gefährdet sind.

Japanisch-amerikanische Geschichte bietet bereits ausreichende
Beweise, dass Gefangenenlager Nährboden für die Ausbreitung von
Infektionen und Krankheiten sind. Ausbrüche in amerikanischen
Konzentrationslagern des Zweiten Weltkriegs beinhalten eine
Polio-Epidemie in Amache; Ruhr, Mumps und Typhus in Gila River; und
Masern und Windpocken in Tule Lake, um nur ein paar der sich rasant
ausbreitenden gesundheitlichen Bedenken zu nennen, mit denen sich
Gefangenen auseinander setzen mussten.

Die Verbreitung von Krankheiten ist unvermeidbar und gefährlich für
alle, die in enger Gefangenschaft sind. Menschen unter solchen
Bedingungen einzusperren war damals schon unmenschlich, und ist es
auch heute noch. Teile HEUTE deine Geschichte, oder die deiner Familie
in den Sozialen Medien, wie Krankheiten deren Leben in Gefangenschaft
beeinflusste und verlange von ICE, dass sie die Gefangenen frei
lassen.

Wir müssen für die Gesundheit und Freiheit aller Menschen in
Gefangenschaft kämpfen.

#FreeThemAll und entlasst JETZT Immigranten, die sich in
Gefangenschaft befinden!

@tsuruforsolidarity auf Instagram und Facebook, @tsurusolidarity auf
Twitter und Hashtags #IsseiResilience und #FreeThemAll.

Tsuru For Solidarity schließt sich der Kampagne #FreeThemAll von
Detention Watch Network an Immigranten aus der ICE Haft (U.S
Immigration and Customs Enforcement) zu befreien, um dadurch
Gefängnisse für Immigranten davor zu schützen zu Epizentren von
COVID-19 zu werden. Dabei wird Tsuru For Solidarity von Geschichten
erzählen, wie Krankheiten in Gefangenenlagern des Zweiten Weltkriegs
japanischstämmige Amerikaner beeinflussten und wieso diese Geschichten
genau jetzt relevant für ICE Gefängnisse sind. Die Geschichten wurden
von Dienstag, den 24. März bis Freitag, den 27. März, geteilt und
endeten am Freitag, den 27. März 2020 mit einem nationalen Tag des
Handelns, um Anrufe zu tätigen, die Beamte dazu drängen sollten die
Lager zu schließen und alle Menschen freizulassen, damit sie in diesem
Moment nicht Krankheit, sondern Sicherheit finden zu können.

"Krankheit war für viele von uns im Gefangenenlager während des
Zweiten Weltkriegs etwas Vertrautes. Aufgrund der Überbelegung und der
mangelnden ärztlichen Versorgung waren wir deutlich mehr übertragbaren
Krankheiten, wie Tuberkulose, Polio und Typhus ausgesetzt. Wir haben
wiederholt Epidemien von Scharlach und Grippe durchgemacht." 

Satsuki Ina, Mitvorsitzende von Tsuru For Solidarity und Überlebende
des Tule Lake Internierungslager.

Die Geschichte von japanisch-amerikanischer Gefangenschaft während des
Zweiten Weltkriegs verdeutlicht, dass Gefangeneneinrichtungen
Nährboden für die Ausbreitung von Krankheiten und Infektionen sind.
Ausbrüche in amerikanischen Internierungslagern des Zweiten Weltkriegs
beinhalten eine Polio-Epidemie in Amache; Ruhr, Mumps und Typhus in
Gila River; und Masern und Windpocken in Tule Lake. Schlecht
ausgestattete Krankenhäuser und unzureichende medizinische Fachkräfte
verschlimmerten dieses Problem noch weiter. Menschen unter solchen
Bedingungen einzusperren. war damals schon unmenschlich, und ist es
auch heute noch.

Trotz drastischer Maßnahmen von Seiten anderer staatlicher
Einrichtungen zur Eingrenzung der Ausbreitung von COVID-19 gehen das
ICE und viele andere Strafverfolgungsbehörden weiter wie gewohnt vor.
Laut Los Angeles Times verhaften ICE-Beamte weiterhin Immigranten,
darunter ein 56-jähriger Mann, der Alleinversorger seiner Familie ist;
Die Beamten verhafteten ihn als er sein Zuhause verließ, um zur Arbeit
zu gehen und Lebensmittel zu kaufen, die seine Familie für den
Coronavirus Lockdown vorbereiten sollten. Und während eine Anzahl von
Sheriffs und Polizeidienststellen klugerweise auf den öffentlichen
Druck und die Empfehlung des öffentlichen Gesundheitswesen reagieren,
indem sie die Durchsetzung von geringfügigen Straftaten einschränken,
verhaften viele weiterhin Menschen für kleinere Fehlverhalten.

Tsuru for Solidarity [1] ist ein gewaltfreies, direkt agierendes
Projekt japanisch-amerikanischer Verfechter, die sich für die
Abschaffung von Inhaftierungslagern einsetzten und an vorderster Front
Einwanderer- und Flüchtlingsgemeinschaften unterstützen, die
Zielscheibe von rassistischen und unmenschlicher Einwanderungspolitik
sind. Wir treten für die moralische Autorität der japanischstämmigen
Amerikaner ein, die während des Zweiten Weltkriegs in den
US-Internierungslagern großes Unrecht erlitten haben, und sagen: "Hört
auf, die Geschichte zu wiederholen!"


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Marietta
Berkmann vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.

Video von Mittwoch, 25. März:

https://www.facebook.com/watch/?v=210855320010874


Anmerkung:

[1] https://tsuruforsolidarity.org/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MUMIA/1017: Free Mumia - Rundbrief April 2020 (Berliner Free Mumia Bündnis)


Freiheit für Mumia - Freiheit für alle! - Rundbrief April 2020



Hallo,

hier kommen aktuelle Meldungen über den seit 1981 (!) inhaftierten
Journalisten Mumia Abu-Jamal aus Pennsylvania, USA.

Covid 19/Corona: in Mumias Gefängnis, dem SCI Mahanoy sind am
Donnerstag, den 26. März 2020 pro Gefangener 5 Artemschutzmasken
verteilt worden. Heisses oder warmes Wasser gibt es seit einem Schaden
im Leitungssystem vor einen Monat dort nicht mehr. Seife ist für die
Gefangenen ebenfalls seit längerem nicht mehr verfügbar. Aus einer
Telefonkonferenz mit Mumia-Unterstützer*innen in den USA erfuhren wir,
dass auch im Bundesstaat Pennsylvania mehrere Gefangene an dem
Corona-Virus erkrankt sind. In einem Gefängnis kam es laut Aussage eines
Journalisten bereits zu fünf Todesfällen (Stand 27. März 2020). Statt
einer Schliessung der Gefängnisse, wie es von vielen, einschliesslich
der Schliesser*innen Gewerkschaft des Bundesstaates inzwischen gefordert
wird, verlegt die Gefängnisbehörde weiterhin Gefangene von Gefängnis zu
Gefängnis, ohne Tests durchzuführen. Sehr breit wird in den USA die
Tatsache diskutiert, dass der Coronavirus täglich unzählige Male die
Gefängnisse betritt und verlässt. Personal und Gefangene sind in den
beengten Verhältnissen gleichermassen betroffen und stellen ein hohes
Risiko für sich und ihre Communities dar. Auf der New Yorker
Gefängnisinsel Rikers Island waren am 25. März bereits 14 Prozent der
ca. 5200 Gefangenen infiziert. Im Bundesstaat Kalifornien hat es erste
Freilassungen von Gefangenen gegeben, darunter auch Langzeitverurteilte
und Lebenslänglich Gefangene ohne Bewährung (LWOP). Am 27. März fand im
Internet ein sogenannter Twitterstorm von Kalifornien bis New York
statt. Gebräuchliche Hashtags zum nachlesen und weiter verbreiten
sind: #clemencycoast2coast #letthemgo #freethemall

Mumias Geburtstag - 24. April 2020: Mumia wird bald 66 Jahre alt. Unter
dem Hashtag #mumia66 mobilisierten US Unterstützer*innen bereits seit
Wochen, 66 Orte der Solidarität zu schaffen. Bereits vorbereitete
Demonstrationen, öffentliche Ausstellungen, Konzerte etc. müssen nun ins
Internet verlagert bzw. neu durchdacht werden. Wer sich informieren
und/oder mitmachen möchte, wird bald unter
https://mobilization4mumia.com/ Anregungen finden.

Auf jeden Fall können wir jetzt alle Geburtstagsglückwünsche an Mumia
schreiben. Die Post an ihn dauert ca. 2,5 Wochen:

Smart Communications / PADOC

Mumia Abu-Jamal, #AM 8335

SCI Mahanoy

P. O. Box 33028 

St Petersburg, FL 33733

USA

"King's Bench Petition": in einem atemberaubenden Akt selbstherrlicher
Frechheit hat der Pennsylvania Supreme Court (PSC) Ende Februar 2020
verfügt, Mumias neues Revisionsverfahren anzuhalten. War es doch genau
dieses Gericht, was von Revisionskontrollrichter Tucker als
"voreingenommen" gegen Mumia überführt worden ist. Nun hat dieses
Gericht auf Antrag von Fraternal Order Of Police (FOP) Ikone Maureen
Faulkner einen Sonderermittler eingestezt, der bis Ende Juli 2020
prüfen soll, ob Philadelphias Bezirksstaatsanwalt Larry Krasner
eventuell "voreingenommen" für Mumia sei. Hintergrund dieses Vorgehens
ist die Tatsache, dass Krasner nach mehrfacher gerichtlicher
Aufforderung durch Tucker ALLE Unterlagen der Staatsanwaltschaft
herausgegeben hat. In diesen Akten finden sich eindeutige Beweise für
Korruption (z.B. ein bezahlter Hauptbelastunsgzeuge) in Mumias
ursprünglichen Verfahren von 1982. Die Tatsache, dass diese Akten
bereits von Anfang an auch Mumias Verteidigung hätten zustehen müssen,
es jedoch 39 Jahre nicht taten, macht den zuständigen Staatsanwalt in
den Augen der FOP und des höchsten Gerichtes in Pennsylvania
"voreingenommen". Menschen in Pennsylvania betrachten diese
Vorgehensweise der FOP und des PSC als weiteren Beleg der
"Mumia-Ausnahme". Nur durch Brüche der Verfassung können die
Vertreter*innen der White Supremacy den bekanntesten politischen
Gefangenen der USA noch in Haft halten. Weitere Berichte folgen in der
Rubrik "Meldungen aus der Bewegung & Presse".

Vorschläge für die Corona-bedingte ausgehfreie Zeit: lest Mumias Bücher
und/oder schaut euch verschiedene Dokumentationen über ihn an:

http://mumia-hoerbuch.de/buecherfilme.htm


Zum weiteren Inhalt:

1. Presse und Bewegungsmeldungen

2. Solidarität mit Gefangenen


1. Meldungen aus der Bewegung & Presse

(FREE MUMIA Berlin) Redebeitrag als Mp3-Audio: FREE MUMIA - Free Them
ALL! (19.03.2020)

http://www.mumia-hoerbuch.de/mumiadeutsch.htm#zumTagderpolitischenGefangenen2020

(jW) Mumias 1.000. Kolumne (16.03.2020)

https://www.jungewelt.de/artikel/374525.free-mumia-abu-jamal-mumias-1-000-kolumne.html

(Free Them All Berlin) Johanna Fernandez redet über Mumia Abu-Jamal
(15.03.2020)

https://freethemallberlin.nostate.net/2020/03/15/johanna-fernandez-redet-ueber-mumia-abu-jamal/

(Lower Class Mag) Mumia Abu-Jamal: Sechs Kisten neue Beweise
(13.03.2020)

https://lowerclassmag.com/2020/03/13/mumia-abu-jamal-sechs-kisten-neue-beweise/

(ANF News) Verteidigung von Mumia Abu-Jamal: Wir wollen Freiheit
(13.03.2020)

https://anfdeutsch.com/hintergrund/verteidigung-von-mumia-abu-jamal-wir-wollen-freiheit-17863

(Workers World) Demonstrators call for freedom for Mumia, slam state's
efforts to delay justice (March 4, 2020)

https://www.workers.org/2020/03/46650/?utm_source=rss&utm_medium=rss&utm_campaign=demonstrators-call-for-freedom-for-mumia-slam-states-efforts-to-delay-justice

(Radio Aktiv Berlin) Sondersendung 'Mumia Abu-Jamal' (4.03.2020)

https://radioaktivberlin.nostate.net/2020/03/04/radio-aktiv-berlin-sondersendung-mumia-abu-jamal-am-4-maerz-2020/

(WHYY) Senior judge to review widow?s petition in Mumia Abu-Jamal case
(March 3, 2020)

https://whyy.org/articles/senior-judge-to-review-widows-petition-in-abu-jamal-case/?fbclid=IwAR3etqcqf5k-5rDmGTs2nCfFM2AXoWqQJNZ-r8HmyUAgU0CXIIok-4J8EK4

(Workers World) State makes last-ditch effort to deny Mumia justice
(March 2, 2020) 

https://www.workers.org/2020/03/46598/

(jW) Fall eingefroren - USA: Berufungsverfahren von Mumia Abu-Jamal
»ausgesetzt«. Entlassung von Bezirksstaatsanwalt gefordert
(2.03.2020)

https://www.jungewelt.de/artikel/373623.free-mumia-abu-jamal-fall-eingefroren.html

(Freie Radios) USA: Pennsylvania Supreme Court stoppt Mumia Abu-Jamals
Revision - Interview mit Michael Schiffmann vom Bundesweiten FREE MUMIA
Netzwerk (1.03.2020) 

https://www.freie-radios.net/100256

(Noelle Hanrahan, Prison Radio) Vier Richter des Pennsylvania Supreme
Court haben gerade ihr wahres Gesicht gezeigt: Rückschlag für Mumia
Abu-Jamal (1.03.2020) 

http://www.freiheit-fuer-mumia.de/#4xwahresgesicht

(Video - Achtung YOUTUBE) Mumia Abu-Jamal vs Fraternal Order of Police
(February 29, 2020) 

https://www.youtube.com/watch?v=xpV1zWlCIu4

(Philadelphia Inquirer) Mumia Abu-Jamal supporters rally, speaking out
against recent Pa. Supreme Court order (February 28, 2020)

https://www.inquirer.com/news/mumia-abu-jamal-supreme-court-order-rally-district-attorney-larry-krasner-20200229.html?__vfz=medium%3Dsharebar&fbclid=IwAR1xVkXZFJl09LstX4Srh2AiHkGFS6FQUOzunnM6T8GER9l4FzXuKAqONmw


2. Solidarität mit Gefangenen

(Free Them All Berlin) Covid 19: wash your hands and Free Them ALL! (29.
März 2020)

https://freethemallberlin.nostate.net/2020/03/29/covid-19-wash-your-hands-and-free-them-all/

(Radio Aktiv Berlin) Leonard Peltier: Repression und indigener
Widerstand in den USA (1.04.2020) 

https://radioaktivberlin.nostate.net/

(Heise.de) Chelsea Manning kommt frei, muss aber hohe Strafe zahlen
(13.03.2020)

https://www.heise.de/newsticker/meldung/Chelsea-Manning-kommt-frei-muss-aber-hohe-Strafe-zahlen-4682126.html

(Thomas Meyer-Falk) Corona-bedingte Beschränkungen in JVA Freiburg
(9.03.2020) 

https://de.indymedia.org/node/70774


Wir hoffen, gut informiert zu haben.

Bitte verbreite diese Meldungen auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief April 2020

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de
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STANDPUNKT/440: Vermögensabgabe zur Finanzierung der Krisen ist nötig und gerecht (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 2. April 2020

Vermögensabgabe zur Finanzierung der Krisen ist nötig und gerecht

NaturFreunde Deutschlands unterstützen Vorschläge von SPD- und Linken-Vorsitzenden



Berlin - In der Debatte über die Einführung einer Vermögensabgabe erklärt
Uwe Hiksch, Mitglied im Bundesvorstand der NaturFreunde Deutschlands:

Die NaturFreunde Deutschlands unterstützen die Vorschläge der
SPD-Vorsitzenden und NaturFreundin Saskia Esken sowie des 
Linke-Vorsitzenden Bernd Riexinger für die Einführung einer Vermögensabgabe. Der
vorgeschlagene Lastenausgleich ist solidarisch und fair und absolut
notwendig zur Finanzierung der Transformation der Gesellschaft.

Aufgrund der Corona-Krise wurden von Bundestag und Landesparlamenten
innerhalb kürzester Zeit sehr hohe neue Ausgaben genehmigt. Allein im
Bundeshaushalt sind 156 Milliarden Euro neue Schulden vorgesehen. Diese
Summen müssen solidarisch und fair finanziert werden und dürfen nicht nur
auf die Schultern von Arbeitnehmerinnen und finanziell Schwachen verlagert
werden. Zur Finanzierung müssen alle nach ihrem Leistungsvermögen
herangezogen werden.

Grundgesetz sieht Vermögensabgabe ausdrücklich vor

Im Grundgesetz ist die Möglichkeit von "einmaligen Vermögensabgaben"
(Artikel 106 Abs. 1 Nr. 5) ausdrücklich vorgesehen. Damit wurde von den
Verfassungsgebenden die Möglichkeit geschaffen, in Krisenzeiten größere
Vermögen für die Finanzierung gesellschaftlicher Herausforderungen
heranzuziehen.

Gleichzeitig ist die Corona-Krise nicht die einzige große Herausforderung
für die Gesellschaft. Um die Klimakrise zu stoppen, sind weitere sehr hohe
Ausgaben für die sozial-ökologische Tranformation der Industriegesellschaft
notwendig. Eine nachhaltige Energie- sowie eine Verkehrswende müssen
organisiert werden. Letztlich geht es auch um eine grundlegende
Richtungsentscheidung: Wird weiterhin zugelassen, dass im Rahmen des
neoliberalen Umbaus der Gesellschaft die über Jahrzehnte zunehmende
Bereicherung eines kleinen Teils der Gesellschaft ungehindert fortgesetzt
werden kann. Oder gibt es eine Trendumkehr?

Die Bundesregierung muss die vorgeschlagene Vermögenssteuer
schnellstmöglich einführen und große Vermögen zur Finanzierung der
notwendigen öffentlichen Aufgaben heranziehen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 02.04.2020

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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LESUNG/6645: Deutsches Literaturarchiv Marbach - Absage aller Veranstaltungen bis 15. Juni 2020


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen bis Juni 2020

Liebe Freundinnen und Freunde der Literatur,



zur Eindämmung der Verbreitung des Corona-Virus sind alle
öffentlichen Veranstaltungen, Workshops und Führungen des DLA bis
auf Weiteres abgesagt (voraussichtlich bis 15. Juni 2020). Die
Öffnung der Ausstellung "Hölderlin, Celan und die Sprachen der
Poesie" ist verschoben (Termin wird angekündigt).

Über neue digitale Angebote des DLA werden wir Sie in Kürze auf der
Startseite unserer Website (vorauss. ab 3. April) informieren!

Mit allen guten Wünschen

Ihre Direktion

Deutsches Literaturarchiv Marbach

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TREFF/1313: Das Literarische Colloquium Berlin zieht zu rbbKultur ins Radio und ins Internet ab 02.04.2020


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im März 2020

Neue Lesebühne »weiter lesen - das LCB im rbb«

Das Literarische Colloquium Berlin zieht zu rbbKultur ins Radio
und ins Internet



Start am 2. April um 19.04 Uhr

Unter dem Titel »weiter lesen - das LCB im rbb« bieten das
Literarische Colloquium Berlin (LCB) und der Rundfunk Berlin
Brandenburg (rbb) Autorinnen und Autoren eine neue Bühne. Die
Lesebühne des LCB am Wannsee wird in Teilen ins rbbKultur Radio und
ins Internet verlegt.

Am 2. April geht es los: immer donnerstags und sonnabends im
»Kulturtermin« auf rbbKultur von 19:04 Uhr bis 19:30 Uhr. Online und
als Podcast auf rbbKultur.de, rbbmachts.de und lcb.de.

Die Kooperation von LCB und rbb beginnt mit Autor·innen, die ihre
neuen Bücher in diesem Frühjahr am Wannsee hätten vorstellen sollen.
Dazu gehören die Debütant·innen Benjamin Quaderer (»Für immer die
Alpen«), Janna Steenfatt (»Die Überflüssigkeit der Dinge«) und
Christian Schulteisz (»Wense«). Helmut Böttiger präsentiert sein
neues Buch über den Lyriker Paul Celan. Alexander Chee schickt eine
Videobotschaft aus New York City. Olivia Wenzel spricht über ihr
Romandebüt »1000 Serpentinen Angst«, Nadja Küchenmeister stellt ihre
neuen Gedichte vor und Peter Schneider lässt Leben und Werk zu seinem
80. Geburtstag Revue passieren.

Die Autor·innen lesen ausgewählte Passagen aus ihren
Neuerscheinungen. Schriftsteller·innen und Literaturexpert·innen wie
Antje Rávik Strubel, Beatrice Faßbender, Hanne Reinhardt, Thorsten
Dönges und Thomas Geiger schildern ihre Lektüreeindrücke.

Natascha Freundel und Anne-Dore Krohn sprechen mit den Autor·innen
über erste Sätze, die Lust am Schreiben und die Schwierigkeiten,
diese Lust am Leben zu erhalten, wenn der Austausch im öffentlichen
Raum nicht mehr stattfinden kann.

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TREFF/1312: Literaturhaus Hamburg steht nicht still - Gemischtes Doppel, Podcast Next Book Please, #LHschreibwettbewerbfüralle


Literaturhaus Hamburg Newsletter

Das Literaturhaus steht nicht still



Liebe Freundinnen und Freunde des Literaturhauses

Gemischtes Doppel - Jetzt im Einzel - Empfehlungen als
Videoclip

Statt des Gemischten Doppels heute Abend im Saal geben Rainer Moritz
und Annemarie Stoltenberg nun per Video Buchtipps. Montags bis
freitags um 9.45 Uhr erscheint jeweils eine neue Empfehlung. Auf
Youtube, Facebook, Instagram und unserer Website können Sie die
3-bis-5-Minuten-Clips anschauen. Dafür müssen Sie nicht unbedingt in
diesen sozialen Netzwerken angemeldet sein. Am Montag empfahl Rainer
Moritz Margaret Mitchells »Vom Wind verweht«, am Dienstag Annemarie
Stoltenberg »Das Evangelium der Aale« von Patrik Svensson und heute ?
Na, da müssen Sie gleich schon selbst einschalten.

Next Book Please - Podcast

Eine neue Folge des Podcasts Next Book Please ist ebenfalls gerade
erschienen. Thomas Andre und Rainer Moritz besprechen drei neue Titel,
für die keinesfalls nur Empfehlungen abgegeben werden. Hören Sie
selbst.

Kreative Quarantäne - #LHschreibwettbewerbfüralle

Schreiben Sie Geschichten gegen den Hüttenkoller. Während alles aus
den Fugen gerät und vielerorts unsere freie Bewegung eingeschränkt
wird, wollen wir wenigstens Ihrer Kreativität (fast) keine Grenzen
setzen. Unsere einzigen Bedingungen: Es muss sich um ein in sich
geschlossenes Werk handeln, keine Auszüge aus längeren Texten.
Fanfiction ist nicht erlaubt. Schicken Sie uns bis zum 19.4.2020 Ihre
Geschichte von maximal 5 Seiten (getippt, Schriftgröße 12) als PDF-
Datei mit Name, Alter, Mailadresse an mail@literaturhaus-hamburg.de.
Und das Besondere daran ist, dass Kinder und Erwachsene gleichermaßen
eingeladen sind, mitzutun, nicht nur aus Hamburg, versteht sich.
Weitere Informationen finden Sie auf unserer Website. Wir wünschen
vergnügliches Schreiben.

Comixx mit Klasse - Einblicke in ein tolles Projekt

Die Abschlusspräsentation von Comixx mit Klasse konnte letzte Woche
leider nicht stattfinden, sie wird hoffentlich im Sommer nachgeholt.
Auf der virtuellen Bühne zeigen wir einige der entstandenen Comics in
den nächsten Tagen auf Facebook und Instagram.

Seien Sie unser Publikum

Wir freuen uns über Publikum auf diesen anderen Kanälen, teilen Sie
die Tipps, kommentieren Sie, schreiben Sie mit und abonnieren Sie uns.
Damit unterstützen Sie unsere Arbeit und steigern die Vorfreude auf
die nächsten Termine im Eddy-Lübbert-Saal. Literaturveranstaltungen
live vor Ort mit einem Getränk in der Hand und Menschengewimmel im
besten Sinne, das ist und bleibt das Herz des Literaturhauses, das
alles pulsieren lässt.

Mit Vorfreude auf das Wiedersehen grüßt herzlich:

Ihr Literaturhaus-Team

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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AUSSICHTEN/8942: Und morgen, den 03. April 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.04.2020 bis zum 04.04.2020 +++






[image: Jean-Luc 8942 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






April, April, wohl an der Zeit,

der Wendemonat zu Beginn,

das Wetter wechselt himmelweit.

Für Jean-Luc macht das Frühjahrssinn.
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FRAGEN/031: Spardiktat in Italien - Heute zahlen wir den Preis dafür (Gerhard Feldbauer)


"Heute zahlen wir den Preis dafür"

Italien leidet auch wegen neoliberalem Spardiktat unter den Folgen der Coronaviruspandemie

Ein Gespräch mit Stefano G. Azzarà

von Gerhard Feldbauer, 29. März 2020



Gerhard Feldbauer (F): Italien wird noch schwerer als China von der
Covid-19-Krise betroffen. Wo sehen Sie die Ursachen?

Stefano G. Azzarà (A): China, noch weitgehend ein Entwicklungsland,
hat die Coronavirus-Krise tatsächlich besser und schneller gemeistert
als Italien, ein führendes Industrieland. Der Notfall deckt die
strukturellen Schwächen der kapitalistischen Gesellschaft auf, in der
die politischen und Managemententscheidungen wesentlich von den
wirtschaftlichen Interessen der herrschenden Klassen abhängen, die
Produktion nicht zu stoppen und der Wettbewerb um Gewinne weitergeht.

In China dagegen beherrscht die Politik nicht nur die Kräfte des
Marktes und stellt sie in den Dienst der Interessen der Mehrheit,
sondern die Planung ermöglicht es auch, die Produktion schnell wieder
umzustellen.

Für Italien wie für jedes einzelne europäische Land wäre eine ähnliche
Solidarität zwischen allen Ländern der EU erforderlich. Die Krise wird
jedoch von den vorherrschenden Ländern genutzt, vorteilhafte
Positionen zum Nachteil anderer zu erreichen.

In Italien wird deutlich, dass über 30 Jahre neoliberale Politik -
soziale Kürzungen, Privatisierungen, Verkleinerung der Kapazitäten der
Krankenhäuser, Steuersenkungen für die Reichen - das Wohlfahrtssystem
entscheidend, vor allem das Gesundheitswesen geschwächt haben. Heute
zahlen wir den Preis dafür. Diese Politik haben nicht nur die Rechten
(Salvini, Berlusconi, Meloni) betrieben, sondern auch Mitte Links, vor
allem der Partito Democratico (PD).

F: Italien hat als erstes westeuropäisches Land Kuba und China um
Hilfe gebeten. Zwingt die Krise zum Umdenken?

A: Die politischen Kräfte in Italien akzeptieren mit großer
Verlegenheit die Hilfe der sozialistischen Länder: Das bedeutet, dass
sie nichts anderes tun konnten und dass die Situation sehr ernst ist.
Das könnte der Auftakt zu einer signifikanten Änderung der
öffentlichen Meinung sein. China zeigt konkret, dass es eine
friedliche Macht ist, die sich für globale Solidarität einsetzt.

Aber die Diffamierungsmaschinerie - das industrielle Mediensystem -
arbeitet kontinuierlich weiter, um zu verhindern, dass die Sympathien
für China wachsen. Intellektuelle, Journalisten und Professoren fahren
fort, täglich vor der "roten Gefahr" zu warnen und dass China kein
"Vorbild" werden darf. Das schließt die Versuche ein, die Natur der
NATO neu zu definieren und ihr globale Aufgaben im Bereich der
Gesundheitsverwaltung zu übertragen.

F: In den Medien ist meist zuerst von der Hilfe für die Wirtschaft die
Rede, welche Rolle spielen die Arbeiter?

A: In der Tat gilt die Sorge zuerst den Unternehmern. Bei der
Bekämpfung der Epidemie ordnete die Regierung an, dass die Bürger zu
Hause zu bleiben haben, ließ jedoch bis vor wenigen Tagen zu, dass
Unternehmen ihre nicht wichtige Industrieproduktion fortsetzen und die
Arbeiter unnötigen Risiken aussetzen durften. Als wenn das Leben eines
Arbeiters weniger wert ist als das eines Bourgeois. Die Gewerkschaften
haben das mit dem Aufruf zum Streik in diesen Betrieben unterbunden.

Um nochmals auf die EU zurück zu kommen: Mit und nach der Krise wird
die Frage sein, ob es zu einem Wechsel des Wirtschaftsparadigmas
kommt, was heißen müsste, expansiv auf der Grundlage öffentlicher
Investitionen auf kontinentaler Ebene zu einem neuen Verhältnis
zwischen Politik und Wirtschaft zu kommen. Die italienischen
Populisten, die ich europhobe Sozialchauvinisten nenne, rufen heute:
"Seht, Europa hat uns im Stich gelassen." Das gilt auch für andere
Länder. In Wirklichkeit würde jedes Land, wenn es sich selbst
überlassen wird, durch das Gewicht einer Krise niedergeschlagen
werden, die zu groß für den Einzelnen ist. Eine Reaktion auf
europäischer Ebene ist daher unabdingbar und der einzige Weg, auf dem
Europa sich selbst retten könnte.

Leider, das muss man hinzufügen, wird jetzt mehr denn je das Fehlen
einer Linken, die diesen Namen verdient und die in diese Klassenkämpfe
eingreifen müsste, um Veränderungen zu bewirken, deutlich.


Stefano G. Azzarà ist außerordentlicher Professor für
Geschichte der Philosophie an der Universität von Urbino, wo er die
Arbeit des 2018 verstorbenen Domenico Losurdo, den er seinen "Meister"
nennt, fortsetzt. Er ist wissenschaftlicher Direktor der Zeitschrift
"Materialismo Storico" und Koordinator der internationalen
interuniversitären Forschungsgruppe "Domenico Losurdo". Er forscht zur
Geschichte der Arbeiterbewegung, aber auch der "konservativen
Revolution" mit Aspekten zu Moeller van den Bruck, Nietzsche und
Heidegger.

 * 

Quelle:

© 2020 by Gerhard Feldbauer
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AUSSTELLUNG/9774: Virtuelles Stöbern im Architekturmuseum der TU Berlin


Technische Universität Berlin

Virtuelles Stöbern im Architekturmuseum der TU Berlin

Virtuell offen: Ausstellung #closedbutopen

Architekturmuseum lädt anhand von 65 Werken zu einer Online-Reise durch
seine Sammlung ein



Da die geplante Ausstellung zu Oswald Mathias Ungers und der "Konstruktion
des städtischen Ortes" derzeit im Architekturmuseum der TU Berlin wegen
der Corona-Krise nicht stattfinden kann, zeigt das Museum eine Auswahl von
Werken aus seiner Sammlung, die vor neun Jahren zum 125-jährigen Jubiläum
des Architekturmuseums zusammengestellt worden war. Online können
Interessierte sie jetzt neu und anders erfahren.

Zeit: Montag bis Sonntag: 0.00-24.00 Uhr

Ort: ausschließlich online unter:

www.architekturmuseum-berlin.de

Die 65 Werke können der Ausgangspunkt einer persönlichen Reise durch den
Sammlungskatalog des Architekturmuseums werden, der insgesamt 145.000
Objekte umfasst. Auch in Zeiten mit viel Zeit eine echte Herausforderung.

Apropos Katalog: Ab sofort stehen Scans aller Sammlungsobjekte auch in
höchster Auflösung kostenlos zur Verfügung. Dauerhaft.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 31.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DA/669: Unions For Future!


DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

Unions For Future!


Am 28./29. Februar 2020 organisierte die FAU Frankfurt die Konferenz
Systemwandel und Gewerkschaft mit dem Titel Klima, Digitalisierung,
Gewerkschaften und Arbeitskampf 4.0. Ein Interview mit Karsten Renner von
der FAU-Frankfurt.

von JayParker, 25. März 2020



Wie kam die Idee eine Konferenz zu machen? Wie ist die FAU Frankfurt in
klimapolitische Kämpfe eingebunden, gibt es Bündnisse?

Karsten Renner: In Frankfurt hatten wir uns seit Anfang 2018 mit dem
Thema Arbeit 4.0 / Industrie 4.0 und den gewerkschaftlichen
Handlungsoptionen dazu beschäftigt. Um unser Anliegen stärker in die
Öffentlichkeit zu bringen, haben wir unter dem Motto "Unions for Future -
System change not Climate change" zu einem Block auf der 1. Mai Demo 2019
in Frankfurt aufgerufen. Dort verteilten wir u.a. einen Flyer, in dem
unsere Sicht auf das Thema Kapitalismus, Klimapolitik, Produktion und
Machtverhasse, Lohnarbeit und die notwendige Rolle von Gewerkschaften
angesichts der ogischen Krise thematisiert wurde.

Auf dem FAU Kongress 2019 haben wir das Thema nochmal aufgegriffen und
darüber informiert, dass wir zum Ende des Jahres eine Konferenz planen,
"auf der entlang ausgewar Branchen die Auswirkungen der Digitalisierung auf
die Arbeit beleuchtet werden sollen. Ziel der Konferenz ist es, etwaige
neue Arbeitskampfmittel und -formen zu entwickeln und die
Diskussionsergebnisse als Basis fue weitere Arbeit zum Thema in einem
Reader zu verschriftlichen.

Wir haben dann noch einen FAU internen Text mit dem Titel "Generalstreik,
die FAU und Unions for Future" verfasst, in dem wir einen Schulterschluss
mit der Klimabewegung "Fridays for Future" vorgeschlagen haben. "Wir finden
das Anliegen der Bewegung richtig und wichtig und begru selbstverstach das
Mittel des Streiks zur Durchsetzung legitimer Ziele. (...) Zudem erot sich
aus unserer Sicht hier ein neues gewerkschaftliches Aktionsfeld in dem sich
auch das Thema der Notwendigkeit der Vergesellschaftung von Ressourcen und
"Demokratisierung der Wirtschaft" gut platzieren la".

Dann wurde für den 20. September 2019 ein globaler Klimastreik ausgerufen.
Maßgeblich initiiert von "Fridays for Future", sollten nicht nur die
Schüler*Innen streiken, sondern wir alle. Auch die FAU Frankfurt beteiligte
sich an den Vorbereitungen und unterstützte die Proteste unter dem Motto:
"Unions for Future - System change not climate change" und rief ihre
Mitglieder zur Teilnahme am globalen Klimastreik auf.

Als wir dann in der Planungsphase waren und überlegt haben, welche Themen
und Branchen wir auf der Konferenz vertreten sehen wollen, haben wir
natürlich zuerst bei den Menschen und Gruppen angefragt, mit denen wir vor
Ort eine langjährige Zusammenarbeit in konkreten Auseinandersetzungen und
Kämpfen haben. Da auch dort das Bedürfnis vorhanden war, überbetrieblichen
Austausch rund um Digitalisierung, Lohnarbeit und die Entwicklungen und
Auswirkungen in verschiedenen Branchen zu thematisieren, waren wir uns
schnell einig.

Welche Themen wurden besprochen?

KR: Die Themen richteten sich natürlich an den Arbeitsgruppen aus
und wegen der kurzfristigen krankheitsbedingten Absage des Referenten der
AG Automotive kam dieses wichtige Thema leider nur indirekt in dem Beitrag
des Arbeitskreis Umwelt Wiesbaden (AKU) bei der Auftaktveranstaltung zum
Tragen.

Die anderen AGs hatten als Themen Klima & Gewerkschaft, die Situation im
Pflegebereich, die Bedingungen in der internationalen Textilbranche und die
omische, ogische und soziale Bedeutung der ITK Branche
(Informationstechnologie (IT) und Telekommunikation (TK)). Zur AG "Zukunft
der Arbeit im Sozialwesen" kann ich exemplarisch ein paar Stichpunkte
nennen, dort ging es bspw. um die andauernde Ökonomisierung des Bereichs,
die Privatisierung otlicher Aufgaben, den Einsatz privatwirtschaftlicher
Managementtechniken und um deren Auswirkungen auf unsere Lohnarbeit.
Außerdem sind wir der Frage nachgegangen, wie es mit der Digitalisierung in
dieser Branche aussieht, welche Arbeitsprozesse digitalisiert werden, wo
dadurch Arbeitsplätze überflüssig werden und wo gegebenenfalls neue
entstehen. Dann ging es um das Thema der Möglichkeiten der Politisierung
der Beschäftigten und darum, wie wir uns als Lohnabhängige in der ganzen
Entwicklung die Räume und Handlungsmöglichkeiten zum Widerstand und zum
Arbeitskampf schaffen können.

Welche Gäste wurden eingeladen? Wie habt ihr den Kongress gestaltet?

KR: Spezielle Gäste gab es nicht, wenn wir von der Einladung an
Fridays for Future Frankfurt für die Auftaktveranstaltung mal absehen. Wir
haben natürlich verschiedene Initiativen - gerade aus dem IT Bereich - zur
Teilnahme eingeladen, wie auch KollegInnen und Mitglieder anderer
Gewerkschaften zu den jeweiligen Diskussionen.

Gemeinsam mit den Referenten der anderen Gruppen wurden die Themen und
Arbeitsgruppen vorbereitet. Wir haben dann Werbung gemacht, über Mailings,
persönliche Anschreiben, die extra erstellte Webseite, Flyer und Plakate.
Und die ganze Technik organisiert, die für eine Konferenz gebraucht wird,
Lautsprecheranlagen, Beamer, Flipcharts usw. und natürlich
situationsbedingt, Material das zur Vermeidung von Virusinfektionen
hilfreich ist.

Welche Resonanz gab es und aus welchem Spektrum?

KR: Das Interesse war für uns vorher nicht einzuschätzen, es gab
einige Anfragen und Anmeldungen und bei der Auftaktveranstaltung am
Freitagabend mit 7 Beiträgen kamen etwa 50 ZuhörerInnen. Bei den AGs am
Samstag - es waren jeweils drei parallel am Vor- und Nachmittag geplant -
waren durchgängig etwa 70 Personen anwesend. Die Teilnehmenden waren bunt
gemischt, die meisten kamen von außerhalb Frankfurts, das Spektrum reichte
von der FAU, über gewerkschaftlich Nichtorganisierte, Mitglieder von
ver.di, der IG Metal (IGM) und der IG Bergbau, Chemie, Energie (IGBCE),
Kolleginnen und Kollegen von transnationals information exchange (tie) und
der alternativen Hochschulgewerkschaft unter_bau usw..

Gibt es weiterführende Ideen, die aus dem Kongress entstanden sind?

KR: Die Abschriften und Auswertungen der Tonaufnahmen sind noch
nicht fertig gestellt, aber es gab verschiedene interessante Anregungen. In
Frankfurt werden wir mit den Beteiligten darüber sprechen, ob wir in
absehbarer Zeit eine Folgekonferenz durchführen können, denn in den 2,5
Stunden, die in den AGs zur Verfügung standen, läßt sich vieles nur
anreißen und eine Vertiefung der Diskussion wäre aus unserer Sicht sehr
wichtig. In diesem Sinn soll die Konferenz auch in einem Reader
nachbereitet werden.

Vielen Dank für das Interview.




Weitere Informationen findet ihr unter

https://unions4future.blogspot.com/

oder auf der Internetseite der FAU Frankfurt

https://frankfurt.fau.org/




URL des Artikels bei "DA - Direkte Aktion":

https://direkteaktion.org/unions-for-future/
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GLEICHHEIT/7050: Corona-Krise - Hunger und Unterernährung in Deutschland


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Corona-Krise: Hunger und Unterernährung in Deutschland

Von Carola Kleinert und Andy Niklaus

2. April 2020



In Deutschland drohen den rund 13 Millionen Armen wegen der Auswirkungen
der Corona-Pandemie Hunger, Unterernährung und blankes Elend. Hiervon sind
circa drei Millionen Kinder [1] betroffen, die wegen der Politik der Großen
Koalition aus CDU und SPD in bitterer Armut leben müssen.

Seit über zwei Wochen haben Kindergärten und Schulen bundesweit wegen der
Ausbreitung des gefährlichen Covid-19-Virus geschlossen. Damit fällt die
kostenlose Versorgung mit warmem Mittagessen für die von Hartz-IV
betroffenen Kinder ersatzlos weg. Für die Kinder und deren Eltern ist das
oftmals eine Katastrophe.

Die Hartz-IV-Regelsätze - zum Beispiel fünf Euro pro Tag für die
Verpflegung eines 15-Jährigen - reichen vorn und hinten nicht. Dies wissen
auch die Mitarbeiter der Jobcenter, weshalb Hartz-IV-Empfängern nicht
selten geraten wird, sich mit Hilfe des bundesweiten Netzes von
Essenstafeln notdürftig zu versorgen. Sogar die SPD-Zeitung Vorwärts
musste letzte Woche zugeben, dass den armen Familien rund 200 bis 250 Euro
im Monat für Essen fehlen.

In Deutschland wurde mit den von SPD und Grünen eingeführten Hartz-Gesetzen
der größte Niedriglohnsektor Europas [2] geschaffen und große Teile der
Arbeiterklasse, darunter insbesondere Familien und Rentner, in Armut
gestürzt. In Berlin hängt jedes dritte Kind von den kargen Sozialleistungen
ab. Im Ruhrgebiet leben ebenfalls mehr als 30 Prozent der Kinder in
Hartz-IV-Familien. Ähnlich sieht es in Hamburg, Köln, Düsseldorf und
anderen Großstädten aus.

Bis zu zwei Millionen Bedürftige waren im vergangenen Jahr auf die
gespendeten Lebensmittel der gemeinnützigen Tafeln angewiesen. Unter den
Tafelnutzern waren besonders Kinder und Jugendliche (mit 30 Prozent) sowie
Rentner (mit 20 Prozent) vertreten.

Doch nun ist auch diese Notversorgung wegen der Corona-Krise
zusammengebrochen.

Von den bundesweit 950 Tafeln mit über 2000 Ausgabestellen mussten bereits
400 Tafeln [3] schließen. Alle 150 Standorte des Kinderprojekts "Die
Arche", wo Kinder und Jugendliche mit Nahrung, aber auch mit spielerischen
und schulischen Angeboten unterstützt wurden, haben geschlossen.

Die Auswirkungen sind verheerend. Täglich erreichen Hilferufe von
Bedürftigen den Dachverband der Tafeln, wie dieser berichtet. Familien
können ihre Kinder nicht mehr ausreichend verköstigen. "Kinder haben nichts
mehr zu essen", warnt Wolfgang Büscher, Pressesprecher der Berliner Arche.

Hunger und Unterernährung kehren als Bestandteil des kapitalistischen
Systems auch in den reichen Ländern zurück. Es ist absehbar, dass die
massenhafte Vernichtung von Arbeitsplätzen in Folge der Corona-Pandemie
sowie die Einführung von Kurzarbeit für Millionen von Arbeitern mit einer
weiteren Verarmung einhergehen werden. Schon jetzt wissen prekär
beschäftigte Arbeiter, etwa die acht Millionen Mini-Jobber und
Solo-Selbstständigen, wegen des ersatzlosen Wegfalls ihrer schmalen
Einkommen nicht, wie sie Miete und Nahrung bezahlen sollen.

Doch nicht Gesundheit und Wohlbefinden der Bevölkerung, sondern maßlose
Bereicherung und Erhalt des obszönen Reichtums einiger Weniger bestimmen
auch während der Corona-Krise die Politik der Bundesregierung. Das zeigt
die eilfertige Bereitschaft der Regierung und die parteiübergreifende
Zustimmung im Bundestag, 600 Milliarden Euro für die Großunternehmen und
die Finanzelite zur Verfügung zu stellen.

Die Maßnahmen der Großen Koalition im sogenannten "Sozialschutzpaket"
mildern hingegen kaum die größten Nöte. Mini-Jobber und Solo-Selbstständige
haben weiterhin keinen Anspruch auf Kurzarbeitergeld. Fällige Mietzahlungen
und Kreditraten werden lediglich ausgesetzt. Zwar werden alle
Hartz-IV-Leistungen ohne gesonderte Prüfung weiter bewilligt, die
Vermögensprüfung bei Hartz-IV-Anträgen auf ein halbes Jahr ausgesetzt und
die Erlangung des Kindergeldzuschlags von bis zu 185 Euro monatlich
erleichtert.

Doch gerade die Ärmsten der Armen werden von der Regierung bisher
ignoriert. So erhalten beispielsweise den Kindergeldzuschlag nur arbeitende
Eltern oder Aufstocker, wie der Spiegel berichtet. Arbeitslose
Eltern sind hiervon ausgeschlossen. Brachten schon vor der Pandemie die
beengten Wohnverhältnisse, die finanzielle Not und der soziale Druck der
Ausgrenzung und Stigmatisierung erhebliche Schwierigkeiten mit sich, so sei
jetzt "die Not deutlich spürbar", so Büscher von der Berliner Arche.

Besonders dramatisch wirken sich die Einschränkungen des öffentlichen
Lebens auch auf Wohnungs- und Obdachlose sowie Flüchtlinge aus.

Im vergangenen Jahr lebten rund 1,2 Millionen wohnungslose Menschen, davon
etwa 50.000 Obdachlose, in Deutschland. Unterschiedliche
Hilfsorganisationen gehen von einer weit höheren Dunkelziffer aus. Die
wegen der Pandemie geschlossenen Notunterkünfte für Obdachlose, die extreme
Einschränkung der medizinischen Versorgung und der fast vollständige
Wegfall von Almosen oder Hinzuverdiensten (Flaschensammeln,
Zeitungsverkauf) sowie die fehlenden Essenstafeln machen ein Überleben
quasi unmöglich.

Die Landesregierungen sehen sich angesichts der rasanten Ausbreitung des
Corona-Virus gezwungen, die Obdachlosen "von der Straße zu bekommen" und
gleichzeitig den gegenwärtigen hygienischen wie 
"social-distance"-Vorschriften Rechnung zu tragen, doch sie tun das völlig unzureichend.

In der Bundeshauptstadt beispielsweise hat die seit Anfang 2017 regierende
SPD-Linkspartei-Grünen-Koalition lediglich gestattet, dass Notunterkünfte
von den Obdachlosen rund um die Uhr genutzt werden dürfen. Die massenhaft
leerstehenden Hotelzimmer sowie die laut Sozialsenatorin Elke Breitenbach
(Linkspartei) derzeit etwa 2000 freien Plätze [4] in den Einrichtungen des
Landesamtes für Flüchtlingsangelegenheiten werden als
Unterbringungsmöglichkeit vom Berliner Senat hingegen nicht in Erwägung
gezogen.

Für die in der Hauptstadt offiziell gezählten 2000 und geschätzt bis zu
10.000 Obdachlosen sollen mit 200 angemieteten Betten in einer
Jugendherberge sowie 150 noch herzurichtenden Plätzen in einer 
Kälte-Hilfe-Notunterkunft insgesamt nur 350 Unterkünfte geschaffen werden.

Auch für die sogenannten "Wohnungslosen" (ohne eigenen festen Wohnraum),
unter ihnen hunderttausende Flüchtlinge, ist die Situation katastrophal.
Wegen der strengen Pandemie-Maßnahmen sind sie auf unbestimmte Zeit in den
vielfach zu engen Unterkünften und Heimen eingepfercht und dürfen - wie
alle anderen - nur zu Zwecken der Grundversorgung oder für einen kleinen
Spaziergang die Unterkunft verlassen.

Asylsuchende sind in besonderem Maße den Maßnahmen der Landesregierungen
ausgeliefert. So ließ die Thüringer Landesregierung in Suhl [5] die
Flüchtlinge wegen eines auf den Corona-Virus positiv getesteten
Asylbewerbers in einer Unterkunft mit Hilfe von Polizeikräften vollständig
einsperren. Es wurde weder umfassend getestet, um die Quarantäne zu
verkürzen, noch wurden menschenwürdige Unterkünfte gesucht, um weitere
Infektionen zu verhindern.

Mit größter Deutlichkeit treten mit der Krise die Spaltung der Gesellschaft
in Arm und Reich und die gnadenlosen Klassenpolitik der Bourgeoisie und
ihren Handlangern in allen politischen Lagern zu Tage.

Wenn nun der Staatsapparat gerüstet und die Bundeswehr im Inland eingesetzt
wird, geht es nicht darum, die Pandemie unter Kontrolle zu bringen, sondern
diese Klassenpolitik mit Gewalt durchzusetzen. In Neapel und Palermo hat
der Hunger Arbeiter schon dazu gezwungen, sich in den Supermärkten Nudeln,
Tomatensoße und andere für die Versorgung ihrer hungernden Familien
notwendigen Lebensmittel zu besorgen, ohne dafür zu bezahlen. Die Regierung
reagierte mit einem brutalen Polizeieinsatz und lässt die Polizei jetzt vor
den Läden patrouillieren.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2020/02/10/arm-f10.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2019/07/15/iwfa-j15.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2019/09/24/tafe-s24.html

[4] https://www.wsws.org/de/articles/2020/03/06/rass-m06.html

[5] https://www.wsws.org/de/articles/2020/03/25/link-m25.html
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Erfolgreich ans Bein pissen

von Sabine Hunziker



Leicht einzuordnen ist die Künstlerin Princess Nokia nicht. Als
afro-indigene Frau in Sparten wie Hip-Hop, Pop oder Rap sticht sie
nicht nur aus dem Musikmainstream heraus, sondern sie ist
Mitbegründerin eines neuen Genres: Queer Rap. Höchste Zeit, sie
kennenzulernen.


Alle Leben beginnen mit der Geburt: Die Kinderjahre verbrachte
Destiny Frasqueri auch in der Bronx New Yorks. Das Leben der
nigerianischen und puerto-ricanischen Einwandererfamilie änderte sich
grundlegend, als die Mutter an Aids starb. Die spätere Princess Nokia
wurde danach in verschiedenen Pflegefamilien untergebracht, wo sie oft
misshandelt wurde.


Internationaler Durchbruch

Eine Flucht glückte als Teenager: Princess Nokia hatte drei Dollar und
ein altes Handy im Gepäck - und viele gute Ideen und Pläne. Wenige
Jahre später begann sie, in einem Club aufzutreten. Unter dem Namen
Wavy Spice produzierte sie Musik-Tracks und wurde in der Gay-Szene
bekannt. Doch das war nicht genug. Princess Nokia experimentierte und
braute Zaubertränke, in denen afrikanische Trommeln, schräger Jazz,
Elektro und Hip-Hop-Beats Hauptzutaten waren. Hier entstand das Album
"Metallic Butterfly". Schon ein Jahr später verwarf sie das Rezept und
setzte bei "Honeysuckle" auf Soul und Blues. Der internationale
Durchbruch kam allerdings mit "1992". Die Platte, benannt nach dem
Geburtsjahr von Princess Nokia, enthielt nur das Beste aus den
vorangegangenen Experimenten.


Geburt eines neuen Genres

Der Song "Tomboy" steht für die Künstlerin wie kein anderer. Hier
rappt sie über ihre kleinen Titten und ihren fetten Bauch und
bezeichnet sich selber als Tomboy, wobei sie diese Figur irgendwie
auch neu auslegt: Den Hoodie hochgezogen springen verpixelte Brüste
ins Auge und eine Kippe ist zwischen ein Victory-V von Fingern mit
langen Fingernägeln geklemmt. Auf dem Dach von einem Auto sitzend,
rollen Tomboys durch triste Ghettostrassen, die Finger zu Knarren
geformt und der Ringfinger drückt ab - immer wieder. Fast hört man
Schüsse knallen und leere Patronenhülsen fallen. Auf dem
Basketballplatz, umzäunt mit rostigem Gitterzaun ziehen Tomboys sich
die Hosen runter, um ihre Superman- und Batman-Unterhosen blitzen zu
lassen. Das und mehr zeigt die Prinzessin in ihren Videos. Sich nicht
an zugeschriebene Geschlechterrollen halten, das ist mehr als ein
Ratschlag. Body Positivity feiern. Die Feministin nimmt sich Raum,
wird mächtig und kreiert ein Genre mit: den Queer Rap mit viel, viel
Old School Hip-Hop. Genau den Musikstil, den wir schon lange vermisst
haben, der geil ist und alle aktuellen sogenannten "Gangsterrapper",
"Schmuserapper" und "Mundartrapper" niemals so hinbekommen würden.


Raum für Frauen*

Princess Nokias Konzerte sind Safe-Space für Frauen, Queers und
Transpersonen. Normalerweise sind Rap-Shows fast Rape-Shows, wo sich
Cis-Männer in Phantasien austoben. Nun muss der Raum für Frauen* her:
sofort, jetzt, heute und in Zukunft! Die Princess of Queer Rap blieb
nicht untätig. 2018 folgte ein neues Mixtape mit dem Titel "A Girl
Cried Red". Hier ist fertig mit Hip-Hop und doch wieder etwas alte
Schule: nämlich Punkrock, Lieblingsmusik, von Klein-Destiny. Selber
posiert sie mit Metal-T-Shirt auf dem Cover, was aber nichts über
ihren Sound hier aussagt. Eher blau ist der Grundtenor: Baden in
Wasser, die Haare in ein Frotteetuch gewickelt. Das alles bei Nacht.
Melancholisch traurig und extrem verletzlich. Dann kommen grobe
Gitarrenriffs dazu, überfüllte Aschenbecher und halb leergetrunkene
PET-Flaschen. Sprudel vielleicht auch mit Hochprozentigem gemischt.
Quatschen mit der Crew auf dem Dach eines Hochhauses. Nach diesem
kurzen Ausflug ins Reich des Punks geht es 2020 bei der Prinzessin des
Queer Raps wieder zurück zum Hip-Hop. Noch in diesem Jahr soll ein
Album erscheinen und im Frühjahr gab es verschiedene Konzerte in der
Schweiz, ein paar Konzerte in Europa stehen noch an.

 * 
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Die Entzauberung des Privateigentums

von Jörg Goldberg



Thomas Piketty ist eine Ausnahmeerscheinung unter den weltweit
führenden Ökonomen. Sein 2013 erschienenes Buch "Das Kapital im 21.
Jahrhundert" erreicht eine Auflage von mehr als zweieinhalb Millionen.
Auf der Basis einer Fülle von historischen Daten[1] kritisiert er die
zunehmende Ungleichheit der modernen Eigentümergesellschaften.[2] Sein
Werk hat dazu beigetragen, dass es wieder einen sozialen
Umverteilungsdiskurs gibt. Nun hat er unter dem Titel "Kapital und
Ideologie"[3] ein weiteres Buch vorgelegt, das sich als Erweiterung
der Arbeit von 2013 versteht. Piketty verweist auf zwei "Begrenzungen"
des vorangegangen Buches, die er nun überwinden möchte: Den
"westlich-zentrierten" Blick und die Vernachlässigung der
ideologisch-politischen Ursachen der Eigentumskonzentration (11). Im
neuen Buch behandelt er auch außereuropäische Gesellschaften und
beschäftigt sich mit den ideologischen Aspekten der
"Eigentümergesellschaft": Ideologie sei ein "Ensemble von Ideen und
Diskursen die beschreiben, wie eine Gesellschaft beschaffen sein
sollte." (16) Jede Gesellschaft müsse "Ungleichheit rechtfertigen",
wobei hinzuzufügen ist, dass man Ungleichheit auch schlicht leugnen
kann. Dafür führt er viele Beispiele an: Von der Selbstbeschreibung
des nachrevolutionären Frankreich als "Gesellschaft der kleinen
Eigentümer" (184), einer "französischen Heuchelei" (187) bis zum
Gleichheitsversprechen islamischer Länder des mittleren Ostens (477),
die tatsächlich extrem ungleich sind.


Kapitalismus, Privateigentum und Ideologie

Wie im Buch von 2013 ist auch dieses Mal viel von Kapital und
Kapitalismus die Rede. Kapital ist für Piketty, wie schon Georg
Fülberth in der Besprechung des Buches von 2013 hervorgehoben hatte,
einfach eine Ansammlung von Vermögen, was es in allen Gesellschaften
nach der Urgesellschaft gegeben hat. Trotzdem lässt er den
Kapitalismus - richtigerweise - erst im 19. Jahrhundert beginnen: Dass
dieser, anders als alle historisch vorangegangenen Gesellschaften,
durch den Verwertungs- und Akkumulationszwang des Kapitals
gekennzeichnet ist, dass es dieses Zwangsgesetz ist, das den
begrifflichen Unterschied zwischen Vermögen und Kapital ausmacht,
entgeht ihm. Diese begriffliche Leerstelle kann man tolerieren, so
lange es um die empirische Darstellung von Verteilungsverhältnissen
geht. Im neuen Buch aber wird auch die Entwicklungsdynamik der
modernen Gesellschaften behandelt. Neben der wachsenden Ungleichheit
gilt für Piketty die Klimakrise als zentrale Herausforderung - wie
soll diese verstanden werden, ohne den aus dem Verwertungsdrang des
Kapitals resultierenden Akkumulations- und Wachstumszwang in Rechnung
zu stellen? Darauf wird weiter unten im Kontext seiner
Alternativvorstellungen eingegangen werden.

Gleich am Anfang grenzt er sich vom Marxismus ab, dem er die
Behauptung unterstellt, dass "die Produktivkräfte und die
Produktionsverhältnisse fast mechanisch den ideologischen Überbau
einer Gesellschaft bestimmten." Damit kritisiert er allerdings nur
eine Karikatur des Marxismus.[4] Er behauptet dagegen "die wirkliche
Autonomie der Sphäre der Ideen, d.h. der ideologisch-politischen
Sphäre." (21) Weiter unten wird deutlich werden, dass er, wenn es
konkret wird, die ideologischen Prozesse nicht nur auf Entwicklungen
in der Sphäre der Ideen, sondern immer auch auf ökonomische
Widersprüche und Interessen bezieht, nicht der einzige Punkt, in dem
er sich - im Interesse der historischen Wahrheit - selbst widerlegt.


Die Herausbildung der Eigentümergesellschaft

Das Buch besteht aus vier Teilen. Im ersten Teil geht es um den
Übergang von der "dreiständischen" (ternaire) Gesellschaft (der
Begriff Feudalismus taucht nicht auf) zur Eigentümergesellschaft,
wobei er Frankreich, Großbritannien und Schweden näher untersucht.
Ausgehend vom französischen Beispiel (bekanntlich hat die Einberufung
der aus dem Klerus, dem Adel und dem Bürgertum bestehenden
Generalstände durch den König die Revolution von 1789 befördert)
untersucht Piketty die unterschiedlichen historischen Wege, auf denen
die moderne Eigentümergesellschaft die "trifunktionellen"
Gesellschaften abgelöst hat. Die drei Funktionen der
religiösen/geistigen Sinngebung, des Kriegertums und der produktiven
Arbeit prägten Piketty zufolge weltweit alle vorkapitalistischen
Gesellschaften. Am Ende des Buches räumt Piketty allerdings ein, dass
sein Blick auf außereuropäische Gesellschaften immer noch
"westlich-zentriert" ist (1195).[5] Entsprechen die vier indischen
"varnas" (Brahmanen, Krieger, besitzende Bauern, Arbeiter) noch grob
dem französischen Schema, so versagt diese Übertragung im chinesischen
Fall. Die Überwindung der "dreiständischen" Gesellschaften erfolgte in
Europa durch Ablösung der politischen Herrschaftsfunktionen vom
Eigentum und ihre Übertragung auf den Zentralstaat, was die politische
Rolle und Legitimität der obersten Stände untergrub. Ihnen blieb das
Eigentum, wobei politische Vorrechte oft (auf dem Wege finanzieller
Entschädigung) in Eigentum verwandelt wurden. Die "große Trennung"
(143) zwischen Herrschaft und Eigentum vollzog sich in Frankreich
revolutionär, in anderen Ländern erfolgte sie in einem längeren
Prozess. Weil aber herrschaftliche Privilegien in der Regel in
Eigentumsrechte verwandelt wurden, beeinflussen die "trifunktionellen"
Gesellschaften noch immer die moderne Welt (125). Im Übrigen vollzog
sich dieser Übergang nicht bloß im Reich der Ideen, zentral waren
"Massenmobilisierungen" der Bevölkerung (66), also der Klassenkampf,
ein Element der ökonomischen Basis.


Kolonial- und Sklavenhaltergesellschaften

Im zweiten Teil befasst sich Piketty mit den Folgen, die der
Zusammenstoß mit dem europäischen Kolonialismus für die
außereuropäische Welt hatte. Vor allem seine Darstellung Indiens ist
lesenswert (während die Passagen über China und den Iran oberflächlich
sind). Er fragt eingangs, warum das indische Kastensystem bis heute
überlebte, während die europäischen Standesgesellschaften untergingen.
Der Hauptgrund sei die britische Kolonialherrschaft, die die flexiblen
und sich ständig wandelnden Systeme von "varnas" und "jatis" im Rahmen
regelmäßiger Volkszählungen vermischte, festschrieb und
hierarchisierte. Hinzu kommen religiöse Einflüsse. Es wird gezeigt,
dass die durch die Briten überformte und verfestigte Kastenordnung
noch heute die indischen Eigentums-, Einkommens- und
Bildungsverhältnisse sowie das Stimmverhalten bei Wahlen prägt (1079).
Generell gelte für alle Kolonialgesellschaften, dass dort Einkommen
und Vermögen nicht ungleicher verteilt waren als in den Mutterländern:
Entscheidend ist die (weiße) Hautfarbe bzw. die (europäische)
"Identität" der Oberschicht (315). Besonders gut kennt Piketty die
Geschichte der französischen Kolonien, wobei der Fall von Santo
Domingo/Haiti die Kontinuität von Herrschaftsverhältnissen
exemplarisch zeigt. Als sich die Sklaven Haitis Ende des 18.
Jahrhunderts selbst befreiten, tat sich die
französisch-republikanische Kolonialmacht besonders schwer: Die
Befreiung der Sklaven und die Unabhängigkeit des Landes brachte den
Sklavenhaltern Verluste, für die sie vom französischen Staat
Entschädigung forderten. Der aber war nicht gewillt, diese aus eigenen
Mitteln aufzubringen. Unter dem Druck einer Kriegsflotte erklärte sich
die Regierung Haitis 1825 bereit, Frankreich eine Summe von 150
Millionen Goldfrancs als Entschädigung zu zahlen, damals das Dreifache
der haitianischen Jahresproduktion: Das bitterarme Land brauchte 125
Jahre, d.h. bis 1950, um seine ,Schuld' zu begleichen (266). Noch 2004
weigerte sich der französische Präsident Chirac, der Einladung Haitis
zum 200jährigen Jubiläum der Unabhängigkeitserklärung zu folgen: Man
hatte Angst, dass Haiti die Rückzahlung der auf 20 Milliarden
US-Dollar geschätzten unrechtmäßigen Schuld fordern könnte (272).


Die Krise der Eigentümergesellschaften im 20. Jahrhundert


Das Ende der durch ständische Privilegien gekennzeichneten
"trifunktionellen" Gesellschaften und ihr Ersatz durch
"Eigentümergesellschaften" Ende des 18. Jahrhunderts hat die
gesellschaftliche Ungleichheit, insbesondere die Konzentration der
Vermögen, eher noch gesteigert. Diese Entwicklung hat sich erst im
Zeitraum 1910 bis 1980 umgekehrt: So ging der Vermögensanteil des
reichsten Zehntels der Bevölkerung in Frankreich von 80/90 Prozent bis
1980 auf 50 Prozent zurück, fast ausschließlich zugunsten der
mittleren Gruppen. Die ärmere Bevölkerungshälfte blieb weiter ohne
Vermögen (164). Der Rückgang der Konzentration von Vermögen (und
Einkommen) im 20. Jahrhundert war in allen westlichen Gesellschaften
zu beobachten. Im dritten Teil des Buches untersucht Piketty die
Ursachen dieser Dekonzentration, die vor allem mit der Vernichtung von
Privatvermögen (504) zusammenhängt: Zum geringeren Teil war dies den
Kriegsfolgen, zum größeren Teil dem Verlust von Auslandsvermögen und
von Nationalisierungen geschuldet. Hinzu kamen die Folgen einer
verschärften progressiven Besteuerung. "Das Ende der
Eigentümergesellschaften war vor allem die Folge
politisch-ideologischer Veränderungen. ... Politische Mobilisierungen
und Kämpfe spielten dabei eine zentrale Rolle ..." (547/8). Die
Entstehung des sozialistischen Lagers, "die wohl radikalste
Herausforderung der Eigentümergesellschaften" (673) und dessen
Einfluss auf den Westen und die Kolonien hatte bei diesen
Veränderungen einen großen Anteil.

Der Trend zur Dekonzentration von Vermögen und Einkommen nach 1910 hat
sich ab 1980 wieder umgekehrt, es entstanden überall auf der Welt
"neoproprietaristische" (821) Gesellschaften. Der "Anstieg der
Ungleichheit war mit einer Verlangsamung des Wirtschaftswachstums
verbunden" (760), eine historische Tatsache, die die Anhänger
neoliberaler 'Reformen' heute erfolgreich verdrängen. Die Ursachen der
Umkehr nach 1980 sind vielfältig, dazu gehören die Niederlage des
Kommunismus, die zunehmende Angst vor weiterer Umverteilung und die
Globalisierung des Kapital- und Warenverkehrs, was zu einem
Steuerwettlauf nach unten führte. Die Folge waren tiefgreifende
politisch-ideologische Veränderungen, was Piketty zufolge aber kein
zwangsläufiger Prozess war, sondern mit strategischen Fehlern der
Linken zusammenhängt.


Die Verwandlung der Linken

Im Mittelpunkt seines Erklärungsansatzes steht die Verwandlung und der
Niedergang der Linken und damit die Marginalisierung jener politischen
Positionen, die durch sozialstaatliche Umverteilung und die
Beschränkung von Eigentumsrechten der Konzentration von Vermögen,
Einkommen und politischer Macht bei einer kleinen Oberschicht
entgegenwirken wollten. Darum geht es im vierten Teil des Buches:
Wurden die linken Parteien (Piketty differenziert diese nicht) nach
dem Zweiten Weltkrieg bis ca. 1980 überwiegend von vermögenslosen
Bevölkerungsgruppen gewählt, deren Einkommen und Bildungsabschlüsse
niedrig waren, so hat sich dies nach 1980 teilweise umgekehrt: Die
"Arbeiterparteien wurden zu Parteien der Diplomierten" (865). Die
Bildungsaufsteiger in den linken Parteien übernahmen das Elitedenken
der herrschenden Klassen. Piketty weist diese Veränderung auf der
Grundlage reichen empirischen Materials für einige europäische Länder
und die USA nach: Während die Wähler mit niedrigeren
Bildungsabschlüssen immer weniger für linke Parteien stimmten
(zunächst durch Wahlenthaltung), gewannen diese überdurchschnittlich
in den hohen und höchsten Bildungsschichten. Die proletarische Linke
wurde zur "Brahmanen-Linken" (878). Diese näherte sich in der Folge
politisch der "Wirtschafts-Rechten" an, wobei die besitzenden
Schichten nach wie vor für konservative Parteien votieren. Es kam zu
einer Verbindung zwischen (linken) Bildungs- und (rechten)
Vermögenseliten (943). In praktisch allen westlichen Ländern
wechselten sich "Brahmanen-Linke" mit "Wirtschafts-Rechten" an der
Regierung ab bzw. bildeten Koalitionen.[6] Piketty zeichnet dies
detailliert für Frankreich, Großbritannien, Schweden und die USA nach,
leider kennt er die deutschen Verhältnisse kaum. Ausführlich
beschäftigt er sich mit dem Aufstieg "sozial-nativistischer",[7] d.h.
nationalistischer und fremdenfeindlicher Gruppierungen, die Teile der
unteren Einkommens- und Bildungsschichten gewinnen können: Seiner
Ansicht nach ist dies die Folge der Verwandlung linker Parteien in
Parteien der Bildungselite, von denen sich die unteren Bildungsgruppen
nicht mehr vertreten fühlen. Die "sozial-nativistischen" Parteien
seien erst später in das von der Linken gelassene politische Vakuum
gestoßen (876), die unteren Bildungsschichten seien keineswegs per se
fremdenfeindlicher als andere Gruppen. Die "brahmanischen"
Linksparteien verzichteten (unter dem Druck internationaler
Steuerkonkurrenz) auf klassische Umverteilungspolitik und - dies
betont Piketty - hörten auf, für ein gerechtes Bildungssystem
einzutreten. An Daten aus Frankreich, Großbritannien und den USA zeigt
er, in welchem Maße die Bildungspolitik die Oberschichten begünstigt.


Für einen partizipativen Sozialismus

Im letzten Kapitel entwickelt Piketty ein politisches Programm, das -
mit Verlaub gesagt - stellenweise etwas selbstgestrickt wirkt. Seine
theoretischen Defizite kommen hier voll zum Tragen. Es ist daher auch
mitnichten radikal, wie in einigen bürgerlichen Gazetten behauptet
wird. Die "Überwindung des Kapitalismus" nach Piketty ruht auf zwei
Pfeilern: Der Mitbestimmung der Beschäftigten in den Unternehmen
(unter explizitem Bezug auf das deutsche Beispiel) und der
progressiven Besteuerung von Vermögen, Erbschaften und Einkommen. Das
Hauptproblem seien fehlende supranationale Lösungen für eine solche
Politik.

Mit diesem Konzept fällt er teilweise noch hinter die katholische
Soziallehre zurück. Denn diese weiß (und kritisiert), dass der Profit
auch dann "Motor des wirtschaftlichen Fortschritts" ist, wenn er
anders verteilt wird[8] - was Piketty nicht nachvollziehen kann, weil
er die Kategorie des Profits als Steuerungselement der
kapitalistischen Wirtschaft nicht kennt. Darum aber geht es bei der
Überwindung des Kapitalismus: Die gesellschaftliche und
wirtschaftliche Entwicklung vom Zwangsgesetz der Kapitalverwertung zu
befreien. Diesem muss (bei Strafe des Untergangs) auch ein
mitbestimmtes Unternehmen gehorchen, wie u.a. die Geschichte der
deutschen Mitbestimmung zeigt. Das macht Pikettys Reformstrategie
nicht falsch, insbesondere sein Steuerkonzept sei der Aufmerksamkeit
jeder linken Partei und Gewerkschaft empfohlen. Allerdings beseitigt
dies nicht den Kapitalismus, der immanente Zwang zu Wachstum und
Naturverbrauch bleibt ebenso bestehen wie die Tendenz zur
Ungleichverteilung. Dieses über die Konkurrenz den Einzelkapitalen
(seien sie mitbestimmt oder nicht) vermittelte Zwangsgesetz bildet den
Kern der Klimakrise.

Pikettys fehlendes Verständnis der Funktionsweise kapitalistischer
Systeme mindert den großen Wert des Buches nicht: Hier werden nicht
nur die Mythen der neoliberalen 'Reformagenda' an der Wirklichkeit
gemessen und als Ausfluss reiner Interessenpolitik der
Vermögensbesitzer dargestellt. Vor allem wird deutlich, in welchem
Maße der Verzicht von großen Teilen der Linken auf soziale
Umverteilungspolitik und die Akzeptanz vermeintlicher wirtschaftlicher
'Sachzwänge' nationalistischen und rassistischen Positionen Tür und
Tor öffnet: "Die Verhärtung identitärer Konfliktlinien wird genährt
durch das Gefühl, dass eine gerechte Wirtschaftsordnung und wirkliche
soziale Gerechtigkeit nicht erreichbar seien. Nur die Wiedereröffnung
der Debatten über Gerechtigkeit und über die Wirtschaftsordnung wird
dazu führen, dass die Frage des Eigentums und der Verteilung wieder in
den Vordergrund rückt, vor den Fragen von Grenzen und Identitäten."
(959)


Anmerkungen

[1] Beide Bücher referieren nur eine Auswahl von Daten, für einen
detaillierten Nachvollzug sei auf die von Piketty mitentwickelte
"World Inequality Database" (http://WID.world) verwiesen.

[2] Georg Fülberth in: Z 100 (Dezember 2014), S. 61 - 68.

[3] Thomas Piketty, Capital et Idéologie, Editions du Seuil, Paris
2019, 1198 S., 25 Euro. Das Buch wird im März 2020 in deutscher
Sprache im Verlag C.H. Beck, München, erscheinen. Die vorliegende
Rezension wurde auf der Grundlage des französischen Originals
verfasst, die Zitate wurden vom Rezensenten übersetzt. Sie erschien in
leicht veränderter Form zuerst in "junge welt" v. 9.12.2020.

[4] Piketty kennt die einschlägige marxistische Debatte nicht.
Friedrich Engels z.B. bezeichnete "die ökonomischen Bedingungen als
das in letzter Instanz die geschichtliche Entwicklung Bedingende" (MEW
39, S. 206) und betont die Wechselwirkung zwischen ideologischer
Sphäre und ökonomischen Verhältnissen.

[5] Dass Piketty dem europäischen Blick verhaftet bleibt zeigt die
Tatsache, dass er sich nicht mit dem Eigentumsbegriff
auseinandersetzt, obwohl er diesen ständig gebraucht: Privateigentum
ist für ihn identisch mit dem vom römischen Recht geprägten
unbeschränkten Individualeigentum, eine Form, die global eine Ausnahme
darstellt.

[6] Macrons Bewegung "La République en marche" ist der Prototyp einer
solchen Koalition.

[7] Der Begriff "Nativismus" kommt aus der Psychologie, Piketty möchte
wohl die Bezeichnung 'sozial-nationalistisch', die treffender wäre,
vermeiden. Den Begriff des Populismus lehnt er aus guten Gründen ab.

[8] Enzyklika "Populorum progressio", 1967.
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INTERNATIONAL/232: Ecuador - Präsident verkündet die Schließung aller öffentlichen Medien (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Ecuador 

Präsident verkündet die Schließung aller öffentlichen Medien



Um auf die Wirtschaftskrise des Landes zu reagieren, hat
Präsident Lenín Moreno die Schließung der Anstalt öffentlicher Medien
angekündigt.

(Observacom/Ecuador, 17. März 2020) - Um auf die Wirtschaftskrise des
Landes zu reagieren, hat der ecuadorianische Präsident Lenín Moreno
eine Reihe von Maßnahmen verkündet, die zur Reduzierung der
öffentlichen Ausgaben beitragen sollen, darunter die Schließung der
Anstalt öffentlicher Medien.

Der Sprecher für Meinungsfreiheit der CIDH (Comisión Interamericana de
Derechos Humanos) Edison Lanza stellte sich gegen die Entscheidung und
warnte, dies gefährde die Diversität und den Pluralismus im
Kommunikationswesen. Weiter schrieb er auf Twitter: "Was nottut, ist
eine Rationalisierung und Demokratisierung der öffentlichen Medien
Ecuadors und nicht ihre Abschaffung."

Ähnlich äußerte sich der Vorsitzende von OBSERVACOM Gustavo Gómez:
"Ohne nicht-staatliche öffentliche Medien gibt es keine Garantie für
Vielfalt und Vielstimmigkeit in unseren Ländern, genau so wenig wie
eine Meinungsfreiheit."

Nach der Bekanntmachung Morenos verkündete der Geschäftsführer der
Anstalt öffentlicher Medien Eduardo Veralde seine Amtsniederlegung.

Die von Ex-Präsident Rafael Correa im Jahr 2016 gegründete Anstalt
umfasst mehr als 20 Medienproduktionen wie El Telégrafo, El Tiempo,
Ecuador TV, Pública FM, die Druckerei Editoragram sowie sieben
konfiszierte private Medienproduktionen, die von Moreno im Jahr 2017
ins öffentliche Mediensystem integriert worden waren.

Eine weitere in dem Änderungspaket enthaltene und den
Kommunikationssektor betreffende Entscheidung ist eine 0,75-prozentige
Erhöhung der einzubehaltenden Steuern auf Erträge von Betrieben der
Telekommunikation. Von der Steuererhöhung sollen auch andere Sektoren
betroffen sein.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/kultur-medien/praesident-verkuendet-die-schliessung-aller-oeffentlichen-medien/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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MELDUNG/1074: "leibniz" geht ins Netz - Leibniz-Gemeinschaft startet Onlinemagazin (idw)


Leibniz-Gemeinschaft - 01.04.2020

"leibniz" geht ins Netz



Die Leibniz-Gemeinschaft startet ihr neues Onlinemagazin. Zum Auftakt
widmet sich "leibniz" dem Schwerpunkt "Bewegung". Außerdem: der neue
Leibniz-Newsletter.

Das Magazin der Leibniz-Gemeinschaft erzählt ab sofort auch online aus
Wissenschaft und Gesellschaft. In den vergangenen Monaten haben wir
beraten, konzipiert und programmiert, um das gedruckte Heft ins Netz zu
bringen und dabei seinen Charakter zu wahren. Ab sofort finden Sie auf
www.leibniz-magazin.de Texte, Videos, Podcasts und Fotoserien aus
wechselnden Schwerpunkten und zu aktuellen Themen - und alle Beiträge aus
mittlerweile vier Jahren "leibniz".

Auch zukünftig wird "leibniz" drei Themenschwerpunkte im Jahr beleuchten -
zweimal online und einmal auf Papier gedruckt. Zum Auftakt widmet sich das
Magazin dem - in Zeiten empfindlicher Einschränkungen hoffentlich
erfrischenden - Schwerpunkt "Bewegung", der sich in den kommenden Wochen
Beitrag um Beitrag aufbauen wird. Darin geht es unter anderem um
sportliche Forscherinnen und Forscher, globale Bewegungen wie "Fridays for
Future" und den Kampf gegen invasive Arten.

Abseits der Schwerpunkte nutzt "leibniz" das Wissen und die Expertise aus
den 96 Leibniz-Instituten, um aktuelle Entwicklungen und Debatten
einzuordnen und zu vertiefen, aber auch dazu, Themen zu identifizieren,
deren Bedeutung für uns sich erst noch entfaltet. Mit "leibniz" zeigen wir
so, wie Forscherinnen und Forscher arbeiten und dass Wissenschaft unseren
Alltag berührt.

Als Forschungsorganisation, die sich intensiv mit Themen wie Klima-,
Umwelt- und Artenschutz befasst, spielte Nachhaltigkeit eine zentrale
Rolle für die Entwicklung des neuen Onlinemagazins. Schon die Printausgabe
von "leibniz" wird klimaneutral auf zertifiziertem Recyclingpapier
gedruckt. Durch den weitgehenden Verzicht auf Druck und Transport wird der
ökologische Fußabdruck des Magazins nun weiter verkleinert.

Parallel zum Onlinemagazin startet der neue Newsletter der
Leibniz-Gemeinschaft. Einmal im Monat informiert er über die neuesten
Beiträge im Onlinemagazin sowie über Veranstaltungen, interessante
Stellenangebote und besondere Fundstücke aus der Leibniz-Gemeinschaft. Den
Leibniz-Newsletter können Sie abonnieren unter:

www.leibniz-gemeinschaft.de/newsletter


Information zum Onlinemagazin und den weiteren Aktivitäten der
Leibniz-Gemeinschaft finden Sie zudem in den Sozialen Medien, auf Twitter
(https://twitter.com/leibnizwgl), Instagram
(https://www.instagram.com/leibnizgemeinschaft/) und bei Facebook
(https://www.facebook.com/LeibnizGemeinschaft/).

Die Leibniz-Gemeinschaft

Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 96 eigenständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute
widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte Forschung, auch in den
übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten
wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte
Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im
Wissenstransfer, vor allem mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und
informiert Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit.
Leibniz-Einrichtungen pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen u.a. in
Form der Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen
Partnern im In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und
unabhängigen Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen
Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen knapp 20.000 Personen,
darunter etwa die Hälfte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der
Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.

www.leibniz-gemeinschaft.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution390

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Gemeinschaft, 01.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HÖRSPIEL/2068: Deutschlandfunk - "Die Toten haben zu tun", 4.4.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Toten haben zu tun

Hörspiel von Mudar Alhaggi und Wael Kadour

Dramaturgie: Sabine Küchler

Deutschlandfunk 2019

Hörspiel des Monats

Samstag, 4. April 2020, 20.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Eindringlich und sehr sensibel erzählen die beiden aus Syrien
stammenden Autoren in ihrem Hörspiel die Geschichte der besonderen
Freundschaft zwischen dem Syrer Taha und der Deutschen Mira. Hierbei
tritt Mira zunächst als die vermeintlich Starke auf, die dem auf den
ersten Blick hilflos erscheinenden Flüchtling hilft. Die Freundschaft
entwickelt sich jedoch zunehmend zu einer Beziehung auf Augenhöhe und
die anfängliche Rollenverteilung stellt sich als trügerisch heraus.
Taha spricht über die politische Repression in seinem Herkunftsland
und seine Trauer über das Scheitern des demokratischen Aufbruchs in
der arabischen Welt, an dem er aktiv beteiligt war. Dadurch tritt der
Protagonist aus der Rolle des Opfers heraus und begegnet uns als
handelndes Subjekt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. März 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/2067: WDR produziert Thoreaus "Walden" als zehnstündiges Schwarmhörspiel (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. April 2020

WDR produziert Thoreaus "Walden" als zehnstündiges Schwarmhörspiel



1845 baute sich der amerikanische Schriftsteller Henry David Thoreau
eine Hütte, abgeschieden im Wald von Massachusetts. Hier führte er ein
Leben, das Isolation fruchtbar zu machen versuchte. Sein Tagebuch
dieser Zeit nutzte er als Vorlage für "Walden", das zu einem der
einflussreichsten Bücher der amerikanischen Literatur wurde. Seine
Grundfrage dabei lautet: Wie soll, wie will ich leben?

2020, mehr als eineinhalb Jahrhunderte später, befinden wir uns,
bedingt durch die Corona-Pandemie, in einer weltumspannenden Krise,
die viele Gewissheiten, Strukturen und sicher geglaubte Gefüge ins
Wanken bringt. Sie fordert von allen Menschen neue Verhaltensregeln,
denn es geht darum, durch Kontaktreduzierung und Isolation sich selbst
und andere zu schützen. Für die Menschen in Deutschland und auf der
ganzen Welt stellt sich diese ungewohnte Daseinsform anders dar als
für Thoreau: sie ist nicht selbstgewählt, sondern verordnet. Und sie
geht von einer existentiellen Bedrohung aus. Die Frage, wie wir leben
können und wollen, gewinnt dabei mehr und mehr an Bedeutung. Und es
zeigt sich, was den Menschen Gemeinschaftsgefühl und Wertschätzung
bedeutet.

Mit "zusammen-walden.de" bietet der WDR eine Strategie an, mit der
jetzigen Situation, die von uns Kontaktreduzierung, Alleinsein und
Isolation fordert, umzugehen: Digital verbinden wir uns für ein
Gemeinschaftsprojekt, in dem wir zusammen mit Hörerinnen und Hörern,
Userinnen und Usern einen Text, der Gutes in der Abgeschiedenheit
sucht, als Hörspiel produzieren werden. Denn selbst in körperlicher
Isolation können wir gemeinsam denken und fühlen.

Teil der Lesegemeinschaft kann jeder werden. Die Idee ist, je eine
Romanseite von "Walden" einzusprechen, ins Handy oder in den PC, und
hochzuladen. So entsteht ein kollektiv gestaltetes Schwarmhörspiel von
etwa zehn Stunden, das online abrufbar ist.

Ausgedacht, zusammengefügt und musikalisch inszeniert von Acid Pauli,
Andreas Ammer und Andreas Gerth.

Weitere Infos finden Sie auf zusammen-walden.de

Technisches Vorbild ist die bereits 2016 von WDR 3 mit rund 1400
Personen umgesetzte Schwarmlesung von David Foster Wallace's Roman
"Unendlicher Spaß". Das 79 Stunden umfassende vielstimmige Hörspiel
steht online unter unendlichesspiel.de

Redaktion: Christina Hänsel

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 2. April 2020
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MELDUNG/2053: Deutschlandfunk Kultur - Die Preußen im Rheinland, 4.4.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Danke, Berlin!

Die Lange Nacht der Preußen im Rheinland

Von Rüdiger Heimlich

Lange Nacht

Samstag, 4. April 2020, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Sie galten als schroff, stocksteif und humorlos, und außer Drill und
Marschmusik konnten die Rheinländer bei den Preußen zunächst keine
höhere Kulturmission erkennen. Die Preußen verdächtigten die
Rheinländer dagegen des politischen Franzosentums, ja sie empfanden
ihre Lebensart als liederlich. Es ist dann doch noch eine passable
"Vernunftehe" geworden, für die das Rheinland 200 Jahre nach der
Gründung der preußischen Rheinprovinz 1815 sogar mit einer Fülle von
Jubiläumsveranstaltungen "Danke Berlin!" sagt. Die "Lange Nacht" geht
den Spuren nach, die Preußen im Rheinland hinterlassen haben.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. März 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MELDUNG/2052: Neues Podcast-Format von COSMO Machiavelli (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. April 2020

WDR

Neues Podcast-Format von COSMO Machiavelli

Erste Folge am Freitag, 3. April 2020 ab 17.00 Uhr überall verfügbar,
wo es Podcasts gibt



Rap und Politik begegnen sich jetzt wöchentlich. Neben dem schon
etablierten Podcast "Machiavelli" gibt es von WDR COSMO jetzt ein
neues Format. Mit "Machiavelli Push - Das Update mit Salwa Houmsi und
Jan Kawelke" verstärkt sich das Machiavelli-Team personell und
erhöht den Takt. Die Redaktion reagiert damit in Zeiten von Corona auf
die gestiegene Nachfrage nach aktuellen Informationen, Einordnungen
und Unterhaltung. Die erste Folge ist am Freitag, 3. April 2020 ab
17.00 Uhr überall verfügbar, wo es Podcasts gibt.


Gesellschaftspolitische Themen, die Rap und Politik
vereinen

Das neue Format erscheint dann im 14-tägigen Rhythmus. Immer
mittwochs, versetzt zum etablierten Machiavelli-Podcast von
Vassili Golod und Jan Kawelke. Auch bei "Machiavelli Push" soll
es in erster Linie um die Rap- und Politikwelt gehen, aber mit einer
höheren Aktualität. Der Podcast der Musikjournalist*innen Salwa Houmsi
und Jan Kawelke behandelt dabei die wichtigsten News aus Rap,
Popkultur und Politik. Der Fokus liegt, wie für Machiavelli
üblich, auf gesellschaftspolitischen Themen, die Rap und Politik
vereinen.


Erste Ausgabe: Hanau-Anschlag und die Folgen

So behandelt die erste Folge unter anderem die neuesten Entwicklungen
rund um den Anschlag von Hanau. Der Blick geht dabei auf das
BKA-Gutachten und die politischen Auswirkungen. Daneben wird der am
Freitag erscheinende Charity-Song, den der Rapper Azzi-Memo gemeinsam
mit zahlreichen deutschen Rapper*innen zur Unterstützung der Familien
der Opfer aufgenommen hat, besprochen.


Salwa Houmsi verstärkt das Team

Salwa Houmsi ist DJ, Moderatorin und Aktivistin. Die gebürtige
Kreuzbergerin war das Gesicht des investigativ-journalistischen und
mehrfach preisgekrönten zdf/funk Webvideo-Formats "Jäger & Sammler".
Sie moderiert ihre eigenen Radioshows bei WDR COSMO und Radio Fritz
vom rbb. Mit Machiavelli war sie bereits im Frühjahr auf einer
Live-Tour quer durch Deutschland unterwegs.


Machiavelli Formate wechseln sich wöchentlich ab

Machiavelli - Rap & Politik mit Vassili Golod und Jan Kawelke
erscheint weiterhin jeden zweiten Mittwoch.

Machiavelli Push - Das Update mit Salwa Houmsi und Jan Kawelke
wird erstmals am Freitag, 3. April 2020 um 17.00 Uhr veröffentlicht -
und dann jeden zweiten Mittwoch im Wechsel mit dem anderen
Machiavelli-Podcast.

COSMO Machiavelli - Der Podcast über Rap und Politik

https://www1.wdr.de/radio/cosmo/podcast/machiavelli/index.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 2. April 2020

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)
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PREIS/359: Salzburger Stier geht neue Wege - Radio-Gala und "Geisterkonzert" (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 2.4.2020

Radio-Gala und "Geisterkonzert": Salzburger Stier geht neue Wege

Kabarettpreis ohne Live-Publikum, aber mit Radio- und Onlineshows



Der "Salzburger Stier" geht neue Wege. Zwar kann der internationale
Kabarettpreis wegen der Corona-Krise nicht wie geplant vor
Live-Publikum verliehen werden - verzichten müssen Kabarettfans aber
auch in diesem Jahr nicht auf die "Stier-Shows".

An die Stelle der drei ursprünglich für den 14., 15. und 16. Mai 2020
geplanten Veranstaltungen im Kölner Deutschlandfunk sollen ein
"Geisterkonzert", eine Radio-Gala und eine politisch-kabarettistische
Talkshow treten. Die Radio-Gala mit Preisverleihung wird von den
beteiligten öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten übertragen: von
den deutschen Sendern BR, HR, MDR, NDR, SR, SWR, WDR und
Deutschlandfunk, dem österreichischen ORF, dem Schweizer SRF und RAI
Südtirol.

Jedes Jahr im Mai wird der "Salzburger Stier" verliehen; mit
Preisträgerinnen und Preisträgern aus Deutschland, Österreich und der
Schweiz gilt er als "Radio-Oscar" für deutschsprachiges Kabarett. Für
die Verleihung in diesem Jahr haben die beteiligten Radiosender ein
neues Konzept entwickelt. Moderator Martin Zingsheim - selbst
Kabarettist und Stier-Preisträger 2016 - übergibt nach aktuellem Stand
die drei Preise am 16. Mai im Rahmen einer Radio-Gala an Sarah Bosetti
aus Deutschland, Renato Kaiser aus der Schweiz und Florian Scheuba aus
Österreich. Mit dabei im Studio ist Zingsheims Band, die für den
angemessenen akustischen roten Teppich sorgen soll.

Für ein weiteres Stier-Highlight soll Klavierkabarettist Bodo Wartke
sorgen. Er spielt sein ohnehin geplantes Konzert voraussichtlich im
Deutschlandfunk-Kammermusiksaal in Köln als "Geisterkonzert" - ohne
Saal-Publikum. Die Aufzeichnung am 15. Mai soll anschließend sowohl im
Radio zu hören als auch im Netz als Video zu sehen sein.

Am 14. Mai, dem dritten Stier-Abend, empfängt Martin Zingsheim in
seiner politischen Radioshow "Zingsheim braucht Gesellschaft" Gäste
aus Deutschland, Österreich und der Schweiz und spricht mit ihnen über
Humor und seine Grenzen. Mit dabei sind Kabarettist Moritz Neumeier,
das Schweizer Poetry Slam-Duo "Zum Goldenen Schmied" und der
"Politically Correct Comedy Club" aus Wien.

"Der 'Salzburger Stier' ist seit über 35 Jahren der Kabarettpreis des
deutschsprachigen Radios", sagt Karin Fischer, Abteilungsleiterin
Aktuelle Kultur beim Deutschlandfunk, "und diese Stärke nutzen wir in
diesem besonderen Jahr noch mehr - mit innovativem politischem
Kabarett für elf Radiosender und ebenso starken digitalen Angeboten."

Mehr Informationen:

deutschlandfunk.de/salzburger-stier

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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ARBEITSMEDIZIN/509: Schutzimpfungen durch Betriebsärzte - weitere Verträge mit Krankenkassen geschlossen (DGAUM)


Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V. - 31. März 2020

Schutzimpfungen am Arbeitsplatz durch Betriebsärzte: DGAUM schließt weitere Verträge mit Krankenkassen



München, 31. März 2020 - Die Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin
und Umweltmedizin e.V. (DGAUM) gewinnt zum 1. April 2020 weitere neun
Unternehmen der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) als
Vertragspartner für die Durchführung von Schutzimpfungen am
Arbeitsplatz und baut somit die Anzahl der Kooperationspartner auf
insgesamt 16 aus. Neu hinzugekommen sind die AOK Bayern, die IKK
classic, die pronova BKK sowie sechs Krankenkassen/-verbände aus der
Region Schleswig-Holstein und Westfalen-Lippe unter der Federführung
der AOK NordWest. Mit der Möglichkeit, sich in Betrieben impfen zu
lassen, wird ein weiterer Beitrag zur Schließung von Impflücken und
somit zum besseren Gesundheitsschutz der Bevölkerung gegen
Infektionskrankheiten geleistet. Betriebsärztinnen und -ärzte können
darüber hinaus einfacher ihrer Versorgungsverpflichtung im SGB V
nachkommen, wie dies bereits mit dem sogenannten Präventionsgesetz
seit 2015 geregelt worden war und nunmehr seit dem 1. März mit dem
"Masernschutzgesetz" sowie jetzt ganz aktuell mit der sogenannten
Corona-Krise nochmals an besonderer Bedeutung gewonnen hat.

Kassenübergreifender Rahmenvertrag in Westfalen-Lippe und Schleswig-Holstein

Mit dem Vertragsabschluss für Westfalen-Lippe und in
Schleswig-Holstein haben die dort vertretenen und teilnehmenden
gesetzlichen Krankenkassen bzw. -verbände zusammen mit der DGAUM
erstmals einen regionalen Rahmenvertrag gemäß § 132e SGB V zur
Regelung von Schutzimpfungen durch Betriebsärzte abgeschlossen. Damit
können Betriebsärztinnen und -ärzte in Westfalen-Lippe und in
Schleswig-Holstein Impfungen in Unternehmen und Betrieben durchführen
und ihren Versorgungsauftrag flächendeckend auch im Feld der
gesetzlichen Krankenversicherung erbringen.

Niederschwelliges Angebot für Schutzimpfungen in Betrieben

Versicherte der teilnehmenden Krankenkassen brauchen künftig lediglich
ihre gültige elektronische Gesundheitskarte (eGK) sowie ihren
Impfausweis beim betriebsärztlichen Dienst vorlegen. Die
Betriebsärztinnen und -ärzte, die die Abrechnungssoftware DGAUM-Selekt
nutzen, können direkt und zentral mit den gesetzlichen Krankenkassen
abrechnen, was den bürokratischen Aufwand deutlich verringert und den
betriebsärztlichen Arbeitsalltag von erleichtert.

Impfstoffbeschaffung: Vereinbarung einer Impfstoffvergütung

Zwischen den Vertragspartnern besteht Konsens, dass die Krankenkassen
keine wesentlich höheren Beträge zu Lasten ihrer Versicherten für
Impfungen durch die Betriebsärzte erstatten können als im Rahmen der
gesetzlichen Krankenversorgung. Daher wurde für die
Impfstoffversorgung eine Regelung getroffen, die den gesetzlichen
Ansprüchen eines vereinfachten Beschaffungsverfahrens entspricht,
indem die Betriebsärzte ihren Bedarf individuell erheben und die
Präparate bei einer Apotheke ihrer Wahl bestellen. Für diesen Aufwand
und das damit verbundene unternehmerische Risiko erhalten sie auf den
Abrechnungspreis, das heißt, maximal der Apothekeneinkaufspreis nach
Lauer-Taxe zuzüglich Mehrwertsteuer, einen Handling-Aufschlag von 3
Prozent. Sowohl für die Kassen als auch für die DGAUM ist diese Lösung
der betriebsärztlichen Impfstoffversorgung unter den derzeitigen
Rahmenbedingungen die einzige realistische. Zwischen den
Vertragsparteien besteht allerdings Konsens, dann andere
Beschaffungsoptionen umsetzen zu wollen, wenn diese sich als
praxisfähig erweisen.

Impfungen durch Betriebsärzte: Ein Ergebnis intensiver Interessenvertretung durch die DGAUM

Die DGAUM hatte beim Gesetzgebungsverfahren zum so genannten
Masernschutzgesetz im Spätjahr 2019 wichtige Vorschläge eingebracht,
die in dem seit 1. März geltenden Gesetzestext aufgenommen wurden.
Unter anderem sieht das neue Gesetz nunmehr einen Kontrahierungszwang
nach § 132e SGB V vor, also die unmissverständliche Verpflichtung
für die Unternehmen der gesetzlichen Krankenversicherung,
Schutzimpfungsverträge abzuschließen, insbesondere mit den "Fachärzten
für Arbeitsmedizin und Ärzten mit der Zusatzbezeichnung
?Betriebsmedizin?, die nicht an der vertragsärztlichen Versorgung
teilnehmen oder deren Gemeinschaften". Insofern begrüßt es die DGAUM
außerordentlich, dass mit Beginn des zweiten Quartals 2020 neben der
AOK NordWest und angeschlossenen Kassen/-verbänden weitere
Krankenkassen Verträge abgeschlossen haben, wie die AOK Bayern, die
IKK classic und die pronova BKK. Die DGAUM erkennt darin ein
gemeinsames Ziel: Das größte Präventionssetting in unserer
Gesellschaft aktiv zu nutzen und so an einer Erhöhung der
Durchimpfungsrate in der Bevölkerung mitzuwirken. Die Corona-Krise
macht es deutlich: Impfschutz ist Gesundheitsschutz.


Die Liste aller teilnehmenden Krankenkassen und weitere
Informationen zum Thema Impfen durch Betriebsärztinnen und -ärzte
finden Sie unter 

www.dgaum.de/themen/impfungen-durch-betriebsaerzte/


Über DGAUM: 

Die DGAUM wurde 1962 gegründet und ist eine gemeinnützige,
wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft der Arbeitsmedizin und
der klinisch orientierten Umweltmedizin. Ihr gehören heute fast 1.200
Mitglieder an, die auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin und Umweltmedizin
arbeiten, vor allem Ärztinnen und Ärzte, aber auch Angehörige anderer
Berufsgruppen wie etwa Natur- und Sozialwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler. Die Mitglieder der Fachgesellschaft engagieren sich
nicht nur in Wissenschaft und Forschung, um so bereits bestehende
Konzepte für die Prävention, die Diagnostik und Therapie
kontinuierlich zu verbessern, sondern sie übernehmen die ärztliche und
medizinische Beratung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern an der
Schnittstelle von Individuum und Unternehmen. Darüber hinaus beraten
die Mitglieder der DGAUM alle Akteure, die ihren Beitrag zu der
medizinischen Versorgung leisten und auf Fachwissen aus der
betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention, der arbeits- und
umweltbezogenen Diagnostik und Therapie, der Beschäftigungsfähigkeit
fördernden Rehabilitation sowie aus dem versicherungsmedizinischen
Kontext angewiesen sind. Weitere Informationen unter www.dgaum.de.

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V.

Pressemitteilung vom 31. März 2020

Schwanthaler Straße 73 b, 80336 München

Telefon: 089/330 396-0, Fax: 089/330 396-13
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ORTHOPÄDIE/407: Corona-Krise - Notfallambulanzen der Kliniken derzeit nicht über Gebühr zu belasten (DGOU)


Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie - 31. März 2020

Aufruf der Orthopäden und Unfallchirurgen zur Entlastung der Kliniken angesichts der aktuellen Corona-Krise an Patienten:



Bitte gehen Sie in der aktuellen Situation mit nicht
lebensbedrohlichen orthopädisch-unfallchirurgischen Verletzungen und
akuten Schmerzen während der regulären Öffnungszeiten nicht zuerst in
die Notfallambulanz einer Klinik, sondern in eine ambulante
Facharztpraxis für Orthopädie und Unfallchirurgie in Ihrer Nähe. Auch
eine ambulante fachärztliche Versorgung am Wochenende ist, sofern in
einem Bundesland nicht bereits flächendeckend Portalpraxen oder
Notfallstrukturen außerhalb von Kliniken arbeiten, möglich.

Mit diesem Aufruf des Berufsverbands für Orthopädie und
Unfallchirurgie (BVOU), der Deutschen Gesellschaft für Orthopädie und
Unfallchirurgie (DGOU), der Deutschen Gesellschaft für Unfallchirurgie
(DGU), der Deutschen Gesellschaft für Orthopädie und Orthopädische
Chirurgie (DGOOC) und des Verbandes leitender Orthopäden und
Unfallchirurgen (VLOU) appellieren die Fachärzte an die Menschen, die
Notfallambulanzen der Kliniken derzeit nicht über Gebühr zu belasten.

Kreuzband- und Meniskusverletzungen, ein Gichtanfall, akute
Rücken- oder Schulterschmerzen, ein verstauchter Fuß, eine gebrochene
Hand oder andere Verletzungen, die keine unmittelbare stationäre
Versorgung erfordern, können während der regulären Sprechzeiten
jederzeit in den ambulanten Facharztpraxen für Orthopädie und
Unfallchirurgie versorgt werden - das gilt immer und in Zeiten der
Corona-Krise ganz besonders. Die chirurgischen und orthopädischen
Praxen haben in den vergangenen Tagen alle nicht dringlichen Termine
verschoben und sich auf den Notfallbetrieb vorbereitet. Angesichts der
rasch steigenden Zahl an Infektionen mit dem neuen Coronavirus
SARS-CoV-2 dürfen die Klinikambulanzen nicht weiter überfordert
werden.

Eine Facharztpraxis in Ihrer Nähe finden Sie unter 

www.orthinform.de

Dort sind auch die Praxen gelistet, die speziell für Arbeitsunfälle
zugelassen sind, sogenannte Durchgangsärzte.

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie (DGOU) e.V.

Pressemitteilung vom 31. März 2020

Straße des 17. Juni 106-108, 10623 Berlin

Telefon: +49 (0)30 340 60 36 -06 oder -00, Telefax: +49 (0)30 340 60 36 01

E-Mail: presse@dgou.de

Internet: http://www.dgou.de
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DIAGNOSTIK/615: Pool-Testen von SARS-CoV-2 Proben erhöht die Testkapazität weltweit um ein Vielfaches (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 30.03.2020

Pool-Testen von SARS-CoV-2 Proben erhöht die Testkapazität weltweit um ein Vielfaches



Forschern des Blutspendedienstes des Deutschen Roten Kreuzes in Frankfurt
um Prof. Erhard Seifried und dem Institut für Medizinische Virologie des
Universitätsklinikums der Goethe-Universität Frankfurt um Prof. Sandra
Ciesek ist es gelungen, ein Verfahren zu entwickeln, das es ermöglicht,
die Testkapazitäten zum Nachweis von SARS-CoV-2 ab sofort dramatisch
weltweit zu erhöhen.

"Damit wird es möglich, die von allen Wissenschaftlern und auch Politikern
geforderte Ausweitung der Testung in weitere Bevölkerungsgruppen auch bei
den begrenzten Testkit-Ressourcen früher umzusetzen, als bisher angenommen
wurde", sagt Seifried. Hintergrund der Nachricht sind Laboruntersuchungen,
denen Schleimhautabstrichproben des Rachens bzw. der Nase durch geeignete
Verfahren in einer Pufferlösung zusammengeführt und anschließend mit Hilfe
des sogenannten PCR Verfahrens (Polymerase Kettenreaktionsverfahren,
direkter Genomnachweis von SARS CoV-2) getestet werden. Bei einem
negativen Ergebnis haben sämtliche darin enthaltenen Proben ein
zuverlässig negatives Ergebnis. Hierbei hat das Pooltesten keinen Einfluss
auf die Nachweisgrenze. Bei einem positiven Minipool-Befund wird eine
Einzeltestung in zuvor angefertigten Rückstellproben durchgeführt. Die
positive Probe kann dann innerhalb von 4 Stunden identifiziert werden.

Die Abbildung 1 zeigt die neue Minipool Methode. Dabei wird der
Abstrichtupfer zunächst in ein Archivröhrchen gegeben und anschließend in
ein Poolgefäß. Da sich bei dieser Poolmethode das Volumen im Poolgefäß
nicht vermehrt, wird auch keine Verdünnung und damit keine Abnahme der
Empfindlichkeit (Sensitivität) beobachtet. An unabhängigen
Ringversuchsproben (Vortestung des geplanten Ringversuches), die von einer
von der Bundesärztekammer zugelassenen Ringversuchsorganisation (INSTAND)
zur Verfügung gestellt wurde, konnte gezeigt werden, dass mit der neuen
Minipool-Methode Laborergebnisse derselben Qualität wie bei der
Einzeltestung erzielt werden können. Die neue Methode wurde zudem in einem
kleinen Feldversuch an 50 unselektierten Patientenproben untersucht. Die
Patientenproben wurden dazu in 10 Minipools à 5 Proben geclustert und
parallel auch einzeln getestet. Von den 50 Patientenproben waren 5 Proben
SARS CoV-2 positiv. Diese Proben waren auf 4 Pools verteilt. Alle 4
Minipools erzielten ein positives PCR Ergebnis. Minipools in denen nur
Proben von Patienten ohne SARS CoV-2 waren erzielten jeweils ein negatives
Ergebnis.

"Auf der Basis dieser Laborergebnisse können insbesondere große Kohorten
und Untersuchungen bei asymptomatischen Menschen durchgeführt werden,
wobei dadurch eine massive Einsparung insbesondere von Testkits möglich
ist", so Ciesek. Die Forschergruppe ist derzeitig aktuell dabei, die
Möglichkeit zu analysieren, die Pools weiter zu vergrößern. "Die
Ergebnisse stimmen optimistisch, dass das Verfahren bei globaler
Etablierung sehr schnell eine bessere Auskunft über die Zahl tatsächlich
infizierter Menschen ermöglichen wird", erklärt Prof. Schmidt vom
Blutspendedienst. Damit lässt sich umgehend in ganz Deutschland die
aktuelle Anzahl von ca. 40.000 Untersuchungen pro Tag auf 200.000 bis
400.000 Untersuchungen steigern, ohne damit die hohe Qualität der
Diagnostik zu reduzieren. Um weiter die Strategie der Früherkennung und
Isolierung effizient umzusetzen, ist eine Erweiterung der
Screeninguntersuchungen unabdingbar, gerade für systemrelevante
Berufsgruppen wie Ärzte, Krankenschwestern, Polizei, Feuerwehr,
Altenheime, Verwaltung, Nahrungsmittelindustrie. Die Rechte an der in den
USA und in Europa zum Patent angemeldeten Erfindung werden
gemeinschaftlich von der Goethe Universität und dem DRK Blutspendedienst
gehalten. Über die Wissenstransfergesellschaft der Goethe-Universität,
Innovectis, kann die Technologie umgehend anderen interessierten
Einrichtungen zugänglich gemacht werden.

Die Präsidentin der Goethe-Universität, Prof. Dr. Birgitta Wolff,
bezeichnete das neue Analyseverfahren als "Meilenstein". "Je mehr Menschen
zuverlässig auf SARS-CoV-2 getestet werden können, umso schneller lässt
sich die Pandemie eindämmen."

"Mit der neuen Methode kann Deutschland den globalen Kampf gegen
SARS-CoV-2 auf ein neues Level anheben" ist Seifried optimistisch. Der
Ärztliche Direktor der Universitätsklinik Frankfurt, Prof. Graf und die
Präsidentin der Goethe-Universität betonen beide die erfolgreiche und
vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen dem DRK Blutspendedienst und der
Universitätsklinik und der Universität.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-frankfurt.de/87014427 

a) Grafik Sars-CoV-2: Die Mini-Pool-Methode, entwickelt von
Frankfurter Wissenschaftlern von Uniklinikum, DRK Blutspendedienst und
Goethe-Universität, erhöht die Testkapazität zum Nachweis des Virus
bei unveränderter Empfindlichkeit des Tests. Grafik: Michael Schmidt,
DRK Blutspendedienst Institut Frankfurt 

b) Tabelle: Tabelle Externe Ringversuchsproben

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 30.03.2020
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ERNÄHRUNG/1511: Studie - Stillquoten in Deutschland sehr hoch (DGE)


Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. - 31. März 2020

Stillquoten in Deutschland erfreulich hoch

Studie SuSe II für den 14. DGE-Ernährungsbericht zeigt positive Entwicklung zum Stillen und zur Säuglingsernährung auf



(dge) Die Ergebnisse der bundesweiten "Studie zur Erhebung von Daten
zum Stillen und zur Säuglingsernährung in Deutschland - SuSe II"
zeigen, dass die meisten der befragten deutschen Kliniken die
nationalen Empfehlungen für die Stillförderung in Geburtskliniken
umsetzen. Die Stillquoten der Mütter sind mit 82 % für Stillen
überhaupt und 56 % für ausschließliches Stillen vier Monate nach der
Geburt erfreulich hoch. Die Deutsche Gesellschaft für Ernährung e. V.
(DGE) gibt die SuSe-II-Studie als Vorveröffentlichung zum 14.
DGE-Ernährungsbericht (1) heraus.

Ziel des von der DGE initiierten und vom Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) geförderten Forschungsvorhabens
war es, mit einer Querschnittserhebung zu den Stillbedingungen in
Geburtskliniken und anschließenden Befragungen bei dort rekrutierten
Mutter-Kind-Paaren aktuelle und umfassende Daten zu Stillquoten,
Stillverhalten sowie zur Säuglingsernährung im 1. Lebensjahr zu
erfassen. Insgesamt nahmen 109 Kliniken und 966 Mutter-Kind-Paare an
der Studie teil. "Zusammen mit der Vorgängerstudie SuSe I ist im Sinne
eines Stillmonitorings gleichzeitig ein systematischer Einblick der
Veränderungen des Stillens und der Säuglingsernährung in Deutschland
in den letzten 20 Jahren möglich", sagt Prof. Dr. Mathilde Kersting
vom Forschungsdepartment für Kinderernährung (FKE) der
Universitätskinderklinik Bochum, die die Studie gemeinsam mit dem
Klinikdirektor Prof. Dr. Thomas Lücke geleitet hat. "Das Stillen und
die Säuglingsernährung orientieren sich überwiegend an den aktuellen
Empfehlungen wie beispielsweise 4 bis 6 Monate ausschließlich zu
stillen.

Die teilnehmenden Kliniken schneiden bei der Umsetzung der

Stillförderkriterien heute besser ab als in SuSe I."

Wie lange stillen Mütter in Deutschland? Was beeinflusst das

Stillverhalten?

Im Alter von 4 Monaten waren die Quoten des Studienkollektivs der
online befragten Müttern mit 56 % für ausschließliches Stillen und 82
% für Stillen überhaupt erfreulich hoch. Das empfohlene Teilstillen
zusätzlich zur Beikost praktizierten am Ende des ersten Lebensjahres
noch 41 % der Mütter. Beikost wurde überwiegend wie in dem im
"Ernährungsplan für das 1. Lebensjahr" des FKE vorgesehenen
Zeitfenster zwischen dem 5. und 7. Lebensmonat und in der empfohlenen
Reihenfolge eingeführt.

Etwa die Hälfte der stillwilligen Mütter berichtete über
Stillprobleme. Häufig genannt wurden mit 62 % wunde Brustwarzen und
mit 45 % Schwierigkeiten des Kindes beim Trinken. Die Gründe für das
Abstillen und die wesentlichen Faktoren für eine kurze Stilldauer sind
heute ähnlich wie vor 20 Jahren: Als ausschlaggebend für eine
Stilldauer kürzer als 4 Monate nannten die Mütter eine unzureichende
Milchmenge. Wichtige Risikofaktoren für eine kurze Stilldauer waren
fehlende mütterliche Stillabsichten und -erfahrungen, die Verwendung
von Stillhilfsmitteln und die frühe Gabe zusätzlicher Flüssigkeit.
Die Stillbedingungen in deutschen Geburtskliniken sind gut

Stillen ist nicht nur die natürliche und beste Form der
Säuglingsernährung, es fördert auch die Gesundheit der Mutter.
Ernährungswissenschaftler*innen und Mediziner*innen empfehlen daher, 4
bis 6 Monate ausschließlich zu stillen. Da den Geburtskliniken eine
Schlüsselrolle bei der Stillförderung zugeschrieben wird, hat die
SuSe-II-Studie Daten zum Stillmanagement in einer bundesweiten
Querschnittserhebung in 109 Geburtskliniken webbasiert erhoben. Vor
allem in Bezug auf die Rahmenbedingungen für das Stillen schneiden die
Kliniken im Studienkollektiv im Vergleich zu SuSe I (1997-1998) besser
ab, z. B. indem sie häufiger Rooming-in (2) und praktische
Unterstützung beim Stillen anbieten. Das einzige Kriterium, bei dem es
im direkten 20-Jahres-Vergleich eine Verschlechterung gab, war der
häufigere Einsatz von Stillhilfsmitteln wie Brusthütchen.
Handlungsempfehlungen zur Stillförderung in Deutschland

Wie schon vor 20 Jahren lassen sich auch heute soziodemografische und
umfeldbedingte Faktoren für eine kurze Stilldauer nachweisen. "Daher
ist die zielgruppenspezifische Weiterentwicklung bestehender
Informations- und Beratungswege zum Stillen und zur Säuglingsernährung
wichtig, damit auch bisher noch nicht ausreichend erreichte
Elterngruppen mit geringer Stillmotivation und niedriger Schulbildung
davon profitieren", schlussfolgert Prof. Kersting und empfiehlt: "Um
Müttern einen langfristigen Stillerfolg zu sichern, ist - auch
aufgrund des heute verkürzten Klinikaufenthaltes nach der Geburt -
eine nahtlos anschließende Stillnachsorge wie professionelle
Stillberatung beispielsweise durch Hebammen notwendig. Denn bei guter
Betreuung in den ersten Wochen nach der Geburt können Stillprobleme
meistens reduziert werden bzw. sind vermeidbar."
Hintergrundinformationen

Für den im Herbst 2020 erscheinenden 14. DGE-Ernährungsbericht stellt
die DGE vorab die Ergebnisse einzelner Forschungsvorhaben mit
besonderer Aktualität vor. Das Kapitel 3 "Studie zur Erhebung von
Daten zum Stillen und zur Säuglingsernährung in Deutschland - SuSe II"
ist als Vorveröffentlichung zum 14. DGE-Ernährungsbericht online
verfügbar.

Den DGE-Ernährungsbericht erstellt die DGE alle vier Jahre im Auftrag
des BMEL. Die wissenschaftsbasierten Berichte beschreiben und bewerten
die Entwicklung der Ernährungssituation in Deutschland. Der
Bundesregierung dienen die Forschungsergebnisse und Aussagen als
Entscheidungshilfe für ihre gesundheits- und ernährungspolitischen
Maßnahmen. Weitere Informationen zu den DGE-Ernährungsberichten sind
in einem FAQ-Papier zusammengestellt.

(1) Kersting M, Hockamp N, Burak C et al.: Studie zur Erhebung von
Daten zum Stillen und zur Säuglingsernährung in Deutschland - SuSe II.
In: Deutsche Gesellschaft für Ernährung (Hrsg.): 14.
DGE-Ernährungsbericht. Vorveröffentli-chung Kapitel 3. Bonn (2020) V 1
- V 34 

https://www.dge.de/14-dge-eb/vvoe/kap3


(2) Möglichkeit, das Neugeborene im Zimmer der Mutter unterzubringen.


Den Pressetext und Infografik finden Sie unter:

https://www.dge.de/presse/pm/stillquoten-in-deutschland-erfreulich-hoch/

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. (DGE)

DGE-Pressmitteilund vom 31. März 2020

Godesberger Allee 18, 53175 Bonn

Telefon: +49 228 / 3776-600, Telefax: +49 228 / 3776-800

Internet: www.dge.de
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FORSCHUNG/4156: Immunabwehr - RNA gewährt Standfestigkeit (idw)


Philipps-Universität Marburg - 30.03.2020

Immunabwehr: RNA gewährt Standfestigkeit



Ein fester Stand ermöglicht wirkungsvolle Gegenschläge: Was beim Boxen
gilt, lässt sich auch auf die körpereigene Abwehr von Krankheitserregern
übertragen - das legen zumindest die neuesten Erkenntnisse eines
medizinischen Forschungsteams aus Marburg und Berlin nahe. Demnach
stabilisieren RNA-Kettenmoleküle die Arbeitsplattform, von der aus die
Immunabwehr operiert, um Krankheitserreger zu bekämpfen. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler berichten in der aktuellen
Ausgabe des Forschungsmagazins PNAS über ihre Ergebnisse.

Die Immunabwehr ist eine zweischneidige Angelegenheit: Einerseits soll sie
schädliche Eindringlinge abwehren, andererseits darf sie nicht durch
überschießende Reaktionen das körpereigene Gewebe schädigen. Im Gedränge
der Proteine, das im Inneren der Körperzelle herrscht, fällt es nicht
leicht, die Balance zu halten. "Umso wichtiger ist die räumliche
Koordination der beteiligten Moleküle", erklärt Juniorprofessor Dr. Leon
Schulte von der Philipps-Universität Marburg, der die Forschungsarbeit
leitete. "Dennoch war darüber bisher nur wenig bekannt."

Um das zu ändern, fahndete die Forschungsgruppe systematisch nach
RNA-Molekülen, die in Proteinkomplexen verortet sind. Unter RNA versteht man
Kettenmoleküle, die in ihrer chemischen Zusammensetzung der Erbsubstanz
DNA ähneln; RNA bildet kürzere Ketten und übt viele verschiedene
Funktionen in der Zelle aus. Das Team um Schulte konzentrierte sich auf
eine Untergruppe, nämlich auf so genannte lncRNA-Moleküle, die keine
Baupläne für Proteine enthalten, also nicht bei der Herstellung der
Eiweißverbindungen gebraucht werden.

Die Forschungsgruppe verwendete für ihre Untersuchung menschliche
Immunzellen, deren Inhalt sie mit einer Spezialzentrifuge schleuderte, so
dass sich die Bestandteile in Schichten ablagerten, abhängig von ihrer
jeweiligen Masse. "Im krassen Gegensatz zu anderen RNAs verteilten sich
die von uns untersuchten lncRNA-Moleküle über alle Schichten", berichtet
Erstautorin Marina Aznaourova, die ihre Doktorarbeit in Schultes Labor
angefertigt hat. "Diese lncRNAs lagerten sich im Verbund mit verschiedenen
Proteinkomplexen ab."

Auf diese Weise entdeckte das Team, dass das RNA-Molekül MaIL1 zu einem
Komplex gehört, der sich um das Protein Optineurin anlagert und als
Ausgangspunkt für Immunreaktionen fungiert. Um MaIL1 näher zu
charakterisieren, schalteten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
das Molekül in Immunzellen aus. Das Ergebnis: Fehlt MaIL1, so behindert
dies die Produktion des Proteins Interferon, das zur Abwehr von Viren und
Bakterien beiträgt.

Die Forschungsgruppe hat ein Modell vorgelegt, demzufolge MaIL1 die
Arbeitsplattform stabilisiert, die Optineurin mit weiteren Molekülen
bildet. Welche Bedeutung dem RNA-Molekül für die Gesundheit zukommt,
erforschte das Team an Patienten, die unter Entzündungen der Atemwege
leiden: Wie die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler feststellten,
weisen die Betroffenen eine erhöhte MaIL1-Produktion auf.

"Unsere Ergebnisse schließen eine große Lücke im Verständnis der
angeborenen Immunität beim Menschen", fasst Studienleiter Schulte
zusammen. Die Befunde lassen dem Autorenteam zufolge vermuten, dass es
noch weitere ähnliche RNA-Moleküle gibt, die in anderen Proteinnetzwerken
vorkommen und dort vergleichbare Funktionen erfüllen.

Der Biologe Dr. Leon Schulte hat eine Juniorprofessur am Institut für
Lungenforschung der Philipps-Universität Marburg inne und leitet eine
Arbeitsgruppe zum Thema "RNA-Biologie von Entzündung und Infektion".
Daneben trugen eine Reihe weiterer Wissenschaftler der Universität Marburg
zu der Studie bei, unter anderem aus dem Institut für Immunologie sowie
den Fachbereichen Pharmazie und Chemie; außerdem beteiligten sich
Fachleute der Freien Universität sowie der Universitätsmedizin Charité
Berlin an den Forschungsarbeiten. Der Sonderforschungsbereich "Angeborene
Immunität der Lunge" der Deutschen Forschungsgemeinschaft, die
Von-Behring-Röntgen-Stiftung, das Bundesforschungsministerium sowie die
Jürgen-Manchot-Stiftung förderten die Forschungsgruppe finanziell.


Originalveröffentlichung: 

Marina Aznaourova & al.: Noncoding RNA MaIL1 is an integral component of the TLR4-TRIF pathway PNAS (2020)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution376

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Philipps-Universität Marburg - 30.03.2020

WWW: http://idw-online.de
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AUSLAND/2575: Mexiko - WHO warnt vor schweren Covid-19-Fällen aufgrund der Diabetes-Epidemie (Philipp Gerber)


Mexiko: WHO warnt vor schweren Covid-19-Fällen aufgrund der Diabetes-Epidemie

von Philipp Gerber - Mexiko, 1. April 2020



Mexiko-Stadt. Die Panamerikanische Gesundheitsorganisation (OPS) der
WHO hat davor gewarnt, dass in Mexiko die Covid-19-Erkrankungen
häufiger schwere Verläufe nehmen. Dies aufgrund der Diabetes-Epidemie
im Land und anderer Krankheiten im Zusammenhang mit Adipositas
(Fettleibigkeit). Während in China rund fünf Prozent der
Covid-Patienten Intensivbehandlung benötigten, rechnet die
mexikanische Bundesregierung deshalb mit sechs Prozent schweren
Verläufen.

Cristián Morales Fuhrimann, Repräsentant des OPS-Büros in Mexiko,
schätzt diese Prognosen als zu optimistisch ein: "Es könnte etwas mehr
sein, weil Mexiko im Gegensatz zu anderen Ländern eine sehr hohe Rate
an Typ-2-Diabetes Mellitus aufweist sowie eine Adipositasrate, die mit
Bluthochdruck und Atemproblemen verbunden ist". Laut Morales wären
sieben Prozent schwere Verläufe keine Überraschung. Und die ersten
Todesfälle in Mexiko geben den Befürchtungen recht: Die Hälfte der
bisher 20 an der durch das neuartigen Coronavirus verursachten
Lungenkrankheit verstorbenen Patienten litten unter diesen
Vorerkrankungen, darunter auch Personen Anfang 40.

Mexiko ist der größte Verbraucher von ultra-verarbeiteten Produkten in
Lateinamerika, einschließlich zuckerhaltiger Getränke, und hat
gleichzeitig die höchste Rate an Diabetes weltweit. Rund 90 Millionen
Mexikaner sind übergewichtig und zehn Prozent der Bevölkerung leiden
an Diabetes - Tendenz seit der Unterzeichnung des Nordamerikanischen
Freihandelsvertrags 1994 stark zunehmend.

Im Jahr 2016 erklärte das Land eine epidemiologische Warnung aufgrund
der hohen Rate an Diabetes und Fettleibigkeit, lange jedoch ohne
Maßnahmen zu deren Eindämmung zu ergreifen. Aufgrund des Drucks von
Organisationen wie der Allianz der Ernährungsgesundheit wurde 2019 ein
griffiges Gesetz zur Etikettierung der gesundheitsschädlichen Produkte
erarbeitet.

Trotz Konsultationsprozessen mit der Nahrungsindustrie versuchten die
Unternehmen, die Gesetzesgrundlage zu Warnhinweisen mit allen Mitteln
zu verhindern. Nachdem alle Einsprachen scheiterten, war der jüngste
Versuch der Industrie, ausgerechnet die Corona-Krise sich zunutze zu
machen: Der Verband der Industriekammern Concamin argumentierte, die
Warnhinweise sollten wegen der wirtschaftlichen Auswirkungen drei
Jahre verschoben werden.

Doch das Gesetz wurde am 28. März publiziert und ist somit
rechtskräftig, auch wenn es je nach Produkt eine Übergangsfrist für
die Etikettierung von insgesamt fünf Jahren beinhaltet. Die Allianz
für Ernährungsgesundheit begrüßt diese neue Gesetzeslage als wichtigen
Schritt zur Bekämpfung der Adipositas und der Diabetes-Epidemie, die
jährlich rund 200.000 Todesfälle verursache, durchschnittlich 22 pro
Stunde. 40.000 Todesfälle pro Jahr seien mit dem Konsum von
zuckerhaltigen Getränken verbunden.

Eine der Konsumentenorganisationen bedachte jüngst die Firma Nestlé
mit einem Negativpreis aufgrund ihrer auf Kinder und Jugendliche
ausgerichteten Werbung für gesundheitsschädliche Produkte. Zudem ist
auch die Babynahrung in Mexiko in der Kritik: Die im Land weit
verbreiteten Milchpulver für Kleinkinder enthalten zum Teil mehr
Zucker als Süßgetränke wie Coca Cola.


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2020/04/238660/mexiko-diabetes-epidemie-covid-19

 * 

Quelle:

© 2020 by Philipp Gerber

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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POLITIK/2056: Mit Zwang zur Pflege - NRW-Epidemiegesetz schießt weit übers Ziel hinaus (DBfK)


Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK) Nordwest e.V. - 31. März 2020

Mit Zwang zur Pflege: NRW-Epidemiegesetz schießt weit übers Ziel hinaus

Strikte Ablehnung des Entwurfs in der vorliegenden Form



Im Hauruckverfahren sollte der Landtag in Nordrhein-Westfalen morgen
einen Gesetzentwurf der Landesregierung durchwinken - jetzt kommt es
doch zu einer Anhörung und einer zweiten Lesung. Der Entwurf zielt auf
die "konsequente und solidarische Bewältigung der COVID-19-Pandemie",
allerdings mit massiven Durchgriffsmöglichkeiten und Einschränkungen
von Grundrechten wie der Selbstbestimmung und der Berufsfreiheit - auf
Basis einer äußerst schwammigen "epidemischen Lage von landesweiter
Tragweite". Ob dies so Bestand hat, mögen die Juristen klären. Was
aber nicht bestehen bleiben darf: § 15 mit der Verpflichtung zum
Einsatz medizinischen und pflegerischen Personals - schon gar nicht,
wenn es keine Garantie für eine angemessene Ausstattung mit
Schutzkleidung gibt.

"Dieser Paragraf ist bar jeder Verhältnismäßigkeit", sagt Martin
Dichter, der Vorsitzende des DBfK Nordwest. "Bevor qua Gesetz
Zwangsrekrutierungen von Pflegefachpersonen möglich sind, gibt es eine
Bandbreite von Maßnahmen auf freiwilliger Basis, die ausgeschöpft
werden müssen." Dazu gehören Anreize wie Rückkehr- oder Risikoprämien,
zusätzlich zu einer unabdingbaren und sofortigen Gewährleistung der
notwendigen Schutzausrüstung in allen Einrichtungen: Krankenhaus,
Altenhilfe und ambulante Dienste. Diese muss von staatlicher Seite
erfolgen, da der freie Markt keinerlei Bestellmöglichkeiten zu fairen
Preisen mehr bietet. "Aufgrund der derzeitigen Unterversorgung mit
geeigneter Schutzkleidung muss jede Form der Rekrutierung von weiterem
Personal strikt abgelehnt werden", so Dichter.

Laut Dichter haben "Pflegefachpersonen verglichen mit anderen
Heilberufen den längsten und engsten Kontakt mit chronisch kranken,
alten und pflegebedürftigen Menschen: 24 Stunden am Tag und 7 Tage in
der Woche". Das heißt, dass ein Schutz der besonders gefährdeten
Menschen nur dann effektiv erfolgen kann, wenn alle Pflegenden
ausreichende Schutzmaterialien erhalten. Das ist die entscheidende und
prioritäre Aufgabe der Landesregierung in NRW und nicht die
Zwangsrekrutierung von Personal, dem die einfachsten Materialien zum
Selbstschutz fehlen.

Grundsätzlich gibt es aktuell eine Bereitschaft bei vielen
Pflegefachpersonen zur Unterstützung und zur Rückkehr in den Beruf -
darunter etliche, die in den vergangenen Jahren als Dozenten,
Referenten oder Freiberufler gearbeitet haben. Das ist eine Ressource
an Freiwilligen, ebenso wie MDK-Gutachter oder auch Pflegende in den
ambulanten Diensten, die teilweise weniger Arbeit haben, weil Kunden
aus Angst vor Ansteckung abgesagt haben. "Hier steckt genug Potenzial.
Und dafür muss die Politik die gesetzlichen Grundlagen schaffen, bevor
sie zu drastischen Zwangsmaßnahmen greift", fordert Martin Dichter.
"Das können auch monetäre Anreize wie Prämien, Zuschläge oder
Steuerbefreiungen sein, wobei damit das grundsätzliche Problem nicht
gelöst ist: die Unattraktivität des Pflegeberufs wegen niedriger
Gehälter und mangelhafter Arbeitsbedingungen. Diese Probleme müssen
von Seiten der politischen Entscheidungsträger endlich verstanden und
gelöst werden. Entsprechende Lösungsansätze sind bekannt, sie müssen
jedoch auch umgesetzt werden."

 * 

Quelle:

Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK) Nordwest e.V.

Pressemitteilung vom 31. März 2020

Geschäftsstelle

Lister Kirchweg 45, D-30163 Hannover

Telefon +49 511 696844-0, Telefax +49 511 696844-299
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POLITIK/2055: Versorgung bei Atemschutzmasken sichern (BMG)


Bundesministerium für Gesundheit - 1. April 2020

Versorgung bei Atemschutzmasken sichern

Krisenstab der Bundesregierung gibt neues Wiederverwendungsverfahren für medizinische Schutzmasken in Ausnahmefällen bekannt



Der Schutz des medizinischen Personals hat oberste Priorität. Deswegen
hat sich die Bundesregierung frühzeitig entschieden, auch zentral
medizinische Schutzausrüstung zu beschaffen. Solche Schutzausrüstung
ist aber in Zeiten der Pandemie ein weiterhin knappes Gut. Die
Versorgungslage für Schutzausrüstungen ist durch die weltweite
Nachfrage extrem angespannt. Hier gilt es jetzt pragmatische und
zielführende aber dennoch sichere Lösungen zu finden, um die
Versorgung des medizinischen Personals mit Atemmasken mit
Filterfunktion (FFP 2 und FFP 3) zu gewährleisten.

Auf Vorschlag des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales und des
Bundesministeriums für Gesundheit ist dem Krisenstab der
Bundesregierung daher ein neuartiges Wiederverwen­dungsverfahren von
Atemschutzmasken vorgestellt worden. Zukünftig gibt es die
Möglichkeit, im Rahmen des Verfahrens eine begrenzte
Wiederaufbereitung (maximal dreimal) von Atemschutzmasken insbesondere
mit Filterfunktion (FFP2 und FFP3) durchzuführen. Dazu sind besondere
Sicherheitsauflagen einzuhalten: Das neue Verfahren erfolgt durch das
ordnungsgemäße Personifizieren, Sammeln und Dekontaminieren der Masken
durch Erhitzen. Es kann in Ausnahmefällen, wenn nicht ausreichend
persönliche Schutzausrüstung vorhanden ist in den Einrichtungen des
Gesundheitswesens mit vorhandenen Mitteln kurzfristig umgesetzt
werden, ohne das Schutzniveau zu senken.

Dazu erklären Bundesarbeitsminister Hubertus Heil und Bundesgesundheitsminister Jens Spahn:

"Der Schutz des Personals im Gesundheits- und Pflegebereich hat
oberste Priorität. Es ist gut, dass wir hier schnell und
vorausschauend eine sichere Lösung für mögliche Liefer­engpässe finden
konnten. Es werden gleichzeitig alle Anstrengungen unternommen,
ausreichend neue Schutzmasken auf dem Weltmarkt zu ordern."


Detaillierte Informationen finden Sie im Papier des Krisenstabs
zum Einsatz von Schutzmasken in Einrichtungen des Gesundheitswesens,
welches unter Einbeziehung des RKI, BfArM sowie IFA entstanden ist.

 * 

Quelle:

Bundesministerium für Gesundheit, Pressestelle

Pressemitteilung 1. April 2020
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DEPRESSION/205: COVID-19 - Vermehrt Depressionen und Suizide zu befürchten ... Bundesregierung muss handeln (DDL)


Deutsche DepressionsLiga e.V. - 30. März 2020

Corona-Krise: Vermehrt Depressionen und Suizide zu befürchten - Bundesregierung muss handeln



Bonn - Die Deutsche DepressionsLiga e.V. (DDL) unterstützt aus
Solidarität mit allen Betroffenen die von Bund und Ländern
beschlossenen Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie.
Gleichzeitig appelliert die DDL, die möglichen Folgen zu
berücksichtigen: Menschen haben verstärkt mit psychischen Problemen zu
kämpfen - durch Isolation, Existenzängste, Kurzarbeit,
Arbeitslosigkeit, Insolvenzen. Schon vor Corona waren es rund fünf
Millionen Bundesbürger, die an Depression erkrankt sind. Schon ohne
Corona starben im Jahr 2017 insgesamt 9235 Personen durch Suizid -
über 25 Menschen pro Tag (Quelle: Bundesamt für Statistik). Und:
Depression ist ein häufiger Grund für Suizid.

Das Gesundheitssystem muss jetzt optimiert werden. Es gilt
sicherzustellen, dass Menschen mit Depression ohne lange Wartezeiten
und bürokratische Hürden professionelle Hilfe erhalten. Nicht nur in
Krisenzeiten, sondern in allen Zeiten.

Auch wenn Ausgangsbeschränkungen im ersten Schritt notwendig sind,
darf die Verhältnismäßigkeit nicht aus den Augen verloren werden. Die
Politik muss Strategien und Konzepte entwickeln, damit
schnellstmöglich wieder ein normales Leben möglich ist. Zum Wohle
aller Menschen - auch und insbesondere jener, die schon jetzt von
Depression betroffen sind und unter den Einschränkungen verstärkt
leiden.

Um Menschen mit Depression zumindest ein bisschen Struktur im
Tagesablauf zu geben, hat die Deutsche DepressionsLiga e.V. auf ihrer
Facebook- und Instagramseite die Serie "Miteinander" gestartet. Jeden
Tag um 10 Uhr und um 18 Uhr wird ein Beitrag veröffentlicht mit
unterschiedlichen Inhalten: Bilder, Musik, Lesetipps und mehr sollen
Betroffenen Abwechslung und Halt geben.


Deutsche DepressionsLiga e.V.:

Die Deutsche DepressionsLiga e.V. ist eine bundesweit aktive
Patientenvertretung für an Depressionen erkrankte Menschen. Sie ist
eine reine Betroffenenorganisation, deren Mitglieder entweder selbst
von der Krankheit Depression betroffen oder deren Angehörige sind. Die
DDL ist als gemeinnützig anerkannt und finanziert sich aus
Mitgliedsbeiträgen, Spenden und Zuwendungen. Der Vorstand und die
Mitglieder arbeiten ehrenamtlich an ihren Zielen Aufklärung und
Entstigmatisierung, an Angeboten der Hilfe und Selbsthilfe für
Betroffene und an der Vertretung der Interessen Depressiver gegenüber
Politik, Gesundheitswesen und Öffentlichkeit. Dabei wird stets auf
Unabhängigkeit von der Pharmaindustrie oder sonstigen
Interessengruppen geachtet, diese ist auch in der Satzung
festgeschrieben.

 * 

Quelle:

Deutsche DepressionsLiga e.V.

Pressemitteilung vom 30. März 2020

Oppelner Straße 130, 53119 Bonn

E-Mail: kontakt(at)depressionsliga.de

Internet: www.depressionsliga.de
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EPIDEMIE/184: COVID-19 - Computermodell zeigt mögliche Szenarien auf (idw)


Technische Universität Wien - 26.03.2020

COVID-19: Computermodell zeigt mögliche Szenarien auf



Neue Simulationsergebnisse über die Corona-Epidemie: Eine weitere
Verschärfung wäre nicht sinnvoll. Erste Modelle über eine schrittweise
Rücknahme der Maßnahmen wurden berechnet.




[image: © TU Wien /dwh]

Kontrollierte Rücknahme der Maßnahmen. Vergleich der aktuellen Maßnahmen (schwarze Linie) mit Öffnung der Arbeitsstätten nach Ostern, Öffnung von Arbeitsstätten nach Ostern und Schulen
am 4.5.

© TU Wien /dwh
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Einfluss der Kontaktreduktion auf Epidemiekurve. Analysierte Szenarien mit Reduktion der Kontakte um 36% bis zu 94%.

© TU Wien /dwh



Die Vorhersagen sind eingetroffen: Die Zahl der Mensch-zu-Mensch-Kontakte
wurde reduziert, dadurch kann die Ausbreitung von COVID-19 verlangsamt
werden. Aber reicht das aus? Wären noch drastischere Vorschriften nötig,
wie sie etwa in China ergriffen worden sind?

Simulationsrechnungen der TU Wien und des TU-Spin-Offs dwh zeigen: Eine
noch drastischere Einschränkung der Kontakte hätte kaum zusätzlichen
Nutzen. Falsch wäre es allerdings, zu rasch wieder zum normalen
Alltagsleben zurückzukehren. Dann würde sich die Epidemie nämlich sofort
wieder sehr rasch ausbreiten und die Vorsichtsmaßnahmen der letzten zwei
Wochen wären umsonst gewesen. Empfohlen wird, in den nächsten Wochen und
Monaten die Maßnahmen schrittweise zurückzunehmen.

Punktuell eingeführte, gut durchdachte Maßnahmen - etwa die Zahl der
Kontakte bei Risikogruppen einzuschränken - kann natürlich sinnvoll sein.

Zusammendrücken wie einen Schwamm

Auch wenn die derzeitigen Maßnahmen zur Eindämmung der COVID-19-Epidemie
schon sehr einschneidend sind - theoretisch könnte man noch weit darüber
hinausgehen. Man könnte öffentliche Verkehrsmittel stilllegen, noch mehr
Betriebe schließen oder sogar ein generelles Ausgangsverbot verhängen.

"Unsere Simulationsrechnungen zeigen allerdings ganz klar, dass ab einem
gewissen Punkt eine weitere Verschärfung keinen spürbaren Nutzen mehr
bringt", sagt Niki Popper, Leiter des Forschungsteams. "Man kann sich das
vorstellen wie bei einem nassen Schwamm: Je mehr Druck man ausübt, umso
mehr Wasser kann man herausdrücken. Aber irgendwann ist der Schwamm völlig
komprimiert, und dann hat zusätzlicher Druck kaum noch eine Auswirkung."

Das Forschungsteam analysiert daher nun, auf welche Weise die Maßnahmen
wieder gelockert werden könnten. "Eines ist klar: Sofort wieder zum
gewohnten Alltag zurückzukehren, wäre jetzt falsch", betont Niki Popper.
"Wir gehen davon aus, dass bei Beibehaltung der aktuellen Maßnahmen der
Höhepunkt der Krankheitsfälle bald erreicht wird und danach die Fallzahlen
zurückgehen. Wenn die Kontaktzahl aber dann sofort wieder auf das früher
übliche Niveau ansteigt, dann wird auch die Zahl der Krankheitsfälle sehr
rasch wieder zunehmen, so ähnlich wie sich ein zusammengedrückter Schwamm
sofort wieder ausdehnt, wenn man den Druck wegnimmt."

Eine solche zweite Corona-Welle, verursacht durch ein übereiltes Ende der
Maßnahmen, könnte innerhalb kurzer Zeit zu deutlich höheren
Krankheitszahlen führen als wir sie derzeit beobachten. Gewisse
Vorsichtsmaßnahmen werden wir also noch längere Zeit ergreifen müssen.

Schrittweise Rücknahme: Drei Szenarien

Das Forschungsteam analysiert derzeit daher unterschiedliche Szenarien:
Exemplarisch wurden nun drei mögliche Szenarien durchgerechnet. "Welche
Varianten nun tatsächlich konkret diskutiert und ins Auge gefasst werden,
liegt natürlich an den Entscheidungsträgern", sagt Niki Popper.

Derzeit sind Schulen und ca. 25 % der Arbeitsstätten geschlossen, bei den
Freizeitkontakten wird im Modell eine Reduktion von 50 % angenommen. Würde
man dieses Maßnahmenpaket voll beibehalten, würde die Zahl der
COVID-19-Kranken über den Sommer kontinuierlich zurückgehen.

Ein kontinuierlicher Rückgang der Krankheitszahlen ergibt sich allerdings
auch in einem zweiten Szenario, bei dem nach Ostern die Arbeitsstätten
wieder geöffnet werden. Schulen bleiben in diesem Szenario geschlossen,
die Freizeitkontakte bleiben weiter reduziert. Der Rückgang der
Krankheitszahlen wäre dann langsamer, aber das Gesundheitssystem käme
nicht an seine Belastungsgrenze.

In einem dritten Szenario wird davon ausgegangen, dass Arbeitsstätten ab
Ostern wieder geöffnet werden und am 4. Mai (zwei Wochen vor der Matura)
auch die Schulen wieder ihren normalen Betrieb aufnehmen. Nur die
Kontaktanzahl in der Freizeit bleibt weiterhin um 50 % reduziert. In
diesem Fall kommt es nach den Berechnungen zwar nicht zu einem explosiven
Anstieg der Krankheitszahlen, wie das bei einem abrupten totalen Ende der
Maßnahmen der Fall wäre, aber die Krankheitszahlen würden trotzdem steigen
und das Niveau der derzeitigen ersten Welle übertreffen.

"Freilich sind langfristige Prognosen immer mit einer gewissen
Unsicherheit behaftet", betont Niki Popper. "Es ist wichtig, die Modelle
Woche für Woche weiter zu verbessern und an das neueste Datenmaterial
anzupassen. Je mehr wir über die Ausbreitung von COVID-19 lernen, umso
zuverlässiger wird auch unser Blick in die Zukunft sein."

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tuwien.at/tu-wien/aktuelles/news/news/covid-19-computermodell-zeigt-moegliche-szenarien-auf-1/#media-2 

(Download der Abbildungen)

http://www.dwh.at/site/assets/files/1934/covid-19_-_beschreibung_covid-19_modellerweiterung_-_v04.pdf 

(Information zur Simulationsmethode)
https://www.tuwien.at/tu-wien/aktuelles/news/news/covid-19-computermodell-zeigt-moegliche-szenarien-auf-1/ 

(Der Text mit zusätzlichen Fußnoten, Erklärungen und Quellen)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution88

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Wien - 26.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EPIDEMIE/183: COVID-19 - Stellungnahme des Präsidenten der Gesellschaft für Virologie (GfV)


Gesellschaft für Virologie - 30. März 2020

STELLUNGNAHME 

Gesellschaft für Virologie fordert rasche Investitionen in die Entwicklung zuverlässiger Antikörperdiagnostik



Das neue SARS-Coronavirus-2 hat sich, ausgehend von Zentral-China,
innerhalb weniger Monate in bedrohlicher Weise weltweit ausgebreitet.
In Deutschland sind (Stand 30.3.2020) annähernd 62.500 Menschen
nachweislich mit dem SARS-Coronavirus-2 infiziert worden, 540
Patienten sind verstorben. Es steht zu befürchten, dass wir noch am
Anfang einer Pandemie stehen, die unsere Gesundheits-Systeme in
Mitteleuropa schwer belasten könnte. Die Politik in Deutschland hat
mit drastischen Präventions-Maßnahmen reagiert und durch die
verordneten Einschränkungen sozialer Kontakte persönliche
Freiheitsrechte eingeschränkt.

Aus epidemiologischer Sicht ist es derzeit nicht möglich, den weiteren
Verlauf des Coronavirus-Ausbruchs in Mitteleuropa zu prognostizieren.
Wir müssen davon ausgehen, dass die Zahl der tatsächlich Infizierten
die der laborbestätigten Diagnosen um ein Vielfaches übersteigt. Es
könnte sein, dass die weitere Ausbreitung des Virus in der Bevölkerung
auf nicht absehbare Zeit fortschreitet. Denkbar ist aber auch, dass
sich die Ausbreitung der Viren mit der kommenden wärmeren Jahreszeit
verlangsamen wird. Mit der Verfügbarkeit eines wirksamen und sicheren
Impfstoffs zur breiten Anwendung ist keinesfalls vor einem Jahr zu
rechnen. Denkbar ist, dass innerhalb weniger Monate wirksame
Medikamente zur Verfügung stehen, und damit das Gefahrenpotenzial für
einen tödlichen Verlauf der Infektion deutlich verringert werden kann.

Aus Sicht der Gesellschaft für Virologie gibt es keine Gründe, den
politischen Entscheidungsträgern in Deutschland, Österreich und der
Schweiz eine zu zögerliche Problemwahrnehmung und Entscheidungsfindung
vorzuwerfen. Die Gesellschaft für Virologie unterstreicht, dass die
derzeit von der Politik verordneten Einschränkungen der
Bewegungsfreiheit unserer Mitbürger unverzichtbar sind, um die
Epidemie einzugrenzen. Allein durch die Reduktion persönlicher
Kontakte, vor allem durch eine Isolierung in den eigenen Wohnungen,
wird es möglich sein, die weitere Ausbreitung der Viren einzugrenzen.
Die Maßnahmen in der richtigen Reihenfolge zurückzufahren, nachdem die
Inzidenz der Virusneuinfektionen nachhaltig reduziert werden konnte,
wird eine große Herausforderung der nahen Zukunft sein.

Die Suche nach neuen Medikamenten und Impfstoffen wird von Hunderten
von Laboratorien an Universitäten und staatlichen
Forschungseinrichtungen sowie pharmazeutischen Unternehmen mit
höchster Dynamik in internationaler Zusammenarbeit betrieben. Diese
Forschung bedarf der Unterstützung mit öffentlichen Mitteln. In
Deutschland, der Schweiz und in Österreich sind effiziente Strukturen
auf höchstem Niveau vorhanden.

Ein erhebliches Defizit besteht aktuell bei der Virusdiagnostik. Die
derzeitige Knappheit von Testsystemen für die Coronavirus-Diagnostik
und das bisherige Fehlen einer verlässlichen
SARS-Coronavirus-2-spezifischen Antikörperdiagnostik sind sehr
problematisch, weil daher essentiell wichtige epidemiologische
Analysen und mathematische Modellierungen nicht durchgeführt werden
können. Deshalb ist es bisher leider noch nicht möglich, die
Entscheidungsfindung zu einer schrittweisen Aufhebung der derzeitigen
Maßnahmen mithilfe epidemiologischer Daten zu unterstützen.

Es ist dringend erforderlich, die tatsächliche Durchseuchung der
Bevölkerung auf der Basis verlässlicher Antikörper-Tests zu ermitteln.
Anders als PCR-Tests, mit denen akute Infektionen nachgewiesen werden,
können Antikörper-Tests Menschen identifizieren, die eine Infektion
bereits überstanden haben. Deshalb weist die Gesellschaft für
Virologie mit Nachdruck darauf hin, dass hier ein vordringlicher
Forschungs- und Entwicklungsbedarf besteht, damit die
SARS-Coronavirus-2-Diagnostik gezielt ausgeweitet werden kann. Die
Gesellschaft für Virologie plädiert dafür, seitens der öffentlichen
Hand alle diesbezüglichen Initiativen zu unterstützen und notwendigen
Ressourcen beizusteuern, damit die Coronavirus-Diagnostik rasch auf
eine noch viel breitere Basis gestellt werden kann.


Prof. Hartmut Hengel

- Präsident der Gesellschaft für Virologie -


Weitere Informationen:

Gesellschaft für Virologie:

www.g-f-v.org

 * 

Quelle:

Gesellschaft für Virologie

Pressemitteilung vom 30. März 2020

Institut für Virologie

Department für Medizinische Mikrobiologie und Hygiene

Albert-Ludwigs-Strasse 11, D-79104 Freiburg

Telefon: 0761/203 - 6534 / 6533, Fax: 0761/203 - 6626

Internet: www.g-f-v.org
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AUSLAND/9363: Aus aller Welt - 02.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Von der Leyen äußert sich kritisch zu Ungarns Notstandsgesetz

Nach Ansicht von EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen gehen
einige der von Ungarn zur Bekämpfung der Corona-Krise beschlossenen
Notfallmaßnahmen zu weit. Maßnahmen zur Bewältigung der Pandemie
sollten angemessen und befristet sein und regelmäßig überprüft
werden, sagte die Kommissionschefin am Donnerstag auf einer
Pressekonferenz in Brüssel. Das Parlament in Budapest hatte am Montag
ein Notfallgesetz verabschiedet, mit dem der rechtspopulistische
Premier Viktor Orban zeitlich unbefristet per Dekret regieren kann.

2. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9363: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Fünf Tote in Dortmund gefunden

In einer Wohnung im Dortmunder Stadtteil Barup fand die Polizei vier
Leichen. Wie Polizei und Staatsanwaltschaft in der Ruhrgebietsstadt
am Donnerstag gemeinsam mitteilten, handelt es sich dabei um eine
38jährige Frau sowie drei Kindern im Alter von zwei, sechs und acht
Jahren. Zuvor hatten Beamte nahe der Autobahn 45 die Leiche des
Familienvaters entdeckt. Die Ermittler gehen davon aus, daß der
41jährige seine Ehefrau und die gemeinsamen Kinder umbrachte und sich
anschließend selbst tötete.

2. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9360: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



USA verstärken ihre Militärpräsenz in der Karibik

Nach der Anklage gegen Venezuelas linksnationalistischen Präsidenten
Nicolas Maduro und mehreren Regierungsvertretern wegen
"Drogenterrorismus" erhöhen die USA ihren Druck auf das
lateinamerikanische Land. Präsident Donald Trump kündigte an, die
Anzahl der Kriegsschiffe und Drogen-Überwachungsflugzeuge in der
Karibik zu verdoppeln. Seit der Invasion von Panama 1998 haben die
USA nicht mehr soviele Kriegsschiffe in die Region verlegt.

2. April 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9362: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Bayerns Grüne fordern Gefahrenzulage für Pflege und Medizin

Die Grünen im bayerischen Landtag haben einen 20-Punkte-Plan zur
Corona-Krise beschlossen. Darin fordert die Partei unter anderem eine
steuerfreie Gefahrenzulage von monatlich bis zu 500 Euro für alle
Mitarbeiter im ärztlichen und pflegerischen Sektor. Ziel sei es,
sicher zu stellen, daß das Land als starker Sozialstaat aus der Krise
komme, sagte Fraktionschefin Katharina Schulze der Deutschen
Presse-Agentur in München.

2. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9360: Tragisches und Kurioses - 02.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Schwerer Verkehrsunfall in Nordrhein-Westfalen

In Schloß Holte-Stukenbrock im Kreis Gütersloh verlor ein Autofahrer
in einer Linkskurve die Kontrolle über seinen Audi, schleuderte auf
die Gegenfahrbahn und stieß dort mit einem entgegenkommenden Auto
frontal zusammen. Beim Eintreffen der Rettungskräfte waren der
24jährige Audifahrer und sein 22jähriger Beifahrer sowie der
50jährige Fahrer des anderen Wagens bereits tot.

2. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8445: Aus Forschung und Technik - 02.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Japaner Soichi Noguchi nimmt an Crew-1-Mission teil

Die erste Besatzung, die mit dem neuen Raumschiff Crew Dragon des
privaten US-Raumfahrtunternehmens SpaceX zur Internationalen
Raumstation fliegen soll, ist komplett. Wie die US-Raumfahrtbehörde
National Aeronautics and Space Administration (NASA) und SpaceX
mitteilten, werden die Astronauten Shannon Walker, Michael Hopkins
und Victor Glover Jr. (alle NASA) und ihr japanischer JAXA-Kollege
Soichi Noguchi zur ISS fliegen und dort ein halbes Jahr lang als
Besatzung bleiben. Ein Starttermin steht noch nicht fest. Für Noguchi
wäre es nach 2005 und 2009 bereits der dritte Flug zum
Orbitalkomplex.

2. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8459: Aus aller Welt - 02.04.2020 (SB)




VOM TAGE



EU-Staaten in Sorge um Rechtsstaatlichkeit in der Corona-Krise

13 EU-Mitgliedstaaten haben gemeinschaftlich ihre Sorge über Verluste
an Rechtsstaatlichkeit im Zuge der Corona-Krise ausgedrückt.
Ungewöhnliche Maßnahmen zum Schutz der Bürger und zur Bewältigung der
Krise sollten verhältnismäßig und befristet sein, regelmäßig
überprüft werden und die internationalen Rechtsverpflichtungen
respektieren. Sie sollten nicht die freie Meinungsäußerung oder die
Pressefreiheit beschränken, heißt es in dem Schreiben, das offenbar
auf Ungarn zielt, auch wenn dieses namentlich nicht erwähnt wird. Das
Parlament in Budapest hatte Anfang der Woche ein Notstandsgesetz
verabschiedet, wonach Ministerpräsident Orban faktisch auf
unbegrenzte Zeit am Parlament vorbei per Dekret regieren kann.
Des weiteren sieht das Notstandsgesetz Haftstrafen von bis zu fünf
Jahren für die Verbreitung falscher Berichte über die Pandemie oder
die Regierungspolitik vor. Die vom niederländischen Außenministerium
im Namen unter anderem von Deutschland, Frankreich, Griechenland,
Italien und Spanien veröffentlichte Erklärung wurde von
osteuropäische Staaten nicht unterzeichnet.

2. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8414: Medizin und Gesundheitswesen - 02.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Coronakrise in den USA spitzt sich weiter zu

Die Situation in den USA spitzt sich immer weiter zu. Verzeichneten
sie am Dienstag mit 3873 Toten noch eine Rekordzahl von 865
Corona-Toten innerhalb von 24 Stunden, sind es jetzt 5148 Tote. Wie
afp weiter meldete, stieg nach den Daten der Johns Hopkins University
in Baltimore die Zahl der Coronavirus-Infizierten inzwischen auf
216.768. Trotzdem geht die Koordinatorin der US-Regierung für den
Anti-Corona-Kampf, Deborah Birx, davon aus, daß die Zahl der
Corona-Todesopfer in den USA letztlich zwischen 100.000 und 240.000
liegen wird. In der weltweiten Länderliste der Corona-Toten sind die
USA inzwischen auf den dritten Platz vor China gerückt, von wo die
Pandemie ihren Ausgang genommen hatte. Die USA liegen in der
Toten-Statistik aber weiter deutlich hinter Italien und Spanien. Doch
sind die Vereinigten Staaten das Land mit den weltweit mit Abstand
höchsten Corona-Infektionszahlen.

2. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8447: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.04.2020 (SB)




VOM TAGE



EuGH erkennt auf EU-Rechtsverstöße von Polen, Ungarn und Tschechien

Polen, Ungarn und Tschechien hätten sich an der Umverteilung von
Asylbewerbern in Griechenland und Italien beteiligen müssen, als die
EU-Innenminister diese 2015 gegen den Widerstand osteuropäischer
Staaten mehrheitlich beschlossen hatten. Durch ihre Weigerung,
Asylbewerber aufzunehmen, haben die drei Länder gegen EU-Recht
verstoßen, befand der Europäische Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg am
Donnerstag. Die EU-Kommission hatte die entsprechende Klage
eingereicht. Die Kommission hat noch keine Entscheidung des EuGH zur
Höhe einer gegen die drei Länder zu verhängenden Strafe beantragt.
Ungarns Justizministerin Varga erklärte das Gerichtsurteil für
bedeutungs- und folgenlos für ihr Land. Die Regierungen in Warschau
und Prag ließen eine ähnliche Haltung erkennen.

2. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8369: Sprache, Kunst und Medium - 02.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutsches PEN-Zentrum fordert Öffnung von Buchhandlungen

Der Vizepräsident des PEN-Zentrums in Darmstadt, Ralf Nestmeyer, hat
dringend gemahnt, Buchhändlern und Bibliotheken zu erlauben, wieder zu
öffnen. Der Buchhandel sei als Teil der Meinungsfreiheit
unverzichtbar. Auch mache sich die Schließung der Schulen bemerkbar.

Auf der anderen Seite leiden die involvierten Branchen von den
Autoren über die Verleger bis zu den Händlern. Und natürlich vermissen
die Leser gerade angesichts des Zwangs, zu Hause bleiben zu müssen, 
sich mit neuem Lesestoff versorgen zu können.

Nestmeyer gab zu bedenken, daß sich das gesamte Verlagswesen
hierzulande nachhaltig zu verändern drohe. Da wäre die Gewährleistung
der physischen Distanz zwischen Menschen in den Läden kein wirkliches
Problem.

2. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8436: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.04.2020 (SB)




VOM TAGE



US-Militär verlegt Kriegsschiffe vor die Küsten Venezuelas

Das US-Militär verlegt mehrere Kriegsschiffe und
AWAC-Überwachungsflugzeuge in die Karibik und den östlichen Pazifik.
Mit der größten Militäroperation der USA in der Region seit der
Invasion von Panama 1989 will Präsident Trump nach eigenen Angaben
Kokaintransporte aus Kolumbien und Venezuela in die USA unterbinden.
Spezialeinheiten am Boden sind an der Operation beteiligt. Mit
Abstand Hauptproduzent von Kokain ist zwar Kolumbien, aber die
US-Regierung macht den venezolanischen Präsidenten Maduro persönlich
für die Drogenlieferungen verantwortlich. Im übrigen ist die
US-Regierung der Meinung, daß der sozialistische Maduro zu gehen hat,
damit in Caracas wieder eine marktliberale konservative Regierung das
Ruder in die Hand nehmen kann. Die Militäroperation vor der Küste des
südamerikanischen Landes wird laut Trump von 22 Partnerstaaten
unterstützt.

2. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8450: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.04.2020 (SB)




VOM TAGE



AKW Emsland, Grohnde und Gundremmingen nicht systemrelevant

Die Vorsitzende des Umweltausschusses im Bundestag, Sylvia
Kotting-Uhl (Bündnis 90/Die Grünen), hat den Landesumweltministern in
Niedersachsen und Bayern sowie Bundesumweltministerin Svenja Schulze
vorgeschlagen, die Atomkraftwerke Emsland, Grohnde und Gundremmingen
bis zum Ende der Corona-Krise abzuschalten. Außerdem sollten die im
April und Mai in den AKW Grohnde und Emsland anstehenden Revisionen
ausgesetzt werden, um Hunderte externer Fachkräfte vor einer
Corona-Infektion zu schützen. Gundremmingen sollte gar nicht erst
wieder angeschaltet werden. Wegen des laut Bundesverband der Energie-
und Wasserwirtschaft am 25. März gegenüber den zurückliegenden Jahren
um 6,8 Prozent niedrigeren Stromverbrauchs in Deutschland halten die
Grünen Atomkraftwerke unter gegebenen Umständen für nicht
systemrelevant. Von dem Schreiben Kotting-Uhls berichtete am
Donnerstag zuerst die Neue Osnabrücker Zeitung.

2. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8419: Tragisches und Kurioses - 02.04.2020 (SB)




VOM TAGE



In Niedersachsen dürfen Baumärkte wieder öffnen

Damit nicht wieder scharenweise Niedersachsen für Einkäufe in
Baumärkte und Garten-Center über die Landesgrenzen in benachbarte
Bundesländer ausweichen, hat die Landesregierung in Hannover erklärt,
sie wolle sich der Lage anpassen und vor Ostern die Regelungen
lockern.

In Niedersachsen sind seit Mitte März vielerorts die Baumärkte ganz
geschlossen oder nur für Handwerker geöffnet gewesen. Solchen Verkehr
wollte man schon aus Sicherheitsgründen nicht, so Ministerpräsident
Weil. Teilweise sind auch Supermärkte dazu übergegangen, entsprechende
Waren in ihr Sortiment aufzunehmen.

2. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8448: Arbeit, Soziales und Familie - 02.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Tafeln bitten Arbeitsminister Heil um Unterstützung

Von den rund 950 Tafeln in Deutschland haben wegen der
Corona-Pandemie aus Sicherheitsgründen mehr als 400 geschlossen oder
ihre Tätigkeit eingeschränkt. In großer Sorgen um die 1,65 Millionen
Menschen, die regelmäßig zu den Tafeln kommen, bat der Dachverband
Tafel Deutschland in einem Brief an Arbeits- und Sozialminister
Hubertus Heil eindringlich um weitere Unterstützung. Viele der
430.000 Rentnerinnen und Rentner sowie 500.000 Kinder und
Jugendlichen aus sozial benachteiligten Familien seien gerade jetzt
wirklich auf die Lebensmittel angewiesen, schrieb der
Bundesvorsitzende Brühl. Wegen Kurzarbeit und Jobverlust steige
bereits die Hilfsbedürftigkeit. Brühl schlug eine zeitweise Anhebung
der Hartz-IV-Regelsätze sowie finanzielle Hilfen für die
geschlossenen Einrichtungen vor.

2. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8425: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.04.2020 (SB)




VOM TAGE



UN-Klimakonferenz im November verschoben

Bislang schien es, als würde die Coronakrise dem Umweltschutz in die
Hände spielen. Verschiedene Satellitenbilder hatten gezeigt, daß
unter anderem der Stickoxidausstoß in Quarantänegebieten deutlich
zurückgegangen ist. Es war sogar schon spekuliert worden, daß
Deutschland infolge der Coronavirus-Pandemie die Klimaziele für 2020
erreichen könnte. Doch jetzt meldete afp, daß die für November im
schottischen Glasgow geplante UN-Klimakonferenz wegen der weltweiten
Ausbreitung des Coronavirus verschoben werden soll. Ein neuer Termin
für 2021 ist bislang nicht bekannt. Eigentlich war geplant, daß die
Staaten des Pariser Abkommens auf der Klimakonferenz in Glasgow ihre
neuen Klimaschutzzusagen vorlegen sollten. Dazu wird es erst einmal
nicht kommen. Angesichts der fortschreitenden Erderwärmung kein gutes
Zeichen.

2. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8436: Märkte und Finanzen - 02.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Zehn Millionen Erstanträge auf Arbeitslosenhilfe in den USA

In den USA haben in der vergangenen Woche 6,65 Millionen Menschen
einen Erstantrag auf Arbeitslosenhilfe gestellt. In der Vorwoche
waren es fast 3,3 Millionen gewesen. Die Unternehmen im Land
entlassen die Menschen, sobald wegen der Corona-Pandemie nicht mehr
gearbeitet werden kann. Die aktuellen Zahlen gab das
Arbeitsministerium in Washington am Donnerstag bekannt. Am Freitag
wird die Vorlage der offiziellen Arbeitsmarktstatistik erwartet. In
normalen Zeiten werden in den USA pro Woche weniger als 100.000
Erstanträge auf Arbeitslosenhilfe gestellt. Die Zahl der Anträge ist
ein Frühindikator für die wirtschaftliche Entwicklung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8448: Aus Forschung und Technik - 02.04.2020 (SB)




VOM TAGE



WhatsApp hat mit Störungen zu kämpfen

Beim Messenger WhatsApp läuft es gegenwärtig nicht rund. Wie aus
einer Meldung von t-online.de hervorgeht, berichteten mehr als 14.000
User von Problemen beim Senden und Empfangen von Bildern, Videos und
Sprachnachrichten. Das Übertragen von Textnachrichten soll jedoch
weiter möglich gewesen sein. Auch bei den sozialen Netzwerken
Instagram und Facebook soll es zu Störungen beim Laden von Medien
gekommen sein. Mittlerweile scheint die Störung aber wieder behoben
zu sein.

2. April 2020
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1175: Partnerwechsel bei Flechten lassen sich vorhersagen (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 01.04.2020

Partnerwechsel bei Flechten lassen sich vorhersagen



Zu zweit ist man manchmal stärker - so auch bei Flechten, die als
Lebensgemeinschaft aus Pilz und Alge oder Cyanobakterium fast alle Winkel
der Erde besiedeln. Ein Erfolgsgeheimnis dieser Symbiose ist es, einen
seiner beiden Partner austauschen zu können. Im Fachblatt "Proceedings of
the Royal Society B" präsentiert ein Forschungsteam von Senckenberg
aktuell eine Studie zur Flechtengattung Umbilicaria, der zufolge sich
vorhersagen lässt, wann dieser Austausch stattfindet. Die Temperatur
spielt hier eine entscheidende Rolle. Die Forscher*innen wollen anhand der
Ergebnisse besser vorhersagen, wie Symbiosen, zu denen Flechten zählen,
mit dem Klimawandel umgehen.

Ob in der arktischen Tundra oder der Sahara - Flechten sind weltweit
präsent. Viele Arten dieser Lebensgemeinschaft aus einem Pilz und einer
Alge oder einem Cyanobakterium können dabei große klimatische Unterschiede
überbrücken. Möglich macht das ein faszinierender Mechanismus: Je nach
Klima wird der Symbiosepartner (zum Beispiel die Alge) gewechselt.
Forscher*innen des Senckenberg Biodiversität und Klima Forschungszentrums
haben nun herausgefunden, unter welchen Bedigungen ein Partner gehen muss
und durch einen anderen ersetzt wird.

Ein Team um den Evolutionsbiologen Dr. Gregor Rolshausen hat sich dazu die
Grünalgengattung Trebouxia näher angeschaut, die als Lebenspartner unter
Flechtenpilzen äußerst beliebt ist, auch bei den Arten Umbilicaria
pustulata und Umbilicaria phae. Diese Flechten wachsen in Europa und
Nordamerika in Höhenlagen von 100 bis 2700 Metern und tauschen auf dem Weg
vom Tal zum Gipfel die Trebouxia-Partner aus.

"Man kann sich das vorstellen wie beim Wechsel von Sommer- auf
Winterreifen. Am Fuß des Berges ist es relativ warm, also lebt der
Flechtenpilz mit einer wärmeliebenden Trebouxia-Alge zusammen, weil für
diese dort das Klima optimal ist. Mit zunehmender Höhe wird es kühler, und
um weiterhin die Produktivität der Gemeinschaft zu erhalten, wird es Zeit,
auf kältetolerante Algen umzusteigen", erklärt Rolshausen und fährt fort:
"Überraschenderweise findet dieser Partnertausch an den von uns
untersuchten Bergen immer unter den gleichen klimatischen Bedingungen
statt. Wo eine Trebouxia-Art in den Umbilicaria-Flechten am Berg durch
eine andere ersetzt wird, herrscht in etwa das Klima, das wir vom Übergang
von der mediterranen zur kühlgemäßigten Klimazone kennen."

Konkret heisst das: Die Trebouxia-Algenarten in den Umbilicaria-Flechten
wechseln sich dort ab, wo die mittlere Jahrestemperatur bei 12 Grad liegt
und es im kältesten Viertel durchschnittlich 5 Grad kalt ist. Der
Austausch geschieht eher abrupt in einer Zone, in der sich
Verbreitungsräume der wärmeliebenden und der kältetoleranten Algen
überlappen. Diese Austauschzone erstreckt sich über circa 150 bis 200
Höhenmeter und liegt an jedem Berg auf unterschiedlicher Höhe, je nach
lokalem Klimaprofil.

Trebouxia-Algen kommen weltweit in mehr als der Hälfte der Flechtenarten
vor. Laut den Autor*innen der Studie liegt daher die Vermutung nahe, dass
es auch bei anderen Flechten solche klar umrissenen Wechselzonen mit
bestimmten klimatischen Bedingungen gibt. Der Partnertausch bei Flechten
wäre demnach erstmals vorhersagbar.

Zudem gelten Flechten als das klassische Beispiel einer Symbiose, die in
der Natur häufig ökologische Schlüsselfunktionen einnehmen. "Flechten
tragen als Pionierarten zu Nährstoffkreisläufen und zur Bodenbildung bei,
vor allem in höheren Breiten. Ob sie klimatische Veränderungen durch
Partnerwechsel bewältigen können, hängt davon ab, wie beide mögliche
Partner auf die klimatischen Veränderungen reagieren und die Austauschzone
weiter bestehen bleibt. Das gilt auch für andere Symbiosen. Unsere
Forschung trägt dazu bei, besser vorherzusagen, ob Symbiosen ihre
wichtigen ökologischen Funktionen weiterhin wahrnehmen können", so
Rolshausen abschließend.


Originalpublikation:

Rolshausen, G., Hallmann, U., Dal Grande, F., Otte, J., Knudsen, K. and
Schmidt, I. (2020):

Expanding the mutualistic niche: parallel symbiont turnover along climatic
gradients.

Proceedings of the Royal Society B,

doi: 10.1098/rspb.2019.2311
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1700: Wüstenameisen - Orientierung mit dem sechsten Sinn (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 01.04.2020

Wüstenameisen: Orientierung mit dem sechsten Sinn



Vor zwei Jahren hat ein Forschungsteam der Julius-Maximilians-Universität
Würzburg herausgefunden, dass Wüstenameisen mithilfe des Magnetfelds der
Erde navigieren. Nun bekommt das Projekt einen Boost - und wird zusätzlich
mit 80.000 Euro gefördert.




[image: Bild: © Pauline Fleischmann]

Wüstenameisen am Nesteingang

Bild: © Pauline Fleischmann



Um nach der Futtersuche das heimische Nest wiederzufinden, nutzen
Wüstenameisen (Cataglyphis nodus) das Magnetfeld der Erde. Um das
nachzuweisen, hat ein Forschungsteam der Uni Würzburg diese Ameisen in
heimischer Umgebung in Griechenland genauer unter die Lupe genommen und
den Magnetsinn der Insekten mit einer Helmholtzspule untersucht, die ein
künstliches Magnetfeld erzeugt.

Dr. Pauline Fleischmann, Zoologin am Lehrstuhl für Verhaltensphysiologie
und Soziobiologie der Julius-Maximilians-Universität (JMU) Würzburg, hat
dieses Experiment damals im Rahmen ihrer Doktorarbeit durchgeführt. Jetzt
geht es mit den gesammelten Erkenntnissen in die nächste Runde. Denn die
genaue Funktionsweise des Magnetsinnes ist Biologen auch heute noch ein
Rätsel.

Die Antenne im Fokus

"Ausgangspunkt meines Projekts ist die Hypothese, dass der Magnetsinn in
der größten Klasse des Tierreichs, den Insekten, in der Antenne zu finden
ist", erklärt Fleischmann. "Während der Verhaltensversuche im Freiland ist
mir außerdem aufgefallen, dass die Ameisen ihre Antennen anders bewegen,
wenn das Magnetfeld verändert ist, als unter natürlichen Bedingungen.
Daher plane ich ein Setup zu etablieren, um die Antennenbewegungen von
sich frei bewegenden Ameisen in ihrem natürlichen Habitat aufzunehmen und
auszuwerten", so Fleischmann. Die Antennenbewegungen sollen dabei mit
Highspeedvideos sowohl unter natürlichen als auch unter experimentell
veränderten Bedingungen des Magnetfelds gefilmt werden.

"Außerdem möchte ich neurobiologische Untersuchungen an den Antennen hier
in Würzburg vornehmen", erklärt Fleischmann. Dies soll in Kooperation mit
Kolleginnen und Kollegen im Würzburger Biozentrum erfolgen.

"Die Antenne ist als Tast- und Geruchssinnesorgan für die Kommunikation
und die Futtersuche essenziell für die Ameisen", erklärt die Zoologin. Sie
werde außerdem als Sensor für Vibrationen, Schwerkraft und Wind genutzt.
Fleischmann: "Es wäre daher auch denkbar, dass die Ameisen Magnetfelder
mit ihren Antennen wahrnehmen können. Frühere Studien, die erhöhte
Eisenpartikel in der Antenne von Ameisen nachgewiesen haben, stützen diese
Hypothese."

Zusätzliche Fördersumme 80.000 Euro

Fleischmanns Forschung wird bereits von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft gefördert. Das Teilprojekt über die Antennen
startet nun im April. Gefördert wird es zusätzlich vom Klaus Tschira Boost
Fund, mit 80.000 Euro über zwei Jahre. Der Fund ist eine Initiative der
German Scholars Organization und der Klaus Tschira Stiftung.

Die Initiative möchte damit exzellente Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler der Naturwissenschaften, Mathematik und Informatik
unterstützen. Im Vordergrund steht dabei die Vergabe flexibler
Fördergelder zur Schaffung von Freiräumen für eigene, riskantere und
interdisziplinäre Projekte.
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MELDUNG/326: Forschergruppe entdeckt neues Calciumphosphat (idw)


Leibniz Universität Hannover - 01.04.2020

LUH-Forschergruppe entdeckt neues Calciumphosphat

Mineral ist interessanter Kandidat für Anwendung in der Implantologie,
Medikamentenentwicklung oder Wasseraufbereitung



In den Laboren der Leibniz Universität Hannover (LUH) ist ein neues
Calciumphosphat gefunden und dessen Struktur aufgeklärt worden.
Calciumphosphate bilden eine für den Menschen sehr wichtige Mineralklasse:
Sie sind die harten Bestandteile von Knochen und Zähnen. Calciumphosphate
können in rund einem Dutzend verschiedener Strukturen kristallisieren, von
denen die meisten bereits im 18. und 19. Jahrhundert identifiziert wurden.
Im letzten Jahrhundert der Forschung wurden keine neuen kristallinen
Calciumphosphate mehr entdeckt. Jetzt hat ein Team des Instituts für
Anorganische Chemie der LUH in Zusammenarbeit mit Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern aus China, Schweden und Australien ein neues
Calciumphosphat aufgespürt. Die Forschungsergebnisse sind in der
vergangenen Woche in der renommierten Open-Access-Fachzeitschrift Nature
Communications veröffentlicht worden.

Das neue Calciumphosphat hat aufgrund seiner Struktur ganz besondere
Eigenschaften, die es von bisher bekannten Calciumphosphaten
unterscheidet: Es ist thermodynamisch weniger stabil als die bekannten
Formen. Das heißt, dass es sich schnell in andere
Calciumphosphatstrukturen umwandelt. "Diese Eigenschaft macht es zu einem
höchst interessanten, potenziellen Kandidaten für verschiedene Anwendungen
in der Medizin oder zur Aufbereitung von verschmutzten Gewässern",
erläutert Prof. Dr. Denis Gebauer vom Institut für Anorganische Chemie.

Denkbar wäre etwa eine Nutzung als Implantatmaterial. Metastabile
Calciumphosphate werden derzeit bereits als Knochenzement genutzt, um
Implantate einzukleben. Das Material wird dann langsam resorbiert und
durch Eigenknochen ersetzt. Das neue Mineral hat chemisch die gleiche
Zusammensetzung wie die herkömmlichen Materialien, aber eine andere
Struktur. Deshalb könnten Zemente bei Verwendung des neuen Minerals nach
der Aushärtung in ihrem Aufbau dem Knochen selbst ähnlicher sein als bei
bislang verwendeten Formulierungen, was sowohl hinsichtlich der
strukturellen Einbindung als auch der Resorption des Zements durch den
Körper vorteilhaft wäre.

Auch als Medikamententräger könnte das neue Calciumphosphat zum Einsatz
kommen. "Durch die Metastabilität hat es eine höhere Aufnahmekapazität für
pharmazeutische Verbindungen", sagt Gebauer: "Es bindet leicht etwas
daran, was da eigentlich nicht hingehört, wobei wir bereits zeigen
konnten, dass das Mineral biologisch kompatibel ist." So könnten
Wirkstoffe besser in den Körper eingebracht werden als mit den bisher
bekannten Strukturen.

Nicht zuletzt ist eine Anwendung in der Aufbereitung von verschmutzten
Gewässern denkbar. Durch seine strukturellen Eigenschaften könnte das neue
ungefährliche Calciumphosphat toxische Stoffe in Gewässern besser binden
als mit den derzeitigen Methoden möglich.

Die Entdeckung des neuen Minerals kann voraussichtlich auch dabei helfen,
bestimmte Erkrankungen besser zu verstehen, da es neue Einblicke in die
Kristallisationsmechanismen von Calciumphosphaten liefert. Daraus könnten
wiederum Rückschlüsse darauf gezogen werden, wie die Frühstadien etwa von
Arteriosklerose, der Entwicklung von Nieren- und Blasensteinen oder der
pathologischen Mineralisation von Muskelgewebe genau funktionierten. So
könnte es gegebenenfalls möglich werden, bereits in den frühen
Zwischenstufen der Erkrankungen besser einzugreifen.

Die Arbeiten zur Entdeckung der neuen Calciumphosphatstruktur liefen in
Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern des Shanghai Jiao Tong University
Affiliated Sixth People's Hospital (Shanghai, China), des State Key
Laboratory of High Performance Ceramics und Superfine Microstructure,
Shanghai Institute of Ceramics (China), der Universität Stockholm
(Schweden) und der Curtin University (Perth, Australien).
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FRAGEN/001: Gesundheitskommunikation und Barrierefreie Kommunikation in der Corona-Krise - Informationen in Einfacher Sprache (idw)


Stiftung Universität Hildesheim - 01.04.2020

Gesundheitskommunikation und Barrierefreie Kommunikation in der
Corona-Krise: Informationen in Einfacher Sprache



Ein Forschungsteam aus den Übersetzungswissenschaften der Universität
Hildesheim macht aktuelle Informationen über das Coronavirus SARS-CoV-2 in
Einfacher Sprache zugänglich. "Leicht verständliche
Gesundheitskommunikation ist Krisenkommunikation", sagt Professorin
Christiane Maaß von der Universität Hildesheim.

"Barrierefreie Kommunikation ist gegenwärtig zunehmend Teil des
Krisenmanagements in der deutschen Gesundheitskommunikation. Die
Forschungsstelle Leichte Sprache ist hier sehr aktiv und in wichtige
gesundheitspolitische Aufgaben involviert", sagt Professorin Christiane
Maaß, Leiterin der Forschungsstelle Leichte Sprache der Universität
Hildesheim.

Das Forschungsteam übersetzt derzeit aktuelle Informationen zum
Corona-Virus in Einfache Sprache und macht diese in Zusammenarbeit mit dem
Wort- und Bildverlag verfügbar auf der Website:

https://www.apotheken-umschau.de/Coronavirus/coronavirus-einfache-sprache-557641.html

"Aus verschiedenen Studien (unter anderem Schaeffer 2016) wissen wir, dass
mehr als 54% der deutschen Bevölkerung gesundheitsrelevante Informationen
nicht versteht", so Christiane Maaß. Jeder Zweite habe Probleme damit,
gesundheitsrelevante Informationen zu finden, zu verstehen, richtig
einzuordnen, zu bewerten und zu nutzen.

Die Forschungsstelle macht darüber hinaus auf ihrer Webseite ebenfalls
evidenzbasierte Informationen über das Corona-Virus in Leichter Sprache
zugänglich:

www.uni-hildesheim.de/leichtesprache/forschung/corona-virus/.

Mit der Initiative "Barrierefreie Kommunikation und Corona" setzen sich
die Hildesheimer Wissenschaftlerinnen in Kooperation mit weiteren
Aktivisten dafür ein, dass Personen mit Kommunikationseinschränkung Zugang
zu gesundheitsrelevanten Informationen ohne die Hilfe Dritter haben. Die
Initiative wurde von Laura M. Schwengber ins Leben gerufen, die in
Hildesheim den Master "Barrierefreie Kommunikation" in Teilzeit studiert
und die Taskforce leitet. Dieses Team aus Fachleuten aus Forschung und
Praxis arbeitet derzeit mit Hochdruck daran, sich an die Krankenhäuser und
das Pflegepersonal sowie die Politik in Deutschland zu wenden, um diese
zum Teil lebensnotwendige Information zu streuen, denn leicht
verständliche Gesundheitskommunikation ist Krisenkommunikation, sagt
Professorin Christiane Maaß.

 * 


INTERVIEW

Interview mit der Übersetzungswissenschaftlerin Dr. Isabel Rink von der
Forschungsstelle Leichte Sprache der Universität Hildesheim

FRAGE: Frau Dr. Rink, die Forschungsstelle Leichte Sprache der
Universität Hildesheim übersetzt Informationen über das Coronavirus
SARS-CoV-2 in Einfache Sprache und Leichte Sprache. Was haben Sie in den
letzten Tagen erarbeitet?

ANTWORT: Mein Team und ich haben in den letzten Tagen verschiedene
Basisinformationen über das Corona-Virus und den Diskurs dahinter in
Einfache und Leichte Sprache übersetzt. Es ging dabei zum Beispiel um die
Fragen: Was ist das neue Coronavirus? Woher kommt das neue Coronavirus?
Wie kann ich die Symptome der Krankheit erkennen? Was kann ich tun, um
mich und andere Personen zu schützen? Welche Personen sind besonders
gefährdet?

Wir haben aber auch verschiedene Hashtags in Leichte Sprache übersetzt,
damit alle Menschen Zugang zum Diskurs haben:

https://www.uni-hildesheim.de/leichtesprache/forschung/corona-virus/

Diese machen wir natürlich über unsere Social Media-Kanäle zugänglich.
Zudem erarbeiten wir gerade in Kooperation mit verschiedenen
Praktiker_innen (Gebärdensprachdolmetschern, Leichte-Sprache-Dolmetschern,
Schriftdolmetschern, Verstehensassistenzen) Anleitungen zur Bedienung von
Skype, FaceTime, Zoom etc. in Leichter Sprache, damit mögliche
Bedarfsträger mit Kommunikations- oder Verstehenseinschränkung im
Ernstfall diese Dienste für die Live-Verdolmetschung im Krankenhaus oder
beim Arzt nutzen können.

FRAGE: Was ist dabei eine Herausforderung? Die Übersetzungstätigkeit
erfordert tagesaktuelle Reaktionen.

ANTWORT: Eine Herausforderung ist die aktuelle Reaktionszeit. Die
Informationen zur Verbreitung des Virus oder zu den Gegenmaßnahmen durch
die Bundesregierung und die Länder ändern sich schnell, dann müssen wir
unmittelbar reagieren: Die neue Information muss entsprechend übersetzt
und zudem durch das medizinische Fachpersonal auf Seiten des Auftraggebers
geprüft werden, erst dann kann es auf der Homepage aktualisiert werden.
Hier unterscheiden sich Standardversion, Leichte-Sprache-Fassung oder
Einfache-Sprache-Fassung darin, dass es bei der Übersetzung eine weitere
Korrekturschleife gibt.

FRAGE: Manche Informationen ändern sich sehr schnell, wie geht man damit
als Übersetzungsteam um?

ANTWORT: Wir stehen in ständigem Kontakt mit dem Auftraggeber und
telefonieren mehrmals täglich. Im Mittelpunkt steht dabei vor allem
umsichtiges Handeln: Was ist für den Moment wichtiger, die neueste
Änderung der Bundesregierung oder die Zugänglichmachung der Information
über richtige Handhygiene?

Diese konkrete Anwendung der Theorie in der Praxis ist eine sehr wertvolle
Erfahrung, die wir dann wiederum in die Lehre einspielen können.

FRAGE: Sie übersetzen in dem Kooperationsprojekt mit der
Apotheken-Umschau

(www.apotheken-umschau.de/Coronavirus/coronavirus-einfache-sprache-557641.html)

Informationen zum neuen Corona-Virus in Einfache
Sprache. Welche gesundheitspolitische Bedeutung hat die Arbeit der
Forschungsstelle Leichte Sprache der Universität Hildesheim in der
derzeitigen Corona-Krise, wozu möchten Sie beitragen?

ANTWORT: Es hagelte viel Kritik, insbesondere von Vertretern der Gruppen
mit Kommunikationseinschränkung, die zum Teil den vulnerablen Gruppen
zugehören: Sie hatten sehr lange Zeit kaum Zugriff auf die Informationen
über das Corona-Virus und die Debatte dahinter, sodass sie sich nicht
eigenständig informieren und die Maßnahmen entsprechend umsetzen konnten.
Barrierefreie Gesundheitskommunikation ist aktuell Teil des
Krisenmanagements und alle Personen in diesem Land müssen mitgenommen
werden. So hoffen wir, dass durch die Bereitstellung von barrierefreien
Informationen über das Corona-Virus und damit verbundene Maßnahmen wie die
richtige Handhygiene auch die Gesundheitskompetenz in einer diversen
Gesellschaft gestärkt und gefördert wird. Nur so haben alle die
Möglichkeit, einen Beitrag zur Abflachung der Kurve zu leisten.

FRAGE: Stimmen Sie sich mit Gesundheitsbehörden und Fachkreisen ab, wie
sichern Sie als Übersetzungsteam die Qualität und Richtigkeit der
Informationen?

ANTWORT: Die Texte werden dreifach geprüft: Die Informationen werden von
der Forschungsstelle Leichte Sprache übersetzt
(mindestens 4-Augen-Prinzip) und von einem zweiköpfigen Team des
Auftraggebers fachlich geprüft. Auf diesen Texten liegt also eine deutlich
größere Ressource, als das üblicherweise der Fall ist.

FRAGE: Sie bilden an der Universität Hildesheim Profis für barrierefreie
Kommunikation aus. Wer ist an dem Übersetzungsprojekt beteiligt und wie
geht es weiter, wird das Projekt noch fortgeführt in der aktuellen
Corona-Krise?

ANTWORT: Das Übersetzungsprojekt leite ich, mein Team besteht unter
anderem aus Studierenden des Masterstudiengangs "Barrierefreie
Kommunikation". Ein Teil der Studentinnen und Studenten übersetzt die
Texte im Rahmen von studentischen Hilfskraftverträgen. So hat zum Beispiel
Lena-Sophie König, die jetzt erst in das Masterstudium startet,
verschiedene Hashtags in Leichte Sprache übersetzt, denn auch der Zugriff
auf Diskurswissen bedeutet gesellschaftliche Teilhabe. Das Engagement
unserer Studierenden geht aber darüber hinaus, so dass auch Studierende,
die nicht beschäftigt sind, Initiative ergreifen und ihren Beitrag dazu
leisten, Information zugänglich zu machen, sich vernetzten und kleinere
Projekte in Zeiten dieser Krise auf die Beine stellen.


Die Fragen stellte Isa Lange.
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BILDUNG/947: Studium an jeder Milchkanne ermöglichen - digitales Sommersemester unterstützen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. April 2020

Studium an jeder Milchkanne ermöglichen - digitales Sommersemester unterstützen



Zu den heutigen Beratungen der Kultusministerkonferenz (KMK) über den
weiteren Lehrbetrieb an den Hochschulen erklären Dr. Anna Christmann,
Sprecherin für Innovations- und Technologiepolitik, und Kai Gehring,
Sprecher für Forschung, Wissenschaft und Hochschule:

Die Corona-Pandemie ist für die Hochschulen nicht nur eine große
Herausforderung, sondern auch eine Chance, der Digitalisierung einen
Schub zu geben. Statt "Nicht-Semester" oder "Null-Semester"
auszurufen, sollten Hochschulen, Länder und Bund gemeinsam mit Schwung
ein digitales Sommersemester ermöglichen. Während die
Kultusministerkonferenz bereits über die Umsetzung diskutiert, ist
Bundesbildungsministerin Karliczek einmal mehr offline. Statt zu
zaudern, lautet die oberste Devise: Das Studium muss an jeder
Milchkanne möglich sein. Es rächt sich nun, dass angekündigte
Programme zur Unterstützung der Digitalisierung an den Hochschulen in
den letzten Jahren nicht gestartet sind. Umso dringender ist es nun,
dass Bund und Länder die Hochschulen nach Kräften bei der digitalen
Lehre unterstützen.

Die Digitalisierung der Hochschulen muss Chefinnensache werden und der
Bund die notwendige Unterstützung unkompliziert und schnell
bereitstellen. Die notorisch passive Bildungsministerin hätte längst
die seit Jahren in der Schublade liegenden Vorschläge aufgreifen
können. Eine Digitalisierungspauschale, wie sie schon 2018 die
regierungseigene Expertenkommission Forschung und Innovation
vorgeschlagen hat, wäre ein mögliches Instrument. Vom im
Koalitionsvertrag angekündigten Wettbewerb für digitale Hochschullehre
ist nichts zu hören. Diese Ankündigungen müssen endlich umgesetzt
werden. Denn Hochschulen müssen zügig in größere Serverkapazitäten,
Laptops und Softwareprog ramme investieren können.

Die Krise offenbart, wie groß der Beratungsbedarf für digitale
Hochschulbildung ist. Das Hochschulforum Digitalisierung leistet hier
bereits wichtige Pionierarbeit, das Programm "Innovation in der
Hochschullehre" steht noch in den Startlöchern. Ministerin Karliczek
sollte sehr zügig die finanzielle Unterstützung für solche bestehenden
Akteure in der digitalen Hochschulbildung erhöhen, damit diese die
stark gestiegene Nachfrage nach Beratung auch kurzfristig bedienen
können.

Zudem braucht es bei der Digitalisierung der Hochschulen eine stärkere
Koordinierung durch das Bundesbildungsministerium, damit nicht jedes
Land alleine z.B. den Erwerb von Softwarelizenzen managen muss. Auch
rechtliche Fragen im Bereich Datenschutz und Urheberrecht stellen die
Hochschulen vor Herausforderungen, bei denen der Bund unterstützen
sollte.

 * 
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EUROPA/1855: Flüchtlingspolitik - Endlich fairen EU-Verteilmechanismus schaffen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. April 2020

EuGH-Urteil - Endlich fairen EU-Verteilmechanismus schaffen



Zum EuGH-Urteil zur Umverteilung von Flüchtlingen in Europa erklären
Katrin Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende, und Luise Amtsberg,
Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Der EuGH hat nun bestätigt, dass Ungarn, Tschechien und Polen
rechtswidrig und zutiefst unsolidarisch gehandelt haben, als sie sich
der beschlossenen Flüchtlingsverteilung verweigerten. Die europäische
Flüchtlingspolitik der letzten Jahre bestand vor allem aus Blockaden
einzelner Mitgliedsstaaten. Die konkreten Auswirkungen sehen wir jetzt
an den katastrophalen griechischen Flüchtlingslagern. Die
Überforderung der Länder an den südlichen Außengrenzen wurde zu lange
einfach hingenommen. Wir müssen ein faires System zum
Flüchtlingsschutz auf die Beine stellen, das die Verantwortung
zwischen den Mitgliedsstaaten gerecht verteilt. Es braucht flexible
Möglichkeiten dieser Verantwortung gerecht zu werden. Neben der
Aufnahme von Geflüchteten kann das auch eine stärkere finanzielle
Beteiligung bedeuten. Nur so können wir zu einer europäischen
Flüchtlingspolitik gelangen, die menschenrechtlichen Standards
entspricht.

 * 
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FINANZEN/1540: Bundesrechnungshof-Bericht - Bundesregierung betreibt finanzielles Missmanagement


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. April 2020

Bundesrechnungshof-Bericht: Bundesregierung betreibt finanzielles Missmanagement



Zur Veröffentlichung der Ergänzungen der Prüfungsergebnisse des
Bundesrechnungshofes für das Jahr 2019 erklären Ekin Deligöz, Obfrau
im Rechnungsprüfungsausschuss, und Dr. Tobias Lindner,
stellvertretender Vorsitzender des Rechnungsprüfungsausschusses:

Die große Koalition leistet sich regelmäßig Vergaberechtsverstöße,
mangelhafte Organisationsuntersuchungen und fehlende
Personalbedarfsermittlungen, riskante Bewirtschaftungen oder
unzulängliche Kontrolle. Dies wird durch die aktuellen Bemerkungen des
Bundesrechnungshofes wieder einmal deutlich aufgezeigt. So muss die
Bundesregierung viel energischer bei den Ländern auf einen besseren
Rückgriff beim Unterhaltsvorschuss drängen. Seit Jahren wird mehr oder
weniger schulterzuckend hingenommen, dass dem Staat dreistellige
Millionenbeträge entgehen. Hier braucht es konkrete Ergebnisse und
nicht bloß weitere Absichtserklärungen.

Es ist sehr schade, dass der Bundesrechnungshof jedes Mal wieder
solche Missstände beanstanden muss. Der Bundesregierung fehlt es
offensichtlich am Willen zur Kontrolle und wirtschaftlichen
Mittelverwendung. Dieses Verhalten führt einfach nur dazu, dass das
Vertrauen in unser Steuer- und Finanzsystem verloren geht.
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SOZIALES/1988: Tag der älteren Generation - Teilhabe sichern, Digitalisierung ermöglichen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. April 2020

Tag der älteren Generation: Teilhabe sichern, Digitalisierung ermöglichen



Zum Tag der älteren Generation erklärt Kordula Schulz-Asche,
Sprecherin für Alten- und Pflegepolitik:

Der Tag der älteren Generation fällt mit dem heutigen Tag in eine
Zeit, in der wir als Gesellschaft die Probleme älterer Menschen mehr
in den Blick nehmen müssen. Viele Menschen sind in der aktuellen
Situation verunsichert und sehnen sich nach mehr Kontakt zu ihren
Familien und Nachbarn.

Die Lebenserwartung und das Durchschnittsalter in der Bevölkerung
steigen kontinuierlich. Doch immer mehr Menschen sorgen sich im Alter
nicht mehr selbstbestimmt leben zu können, denn körperliche
Beeinträchtigungen oder Pflegebedürftigkeit schränken den Alltag
erheblich ein. Wir setzen uns dafür ein, dass ältere und
pflegebedürftige Menschen so lange wie möglich in ihren eigenen vier
Wänden wohnen und am gesellschaftlichen Leben teilhaben können. Wir
wollen, dass die Kommunen mehr Möglichkeiten erhalten, vor Ort für
passende Pflegeangebote zu sorgen, entsprechende Aktivitäten zu
vernetzen und so aufeinander abzustimmen, dass lebenswerte Quartiere
für alle Generationen entstehen oder ausgebaut werden können.

Erfordert die Pflegebedürftigkeit, dass Menschen in einer
Pflegeeinrichtung wohnen, muss es heutzutage möglich sein, eine
sichere Kommunikation über digitale Hilfsmittel zu haben.
Bewohnerinnen und Bewohner sollten mit Hilfe von Smartphones und
Tablets mit ihren Kindern und Enkeln kommunizieren können, auch wenn
der digitale nicht den persönlichen Kontakt ersetzt.

Wir fordern einen Digitalpakt für die Digitalisierung von
Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, einen Innovationsfonds für die
Pflege und eine stärkere Anbindung der Pflegeeinrichtungen an die
telematische Infrastruktur.

Um auch in diesen bewegten Zeiten die Sicherheit der älteren Menschen
zu erhöhen, ohne sie von sozialen Kontakten abzuschneiden, machen wir
uns dafür stark, dass ambulante Pflegedienste und stationäre
Pflegeeinrichtungen eine ausreichende Anzahl geeigneter
Schutzausrüstungen erhalten und bei Corona-Tests eine hohe Priorität
bekommen.

 * 
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WIRTSCHAFT/2912: Anton Hofreiter zur wirtschaftlichen Lage und zur Debatte um europäische Hilfen in der Corona-Krise


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. April 2020

Zur wirtschaftlichen Lage und zur Debatte um europäische Hilfen in der Corona-Krise erklärt der Fraktionsvorsitzende Anton Hofreiter:



"Wir haben in der vergangenen Woche im Bundestag gemeinsam ein
umfassendes Rettungsprogramm für die Wirtschaft auf den Weg gebracht.
Viele Selbständige, Unternehmen und Beschäftigte haben Hilfen
beantragt. Entscheidend ist: Die Gelder müssen jetzt schnell und
unbürokratisch fließen. Wir sollten auch flexibel bleiben und bei
Problemen und Lücken schnell nachsteuern. Und es gibt weiteren
Handlungsbedarf: gerade viele kleine und mittlere Unternehmen haben
noch Probleme. Was helfen Kredite, wenn etwa Hotels und Gaststätten
oder Veranstalter von Messen und Kulturevents nach der Krise nicht
schnell genug ihre Verluste aufholen können, um zeitnah die gewährten
Kredite zurückzahlen können. Hier müssen wir über längere
Tilgungszeiten sprechen und gegebenenfalls auch über direkte
Zuschüsse.

Auch das Kurzarbeitergeld bedarf ein Update: Es muss so ausgestaltet
werden, dass Geringverdienende auch bei Kurzarbeit nicht mit ALG II
aufstocken müssen. Besonders Beschäftigte mit kleinen Einkommen
brauchen diese Unterstützung.

Wir fordern die Bundesregierung auf, endlich eine Task Force für eine
Pandemiewirtschaft einzusetzen. Wir haben bei lebenswichtigen Gütern,
insbesondere bei der dringend notwendigen Schutzausrüstung, derzeit
eine Unterproduktion. Es braucht jetzt eine koordinierende Hand durch
die Politik, um die Eigeninitiative und den Erfindungsreichtum der
Unternehmen optimal zu nutzen.

Die Bundesregierung muss auch jetzt schon für die Zeit nach der Krise
planen und ein Zukunftsprogramm erarbeiten, mit dem wir die Wirtschaft
wieder in Schwung bringen. Dann müssen wirtschaftliche Erholung und
Klimaschutz Hand in Hand gehen. Das geht am besten mit einem Green
Deal. Der ökologische Umbau birgt für die Zeit nach der Corona-Krise
die beste Aufhol-Chance für unsere Wirtschaft.

Mit Sorge blicken wir auf den europäischen Zusammenhalt.

Wir brauchen eine solidarische Antwort in Europa auf die Corona Krise.
Unsere europäischen Freunde in Italien, in Spanien fordern einmalige
gemeinsame Anleihen. Darauf sollten wir aus Deutschland nicht mit
Besserwisserei reagieren. Deutschland wird es wirtschaftlich und
politisch nur in einem starken Europa gut gehen.

Viele Lieferketten laufen quer durch Europa. Die größten Importe in
der Automobilindustrie kommen nicht etwa aus den USA oder aus China.
Sie kommen aus Norditalien!

Wir müssen eine tiefe und zerstörerische Wirtschafts- und Finanzkrise
verhindern. Nicht nur aus europäischer Solidarität, sondern auch aus
deutschem Eigeninteresse. Ich fordere die Bundesregierung auf, den Weg
für Corona-Bonds frei zu machen. Dass dies bisher auch an der SPD
scheitert, ist ein Armutszeugnis. Darüber können auch die jetzt
vorgelegten Vorschläge nicht hinwegtäuschen.

Die Corona-Bonds sind das beste Mittel, solidarisch aus der Krise zu
kommen. In der Krise beweist sich: Halten wir in Europa zusammen oder
nicht. Jetzt nicht solidarisch zu handeln, wäre ein historischer
Fehler, der Europa, wie wir es kennen, gefährdet."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. April 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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AUSSEN/1905: Deutsche Entwicklungszusammenarbeit unterstützt den Kampf gegen die Covid-19-Pandemie


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. April 2020

Deutsche Entwicklungszusammenarbeit unterstützt den Kampf gegen
die Covid-19-Pandemie

Gesundheitssysteme vieler armer Länder brauchen Hilfe



Das Coronavirus hat sich inzwischen auch in fast allen
Entwicklungsländern der Welt ausgebreitet. Dazu erklärt der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Hermann
Gröhe:

"Eine nachhaltige Strategie zur Bewältigung der Covid-19-Pandemie
kann nur erfolgreich sein, wenn sie alle Länder und Gebiete der Welt
einbezieht. In vielen Ländern Afrikas, Asiens und auch Lateinamerikas
trifft das Virus auf Gesundheitssysteme, die schon vor der aktuellen
Krise ihre Bevölkerung nur sehr eingeschränkt mit
Gesundheitsdienstleistungen versorgen konnten. Die CDU/CSU-Fraktion
begrüßt daher, dass das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung in einem ersten Schritt Partnerländer
der deutschen Entwicklungszusammenarbeit in Afrika und Asien mit
zusätzlichen 20 Millionen Euro bei der Eindämmung der Pandemie
unterstützt. Dabei stehen Maßnahmen der Vermeidung, der
Früherkennung, des Meldewesens einschließlich der Schulung von
Gesundheitspersonal im Vordergrund. Zu begrüßen ist auch, dass die so
genannte 'Schnell Einsetzbare Expertengruppe Gesundheit' des
Robert-Koch-Instituts, des Bernard-Nocht-Instituts für Tropenmedizin,
der Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit und der
Charité-Universitätsmedizin Berlin in Entwicklungsländern zum Einsatz
kommt. Diese wurde 2014 während der Ebola-Krise in Westafrika durch
das Bundesministerium für Gesundheit und das Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung gegründet.

Wichtig für die Wirksamkeit aller Maßnahmen ist die Einbettung in die
Arbeiten der Weltgesundheitsorganisation und anderer im
Gesundheitsbereich maßgeblicher und von Deutschland umfangreich
mitfinanzierter Einrichtungen. Das sind z.B. die Globale Impfallianz
GAVI oder der Globale Fonds gegen HIV/AIDS, Tuberkulose und Malaria.
Mit Nachdruck unterstützt die CDU/CSU-Bundestagsfraktion auch deren
zügige und breit angelegte Bemühungen, zur Eindämmung der weltweiten
Covid-19 Pandemie beizutragen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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EUROPA/1003: EU braucht neuen Ansatz


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 2. April 2020

EU braucht neuen Ansatz



Zum Urteil des EuGH gegen Ungarn, Polen und Tschechien können Sie den
europapolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Florian
Hahn, wie folgt zitieren:

"Das Urteil ist keine Überraschung. Es bestätigt lediglich schwarz
auf weiß, dass sich Ungarn, Polen und Tschechien während der
Flüchtlingskrise unsolidarisch verhalten haben. Die Rechtsprechung
des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) muss respektiert werden.

Das Urteil allein hilft aber nicht weiter und zeigt keinen Ausweg aus
der verfahrenen Situation. Jetzt kommt es vielmehr darauf an, dass
die EU-Kommission in dem angekündigten neuen Migrationspakt
Lösungsmöglichkeiten aufzeigt. Dabei muss der besonderen Entwicklung
einiger Länder in der EU und deren spezifischen historischen
Erfahrungen Rechnung getragen werden. Nur so können wir uns in der EU
auf eine gemeinsame Haltung verständigen und einen neuen Ansatz
finden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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RECHT/1016: Abmahn-Praxis bei Masken kurzfristig stoppen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 2. April 2020

Abmahn-Praxis bei Masken kurzfristig stoppen



Seit einigen Tagen berichten verschiedene Medien über die aktuelle
Praxis einiger Anwaltskanzleien, Personen, die als Unterstützung in
der Corona-Krise Schutzmasken nähen und anbieten, wegen Verstoßes
gegen das Medizinproduktegesetz abzumahnen. Hierzu können Sie den
Verbraucherschutzbeauftragten der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Sebastian Steineke, gerne wie folgt zitieren:

"Die aktuelle Abmahn-Praxis einiger Anwaltskanzleien gegenüber den
Näherinnen und Nähern von Schutzmasken für Nase und Mund torpediert
das dringend benötigte Engagement derjenigen, die sich gerade in der
Krisenzeit darum kümmern, dass mehr Schutzausrüstung zur Verfügung
steht. Wir dürfen die Menschen, die uns in der Krise helfen wollen,
nicht im Regen stehen lassen. Es ist mehr als bedenklich, dass hier
vermutlich nicht aus Gründen der medizinischen Sicherheit, sondern
aus anderen Erwägungen heraus dafür gesorgt werden soll, dass diese
wichtige und notwendige Arbeit gestoppt wird. Diese Praxis ist im
Hinblick auf das Allgemeininteresse der Verbraucherinnen und
Verbraucher im Rahmen des Gesundheitsschutzes völlig inakzeptabel.
Hier sollte die Bundesregierung Maßnahmen prüfen, mit denen
Näherinnen und Näher vor erheblichen rechtlichen und finanziellen
Risiken durch das Vorgehen von Abmahn-Anwälten geschützt werden
können. Sollte dies nach aktueller Rechtslage etwa im Rahmen von
kurzfristigen Sonderzulassungen nicht möglich sein, wäre an ein
schnelles vorübergehendes Not-Zertifizierungsverfahren mit deutlichen
Erleichterungen im Vergleich zur bisherigen Praxis zu denken."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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WIRTSCHAFT/2902: Zukunftsfonds schnell starten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. April 2020

Zukunftsfonds schnell starten

KfW über weiteren Zwischenschritt entschieden



Gestern hat die KfW über weitere Weichenstellungen für den
Zukunftsfonds entschieden. Hierzu erklären die stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, und der
digitalpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Tankred
Schipanski:

Schön: "Der Zukunftsfonds ist für unsere Startup-Szene ein
essentieller Baustein, um mehr Kapital für den Markt zu generieren.
Deswegen ist es ein gutes Zeichen, dass auch in dieser Krisenzeit die
KfW gestern einen weiteren Zwischenschritt beschlossen hat. Gerade
jetzt ist es wichtig, den Gründern und Gründerinnen eine Perspektive
für die Zukunft aufzuzeigen. Unser Wohlstand ist eng mit
Innovationskraft und Erfindergeist verbunden. Damit wir die Ideen
innovativer Unternehmen gewinnbringend für uns einsetzen können, muss
die gemeinsame Arbeit am Zukunftsfonds schnell fortgeführt werden.
Derzeit ist angedacht, dass das Bundeskabinett im Mai über den Fonds
entscheidet - an diesem Zeitplan muss festgehalten werden."

Schipanski: "Wir müssen jetzt weiter am Ball bleiben, damit
die Innovations- und Zukunftskraft unserer Startup Landschaft
erhalten bleibt. Denn nur so sichern wir unseren Wohlstand und die
Mittelständler von morgen. Daher ist es gut, wenn nun die nächsten
Schritte Richtung Zukunftsfonds eingeschlagen werden. Zusammen mit
den in den letzten Tagen beschlossenen Maßnahmen, wie dem
Maßnahmenpaket zur Stärkung der Liquidität der Gründerszene und der
Möglichkeit für Startups, den Schutzschirm zu nutzen, ist der
Zukunftsfonds ein bedeutender Baustein, mit dem wir sicherstellen
wollen, dass unsere Gründerinnen und Gründer auch in dieser
herausfordernden Zeit Zugang zu Wachstumskapital haben."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1916: Infektionsschutz muss auch am Arbeitsplatz gelten


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. April 2020

Infektionsschutz muss auch am Arbeitsplatz gelten



Zu fehlenden Schutzmaßnahmen gegen Corona am Arbeitsplatz sagt Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Wir brauchen eine Verpflichtung der Arbeitgeber, die Abstandsregeln
soweit möglich auch auf der Arbeit einzuhalten, die Beschäftigten
ansonsten mit Schutzausrüstung auszustatten und ein Recht auf
Homeoffice für alle Bereiche, in denen das umsetzbar ist. Niemand darf
gezwungen werden in Bereichen, die gesellschaftlich nicht akut
notwendig sind, gegen seinen Willen seine Gesundheit aufs Spiel zu
setzen. Damit die Beschäftigten dieses Recht auch angstfrei ausüben
können, muss diese Maßnahme von einem Sonderkündigungsschutz flankiert
werden.

Wir alle schränken uns ein, um die Weiterverbreitung von Corona zu
bremsen. Damit das erfolgreich sein kann, müssen die Regelungen soweit
irgend möglich für alle gelten. Derzeit ist es ja so, dass es ins
Ermessen der Arbeitgeber gestellt ist, ob Beschäftigte mit 300
Kolleginnen und Kollegen im Großraumbüro sitzen oder ins Homeoffice
geschickt werden, ob Wartungstechniker ungeschützt durch 50 Haushalte
am Tag laufen, oder ob die Wartungstermine verschoben werden, ob
Beschäftigte mit dem vollen Bus zur Arbeit fahren, um dann bei
Rheinmetall an Panzern zu schrauben, oder ob sie in Kurzarbeit gehen.
Gleichzeitig darf die alleinerziehende Mutter mit ihren Kindern keine
Spielplätze mehr besuchen. Diesen Widerspruch versteht doch kein
Mensch, das ist unter gesundheitlichen Gesichtspunkten überhaupt nicht
ausgewogen und das gefährdet auch die Akzeptanz der Maßnahmen in der
Bevölkerung.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. April 2020

Bundesgeschäftsstelle
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ARBEIT/1915: Kurzarbeitergeld anheben - Soforthilfen vereinfachen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. April 2020

Kurzarbeitergeld anheben - Soforthilfen vereinfachen



"Das schnelle Anlaufen der Rettungsprogramme, insbesondere der
Soforthilfen für Solo-Selbstständige und Unternehmen mit bis zu zehn
Beschäftigten, trägt zur Stabilisierung der Wirtschaftsstruktur bei
und ist zu begrüßen. Darüber hinaus ist es notwendig, jetzt das
Kurzarbeitergeld auf 90 Prozent des Nettolohns anzuheben, um auch die
Einkommen der abhängig Beschäftigten zu stützen. Von 60 oder 67
Prozent des Einkommens können Niedrigverdiener kaum über die Runden
kommen", erklärt Klaus Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE und Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschaft und
Energie, zum Start der staatlichen Corona-Hilfen. Ernst weiter:

"Bei den Programmen für Unternehmen mit bis zu 250 Beschäftigten muss
nachgesteuert werden. Die Bedingungen für die Kreditvergabe müssen
vereinfacht werden, wenn diese Programme wirken sollen. Bürgschaften
der KfW allein wirken nicht, wenn die Hausbanken wegen zu starrer
Bedingungen die Kredite nicht durchreichen. Viele Unternehmen werden
auch nicht in der Lage sein, diese Kredite in nur fünf Jahren
zurückzuzahlen. Auch diese Frist muss flexibler werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. April 2020
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BILDUNG/951: Auch digitale Bildung darf nicht vom Geldbeutel abhängen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. April 2020

Auch digitale Bildung darf nicht vom Geldbeutel abhängen



"In Zeiten der Corona-Krise werden die bereits bestehenden
Ungerechtigkeiten umso deutlicher. Die Krise trifft die Schwächsten am
stärksten. Das muss verhindert werden", erklärt Birke Bull-Bischoff,
bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf
die aktuellen Pläne von Bundesbildungsministerin Karliczek für die
digitale Bildung. Birke Bull-Bischoff weiter:

"Die derzeitige Krisen-Beschulung zu Hause stellt alle Beteiligten vor
große Herausforderungen. Viele Eltern kommen schnell an ihre Grenzen.
Schüler und Lehrkräfte müssen ihre eigenen elektronischen Geräte
nutzen. Und wer kein entsprechendes Gerät hat, ist raus. Das trifft
besonders Familien in ohnehin schon sehr schwierigen Lebenslagen - die
schlechten sozialen Bedingungen und Ausgrenzungen werden also
verstärkt.

Die digitale Ausstattung aller Schülerinnen und Schüler muss
sichergestellt werden. Wir erwarten, dass die Jobcenter aufgrund der
drastischen Isolationsmaßnahmen und Ausgangsbeschränkungen die
digitale Lernteilhabe oder das häusliche Lernen durch internetfähige
Geräte sicherstellen. Deshalb müssen Menschen, die im SGB II-,
SGB XII-, AsylbLG - Bezug sind, Leistungen zum Kauf eines Laptops oder
Computers gewährt werden. Die rechtlichen Voraussetzungen dafür gibt
es im SGB II § 21 Abs. 6 SGB II (Mehrbedarf), im SGB XII
§ 73 SGB XII und im AsylbLG § 6 AsylbLG (sonstige Leistungen).
Dies hatten verschiedene Sozialgerichte bereits 2018 den Jobcentern
aufgegeben.

Wir können es uns nicht länger leisten, nicht überall schnelles
Internet zu haben. Mittlerweile muss es zur öffentlichen
Daseinsvorsorge zählen. Jeder Haushalt sollte ein Anrecht auf einen
bezahlbaren, schnellen Breitbandinternet-Anschluss haben.

Für die digitale Ausstattung der Schülerinnen und Schüler wäre auch
die Auflegung von Bund-Länderprogrammen unter hälftiger Beteiligung
denkbar. Darüber könnte abgesichert werden, dass Tablets kostenlos zur
Verfügung stehen und auch zu Hause genutzt werden können. "

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. April 2020
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EUROPA/1790: Sofortige Aufnahme von Flüchtlingen aus Moira


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. April 2020

Sofortige Aufnahme von Flüchtlingen aus Moira



Angesichts der Zustände im Lager Moira auf Lesbos und der drohenden
Gefahr eines Corona-Ausbruchs dort fordert Bernd Riexinger,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Angesichts der unhaltbaren Zustände im Flüchtlingslager Moira sollte
Deutschland sofort mehrere tausend Menschen von dort aufnehmen, vor
allem Alte, Kranke und Kinder.

Noch hat Corona das Flüchtlingslager Moira nicht erreicht. Sollte das
geschehen, droht eine Katastrophe. Maßnahmen wie Kontaktreduktion sind
in dem überfüllten Lager illusorisch, die wenigen Intensivbetten auf
der Insel Lesbos sind schon fast alle belegt. Wer hier auf
Beatmungsgeräte angewiesen ist, wird sehr wahrscheinlich sterben. Wir
müssen jetzt dringend die Menschen aus Moira auf die europäischen
Länder verteilen. Deutschland könnte dabei problemlos vorangehen und
sofort 10.000 Flüchtlinge aufnehmen. Mehr als 100 Kommunen haben
bereits von sich aus ihre Bereitschaft zur Aufnahme erklärt. Darauf
muss der Bund einfach zurückkommen.

Die Zustände im Lager Moira waren auch vor Corona schon inakzeptabel.
Dass jetzt immer noch nichts passiert, ist eine Schande für ganz
Europa und für jedes einzelne europäische Land, das angesichts der
aktuellen Situation weiter untätig bleibt. Und es ist auch ganz
persönlich eine Schande für Innenminister Seehofer, der für die
notleidenden Menschen auf Lesbos bisher nur leere Worte zu bieten hat.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. April 2020
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EUROPA/1789: EuGH-Urteil ist richtig - kommt aber zu spät für Konsequenzen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. April 2020

EuGH-Urteil ist richtig - kommt aber zu spät für Konsequenzen



"DIE LINKE im Bundestag begrüßt das Urteil, mit dem der Europäische
Gerichtshof heute das Offensichtliche festgestellt hat: Ungarn, Polen
und die Tschechische Republik haben gegen EU-Recht verstoßen, als sie
ihre Beteiligung an der beschlossenen Umverteilung Geflüchteter aus
Italien und Griechenland verweigerten", erklärt Andrej Hunko,
stellvertretender Vorsitzender und europapolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE im Bundestag. Hunko weiter:

"Leider bleibt das Urteil ohne praktische Folgen, da der
zugrundeliegende Beschluss des Rates zur Umverteilung Schutzsuchender
inzwischen aufgehoben wurde - und damit auch die Möglichkeit zur
Verhängung von Zwangsgeldern nach Artikel 260, denn die Staaten können
jetzt nicht mehr zur Umsetzung angehalten werden. Das Verhängen von
Zwangsgeldern nach Artikel 260 wäre auch rechtsstaatlich
unbedenklich - ganz im Unterschied zu den immer wieder geforderten
finanziellen Sanktionen bei der Auszahlung von Kohäsionsfonds. Anstatt
politisch willkürliche Sanktionen zu fordern, sollten die ordentlichen
Verfahren der Verträge geachtet werden. Das gilt auch für die
aktuellen Entwicklungen in Polen und Ungarn, die die demokratische
Verfasstheit bedrohen.

Jetzt muss endlich ein faires und solidarisches System geschaffen
werden, mit dem die Aufnahme von Asylsuchenden in der EU organisiert
wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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GESUNDHEIT/1181: Gesetzliche Spielräume nutzen - Schutzmaterial beschlagnahmen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. April 2020

Gesetzliche Spielräume nutzen - Schutzmaterial beschlagnahmen!



"Ich fordere die Bundesregierung auf, endlich alle rechtlichen
Möglichkeiten auszuschöpfen, um den akuten Mangel an Schutzmaterialien
für medizinisches Personal zu überwinden. Das Grundgesetz bietet die
Möglichkeit, Enteignungen zum Wohl der Allgemeinheit vorzunehmen
(Art. 14 GG) sowie Produktionsmittel zu vergesellschaften
(Art. 154 GG). Bei lebensbedrohlichem Marktversagen, wie wir es
derzeit beobachten, sind derartige Eingriffe in den Markt dringend
geboten", erklärt Achim Kessler, gesundheitspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE. Kessler weiter:

"Es ist unerträglich, wie Firmen und Konzerne jetzt aus der Krise
Profit herausschlagen. Der Einkaufspreis von FFP2-Atemschutzmasken
beispielsweise stieg in wenigen Tagen von 45 Cent auf 13,52 Euro -
dies entspricht einem Anstieg um 3.000 Prozent! Bei diesem
offenkundigen Missbrauch ihrer Oligopolstellung durch Konzerne muss
die Möglichkeit genutzt werden, Schutzmasken und -anzüge dem Markt zu
entziehen und stattdessen nach dem Bedarf der Gesundheitseinrichtungen
zu produzieren und neu zu verteilen. Die Hamsterei von
Schutzausrüstung muss hart bestraft werden. Firmen, die ihre
Marktmacht aus Profitgier mit Wucherpreisen missbrauchen und damit
Menschenleben gefährden, müssen unter staatliche Kontrolle gestellt
oder enteignet werden. Spätestens jetzt in der Krise müssen soziale
Interessen über Profitinteressen gestellt werden.

Wenn die Bundesregierung jetzt nicht entschieden handelt, werde ich
einen Antrag einbringen, der konkrete Maßnahmen zur Durchsetzung des
Gemeinwohls gegen die Wirtschaftsinteressen bei der Beschaffung von
medizinischem Schutzmaterial enthält."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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RECHT/629: Anwälte sind systemrelevant


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. April 2020

Anwälte sind systemrelevant



"Gerade in der Krise muss auch die Anwaltschaft arbeitsfähig sein und
bleiben. Rechtsberatung, beispielsweise im Arbeitsrecht, ist in diesen
unsicheren Zeiten von besonders großer Bedeutung. Dennoch werden
Anwälte aktuell nicht als systemrelevant eingestuft, was dazu führt,
dass sie auch keinen Anspruch auf die Notkinderbetreuung haben. Dies
muss sich so schnell wie möglich ändern", erklärt Friedrich
Straetmanns, rechtspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zur
Diskussion um Corona-Maßnahmen und -Soforthilfen. Straetmanns weiter:

"Auch stehen die Chancen für Anwälte, Soforthilfen zu erhalten,
schlecht. Wenn sie nicht schon direkt davon ausgeschlossen sind, wird
es oft daran scheitern, dass der erforderliche Schaden erst eintreten
wird, wenn die Frist zur Geltendmachung schon abgelaufen ist. Neben
der Existenzbedrohung für die Anwälte könnten so schon bald viele
Bürger nicht mehr in der Lage dazu sein, ihre Rechte durchzusetzen.
Die Antragsvoraussetzungen sind hier zu überarbeiten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 1. April 2020
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SOZIALES/2730: Für einen sozialen Schutzschirm ohne Anrechnung von Partner*inneneinkommen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. April 2020

Für einen sozialen Schutzschirm ohne Anrechnung von Partner*inneneinkommen



Vielen Coronokrisen Geschädigten droht die Verweigerung der
Grundsicherung wegen der Anrechnung des Partner*inneneinkommens
Kipping fordert von der GroKO: Setzt endlich die Anrechnung des
Partner*inneneinkommens bei der Grundsicherung aus. Für ein
Bedarfsgemeinschafts-Moratorium!

Im Zuge des sozialen Schutzschirms wurde die Vermögensprüfung bei der
Beantragung von Grundsicherungen ausgesetzt. Dies soll Millionen
Freiberufler*innen und Selbstständigen, deren Einkommen im Zuge der
Coronakrise wegbrechen und die keinen Anspruch auf Kurzarbeitergeld
haben, eine finanzielle Überbrückung der Krise ermöglichen.

Leider haben allerdings die Regierungsfraktionen Union und SPD darauf
bestanden, dass weiterhin das Partner*inneneinkommen geprüft werden
muss. Vielen Menschen in Not laufen deshalb Gefahr, keine
Grundsicherung zu erhalten oder nur eine gekürzte Grundsicherung zu
erhalten. Je nachdem wie hoch die Wohnkosten gerade ausfallen, kann
bereits ein monatlichen Nettoeinkommen des Partners von 1500-2000 Euro
dazu führen, dass die Grundsicherung verweigert oder gekürzt wird. Die
Bedürftigkeit wird bei einem Paar ohne Kinder vereinfacht wie folgt
ermittelt: 2 x 389,- Euro Regelsatz + 300,- Euro maximale
Hinzuverdienstmöglichkeit + Wohnkosten.)

Zudem bedeutet diese Anrechnung enormen bürokratischen Aufwand. Dazu
gehört u.a., dass auch der Partner bzw. die Partnerin alle
Kontoauszüge der letzten 6 Monate vorlegen muss.

Erschwerend kommt folgendes hinzu: Nach den Hartz-IV-Regeln wird ab
einem Jahr Zusammenleben eine eheähnliche Einstandsgemeinschaft und
damit eine Bedarfsgemeinschaft unterstellt. Somit sind nicht nur feste
Partnerschaften betroffen, sondern auch Menschen, die einfach so
zusammen leben. Dass es sich nicht um eine eheähnliche
Einstandsgemeinschafts, sondern lediglich um eine Wohngemeinschaft
handelt, müssen dann die Antragsstellende beweisen. Die Anrechnung der
Partner*inneneinkommen führt oft dazu, dass Menschen keine
Grundsicherung bekommen, weil das Einkommen des Partners zwar nicht
hoch ist, aber hoch genug, damit das Paar als nicht bedürftig gilt.
Diese Menschen müssen dann von ihren Partner*innen Taschengeld
beziehen.

Als LINKE kritisieren wir seit Anfang an dieses Konstrukt
Bedarfsgemeinschaft und setzen stattdessen auf individuelle soziale
Rechte.

Jetzt in der Krise ist die Anrechnung der Partner*inneneinkommen
besonders absurd. Sie führt zu einem enormen bürokratischen
Prüfaufwand, den die Sachbearbeitenden in den JobCentern gerade schon
so kaum bewältigen können angesichts der hohen Zahl an neuen Anträgen.
Außerdem gilt: Menschen sollten nicht gezwungen werden,
Taschengeldempfänger zu werden. Vielmehr sollten sie eine
eigenständige Grundsicherung bekommen.

Ich fordere deshalb die Bundesregierung auf: Setzt endlich die
Anrechnung des Partner*inneneinkommen aus. Es ist höchste Zeit für ein
Bedarfsgemeinschaftsmoratorium. Wenn die Krise abflaut, ist dann zu
prüfen, ob sich dies bewährt hat und auf Dauer gestellt werden kann.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9670: Heute im Bundestag Nr. 362 - 02.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 362

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. April 2020, Redaktionsschluss: 13.05 Uhr

1. Lateinamerika- und Karibik-Initiative

2. Deutsche Unterstützung im Irak

3. US-Sanktionen gegen Nord Stream 2

4. Türkischer Einfluss im Libyen-Konflikt

5. Antriebstechnologie im Weltall

6. Korrekturbitten des GBA im August 2019

7. Korrekturbitten des BMJV im August

8. Kosten der Verschärfung des NetzDG



1. Lateinamerika- und Karibik-Initiative

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Mit der Lateinamerika-und-Karibik-Initiative zielt
das Auswärtige Amt auf eine Intensivierung der partnerschaftlichen
Beziehungen mit den Ländern der Region, insbesondere vor dem
Hintergrund, dass Lateinamerika und die Karibik nach Europa und
Nordamerika die größte Region der Welt mit demokratisch verfassten
Staaten bilden. Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort
(19/18196) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/17176). Mit der Initiative sollen demnach der politische Austausch
angeregt, die Wirtschaftsbeziehungen belebt und die Kooperation in den
Bereichen Kultur, Bildung und Wissenschaft ausgebaut werden.
Wesentlicher Bestandteil der Initiative und zugleich Beitrag zur
Förderung des zivilgesellschaftlichen Austauschs sei die Gründung
eines deutsch-lateinamerikanisch-karibischen Frauennetzwerks.

 * 

2. Deutsche Unterstützung im Irak

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Seit 2014 sind 4,6 Millionen Menschen im Irak in
ihre Heimat zurückgekehrt, weiterhin bleiben aber rund 1,4 Millionen
Menschen innerhalb des Landes vertrieben. Wie es in der Antwort
(19/18197) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/16961) heißt, habe die Bundesregierung wegen des fortbestehenden
humanitären Bedarfs - etwa bei den aus Mossul stammenden
Binnenvertriebenen - im vergangenen Jahr 56 Millionen Euro für die
humanitäre Versorgung und den Schutz von Binnenvertriebenen und
vulnerablen Rückkehrern sowie für humanitäres Minenräumen
bereitgestellt. Insgesamt sind den Angaben zufolge 2019 für Hilfs-,
Aufbau- und Entwicklungsleistungen im Irak rund 431 Millionen Euro aus
den Etats des Entwicklungsministeriums und des Auswärtigen Amtes zur
Verfügung gestellt worden.

Die Bundesregierung wolle mit ihrem Engagement dazu beitragen,
militärische Erfolge im Kampf gegen den sogenannten Islamischen Staat
(IS) zu sichern, das Wiedererstarken von IS zu verhindern, dem
internationalen Terrorismus nachhaltig die Grundlage zu entziehen und
Stabilität, Wiederaufbau und nachhaltige Entwicklung in der Region zu
fördern.

 * 

3. US-Sanktionen gegen Nord Stream 2

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die AfD stellt die Aktivitäten der RAND Corporation
erneut in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/18177). In der
Nachfrage auf die Antwort der Bundesregierung auf Drucksache 19/16222
erkundigen sich Abgeordneten unter anderem nach einer Studie der
Organisation mit dem Titel "Extending Russia" sowie nach "der
US-seitigen Verabschiedung extraterritorialer, nach Ansicht der
Fragesteller völkerrechtswidriger Sanktionen gegen das Projekt Nord
Stream 2".

 * 

4. Türkischer Einfluss im Libyen-Konflikt

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den Auswirkungen der Politik der Türkei in
Syrien und Libyen erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/18245). Die Bundesregierung soll unter anderem Auskunft
geben zu Erkenntnissen über Berichte türkischer Waffenlieferungen und
der Entsendung syrischer Kämpfer nach Libyen sowie zu ihrer Bewertung
der Lage "auf dem libyschen Kriegsschauplatz nach der Libyen-Konferenz
im Januar".

 * 

5. Antriebstechnologie im Weltall

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Deutsche Produkte zu elektronischen
Raumfahrtantrieben stehen nach Aussagen der Bundesregierung kurz vor
dem Markteintritt. Derzeit arbeiteten mindestens sechs Unternehmen an
der Technologie, die als wichtigster Antrieb im Weltall gelte, erklärt
die Bundesregierung in der Antwort (19/18040) auf eine Kleine Anfrage
(19/17482) der FDP-Fraktion. Acht Forschungsprojekte zu elektrischen
Raumfahrtantrieben würden zudem über das "Nationale Programm für
Weltraum und Innovation" gefördert, fünf weitere seien in Planung. Die
EU fördere über das Rahmenprogramm Horizon 2020 weitere Projekte mit
deutscher Beteiligung aus Industrie und Forschung, heißt es weiter.

 * 

6. Korrekturbitten des GBA im August 2019

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, ob, und wenn ja, aus welchen Anlässen, der
Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA) im August 2019 bei
Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
der Kleinen Anfrage (19/18254) danach, ob, und wenn ja, aus welchen
Anlässen, der GBA im August 2019 bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen hat ersuchen
lassen und wie viele Korrekturbitten ausschließlich fernmündlich und
wie viele in Textform erfolgten.

 * 

7. Korrekturbitten des BMJV im August

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, ob, und wenn ja, aus welchen Anlässen, das Bundesministerium
der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) im August 2019 bei Medien
unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/18186) danach, ob, und wenn ja, aus welchen
Anlässen, das BMJV im August 2019 bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen hat ersuchen
lassen und wie viele Korrekturbitten ausschließlich fernmündlich und
wie viele in Textform erfolgten.

 * 

8. Kosten der Verschärfung des NetzDG

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Nach den Kosten der Verschärfung des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG) erkundigt sich die AfD-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/18239). Die Abgeordneten fragen unter
anderem, wie sich der von der Bundesregierung prognostizierte
Umsetzungsaufwand des Bundeskriminalamts in Höhe von 27,5 Millionen
Euro zur Einrichtung einer zentralen Meldestelle für strafbare Inhalte
im Internet gemäß NetzDG in Bezug auf die prognostizierten
Personalkosten und Sacheinzelkosten für 252 Stellen im Einzelnen
zusammensetzt. Weitere Fragen betreffen das für die Bearbeitung von
Ermittlungs- und Strafverfahren erforderliche Personal. Abschließend
wollen die Fragesteller wissen, wie die Bundesregierung sicherstellen
will, dass durch die geplante Verschärfung des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes nicht die digitalen Adressdaten von
Nutzern sozialer Netzwerke an die Strafverfolgungsbehörden
weitergegeben werden, wenn diese lediglich völlig harmlose Inhalte
ohne strafbaren Hintergrund posten.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9669: Heute im Bundestag Nr. 361 - 02.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 361

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. April 2020, Redaktionsschluss: 12.23 Uhr

1. Angriffe auf Krankenhäuser in Syrien

2. Mögliche Fälschungen in Humanmedizin

3. Landwirtschaftliche Neueinsteiger

4. Aktueller Zustand der Bundesreserve

5. Wildtierhaltung in Zirkussen

6. Korrekturbitten des FLI



1. Angriffe auf Krankenhäuser in Syrien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Seit Beginn des Konflikts in Syrien im Jahr 2011 hat
es nach Angaben der Menschenrechtsorganisation "Physicians for Human
Rights" knapp 600 Angriffe auf medizinische Einrichtungen des Landes
gegeben, das syrische Regime und seine Unterstützer hätten insgesamt
536 Angriffe auf Gesundheitseinrichtungen durchgeführt. Wie aus der
Antwort der Bundesregierung (19/18198) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/17508) weiter hervorgeht, wurden nach Angaben der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) im Zeitraum 2016 bis 2019 bei
Angriffen auf Gesundheitseinrichtungen insgesamt 470 Personen getötet,
davon 309 in den nordwestlichen Governoraten Idlib, Aleppo und Hama.
Derzeit sei medizinisches Personal insbesondere in umkämpften Regionen
Nordwestsyriens Gefahren durch Luftangriffe, Beschuss und
anderweitigen Angriffen ausgesetzt. Nach Angaben der WHO seien 2019 in
Syrien insgesamt zwölf medizinische Fachkräfte bei Angriffen getötet
und 33 verletzt worden. Im Januar 2020 mussten den Angaben zufolge 53
Gesundheitseinrichtungen ihre Arbeit aufgrund gezielter Angriffe oder
anhaltender militärischer Auseinandersetzungen suspendieren.

 * 

2. Mögliche Fälschungen in Humanmedizin

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) In einer Kleinen Anfrage (19/18251) fragt die
AfD-Fraktion nach der Anerkennung von im EU-Ausland erworbenen
humanmedizinischen Studienabschlüssen in Deutschland. Die Abgeordneten
führen an, dass auf einer Hauptversammlung des Marburger Bundes das
Bundesvorstandsmitglied Hans-Albert Gehle ausgeführt habe, dass es
Probleme mit gefälschten Zeugnissen vor allem bei Angehörigen aus den
EU-Staaten Rumänien und Bulgarien gebe. Deren Diplome würden aber
aufgrund europarechtlicher Regelungen in Deutschland automatisch
anerkannt. Die Abgeordneten möchten wissen, ob der Bundesregierung
Fälle von gefälschten Zeugnissen für medizinische Abschlüsse aus
Rumänien und Bulgarien bekannt sind und ob die Bundesregierung auf
nationaler und europäischer Ebene Maßnahmen anregen will, die die
Anerkennung von gefälschten Abschlüssen erschweren.

 * 

3. Landwirtschaftliche Neueinsteiger

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion interessiert sich in einer Kleinen
Anfrage (19/18246) für die Förderung landwirtschaftlicher
Neueinsteiger. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, ob auf EU-Ebene besondere Maßnahmen zur Förderung von
Junglandwirten im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) nach 2020
gefordert werden.

 * 

4. Aktueller Zustand der Bundesreserve

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Der aktuelle Zustand der Bundesreserve Getreide
(BuRe) und der zivilen Notfallreserve (ZNR) ist Thema einer Kleinen
Anfrage (19/18243) der AfD-Fraktion. Die Bundesregierung soll unter
anderem darüber Auskunft geben, wie viele Tonnen Weizen, Roggen,
Hafer, Reis, Linsen und Kondensmilch bevorratet werden.

 * 

5. Wildtierhaltung in Zirkussen

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Haltung von Wildtieren in Zirkussen steht im
Fokus einer Kleinen Anfrage (19/18249) der AfD-Fraktion. Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem Auskunft
über die aktuellen Zahlen der in deutschen Zirkusunternehmen
gehaltenen Wildtiere.

 * 

6. Korrekturbitten des FLI

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesforschungsinstitut für
Tiergesundheit (FLI) im August 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/18252) danach, aus welchen Anlässen das FLI im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 361 - 2. April 2020 - 12.23 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9668: Heute im Bundestag Nr. 360 - 02.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 360

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. April 2020, Redaktionsschluss: 11.31 Uhr

1. Mehr Fälle von Syphilis

2. Ärzte und Zahnärzte digital vernetzt

3. Entwicklung bei organisierter Kriminalität

4. Rechtsextremistische Musikveranstaltungen

5. Rechtsextreme Veranstaltungen

6. Zahl der Gefährdungssachverhalte

7. Unabhängige Asylverfahrensberatung



1. Mehr Fälle von Syphilis

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Zahl der gemeldeten Syphilis-Fälle ist in den
vergangenen Jahren deutlich gestiegen. 2014 waren es insgesamt 5.821
Fälle, 2019 wurden 7.889 Fälle registriert, wie aus der Antwort
(19/18210) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/17502) der
FDP-Fraktion hervorgeht.

Syphilis ist eine durch Bakterien verursachte Infektionskrankheit, die
vor allem beim ungeschützten Geschlechtsverkehr übertragen wird. Die
Bakterien können schwere Organschäden auslösen und zum Tod des
Betroffenen führen.

 * 

2. Ärzte und Zahnärzte digital vernetzt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Bundesweit sind zwischen 80 und 90 Prozent der
niedergelassenen Ärzte und Zahnärzte an die Telematikinfrastruktur
(TI) angeschlossen. In einzelnen Bundesländern und bei Zahnärzten
liegt die Anschlussrate bei mehr als 90 Prozent, wie es in der Antwort
(19/18208) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/17505) der
FDP-Fraktion heißt.

Angeschlossen seien auch Praxen ohne direkten Patientenkontakt, etwa
Labore, die sich erst bis zum 30. Juni 2020 an die TI anschließen
müssten. Der Anschluss der Apotheken und Krankenhäuser sei
schwerpunktmäßig im zweiten Halbjahr 2020 vorgesehen.

 * 

3. Entwicklung bei organisierter Kriminalität

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Entwicklungen im Bereich der Organisierten
Kriminalität (OK) berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/18202) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/17092). Danach konnten für das Berichtsjahr 2018 insgesamt 535
OK-Verfahren festgestellt werden nach 572 Verfahren im Jahr 2017.

Der Rückgang resultiere "vorwiegend aus weniger neu gemeldeten
OK-Verfahren (2018: 244; 2017: 274)", schreibt die Bundesregierung
weiter. Bei den weiteren Verfahren handele es sich um weitergeführte
Ermittlungsverfahren aus den Vorjahren.

Analog zu den Vorjahren waren die festgestellten OK-Gruppierungen den
Angaben zufolge "in allen Kriminalitätsbereichen tätig, überwiegend im
Rauschgifthandel/-schmuggel, gefolgt von den Deliktsbereichen
Eigentumskriminalität, Kriminalität im Zusammenhang mit dem
Wirtschaftsleben, Schleusungskriminalität sowie Steuer- und
Zolldelikte". Eine internationale Tatbegehung oder eine Kooperation
mit OK-Gruppierungen aus dem Ausland konnte wie laut Vorlage in den
Vorjahren in rund 80 Prozent der in Deutschland geführten OK-Verfahren
festgestellt werden. Für das Jahr 2018 seien zirka 6.500
OK-Tatverdächtige gemeldet worden, von denen rund zwei Drittel
nichtdeutsche Tatverdächtige gewesen seien.

Wie aus der Antwort ferner hervorgeht, beziehen sich diese
Ausführungen auf die zum Bundeslagebild OK 2018 erhobenen Daten aus
Bund und Ländern, da die Erhebung zum Bundeslagebild OK 2019 noch
nicht abgeschlossen ist.

 * 

4. Rechtsextremistische Musikveranstaltungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im vierten Quartal 2019 haben in Deutschland nach
Kenntnis der Bundesregierung 65 rechtsextremistische
Musikveranstaltungen stattgefunden, davon 20 Konzerte und 45
Liederabende. Dabei wurden 17 der 20 Konzerte von insgesamt 3.146
Personen besucht und 27 der 45 Liederabende von insgesamt 1.228
Personen, wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/18206) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/17415) hervorgeht. Zu drei
Konzerten und 18 Liederabenden liegen den Angaben zufolge keine
Besucherzahlen vor.

 * 

5. Rechtsextreme Veranstaltungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im vierten Quartal vergangenen Jahres ist es
bundesweit zu 38 von Rechtsextremisten durchgeführten oder dominierten
Kundgebungen mit in der Regel "überregionaler und/oder nennenswerter
Teilnehmermobilisierung" gekommen, die der Bundesregierung bekannt
geworden sind. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/18207) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/17414)
hervor. Die angegebenen Teilnehmerzahlen schwanken zwischen 20 und
2.200.

Weiterhin registrierten die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und
der Länder den Angaben zufolge im genannten Zeitraum vier Kundgebungen
"gegen eine vermeintliche Islamisierung Deutschlands, bei denen eine
(rechts-)extremistische Einflussnahme/Steuerung in unterschiedlicher
Ausprägung erkennbar" gewesen ist. Hier bewegten sich die angegebenen
Teilnehmerzahlen zwischen 35 und 3.000.

 * 

6. Zahl der Gefährdungssachverhalte

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Dem Bundeskriminalamt sind in den Jahren 2014 bis
2019 im Phänomenbereich des islamistischen Terrorismus laut
Bundesregierung insgesamt 1.799 sogenannter Gefährdungssachverhalte
bekannt geworden. Dabei stieg deren Zahl zunächst von 246 im Jahr 2014
auf 471 im Folgejahr an, um dann über 440 im Jahr 2016 und 352 im Jahr
2017 auf 175 im Jahr 2018 und 115 im vergangenen Jahr zurückzugehen,
wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/18195) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/17471) weiter hervorgeht.

 * 

7. Unabhängige Asylverfahrensberatung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit "unabhängiger Asylverfahrensberatung" befasst
sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/18233). Darin
erkundigt sie sich danach, an welchen Standorten des Bundesamtes für
Migration und Flüchtlinge (Bamf) es derzeit Angebote einer
unabhängigen individuellen Asylverfahrensberatung durch
Wohlfahrtsverbände oder andere unabhängige Organisationen oder Vereine
gibt. Auch will sie unter anderem erfahren, wie viele Beschäftigte des
Bamf insgesamt für die Aufgabe der Asylverfahrensberatung geschult und
für diese Aufgabe eingeteilt werden sollen.

 * 
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BUNDESTAG/9667: Heute im Bundestag Nr. 359 - 02.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 359

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. April 2020, Redaktionsschluss: 10.52 Uhr

1. EZB-Kritik an deutschen Sparkassen

2. Bundeseigene Wohnungsbaugesellschaft

3. Maßnahmen gegen Umsatzsteuerbetrug

4. Unmut über Finanzamtszinssätze

5. Produktion und Nutzung von Wasserstoff

6. Berufsbildung und Persönliches Budget



1. EZB-Kritik an deutschen Sparkassen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Kritik der Europäischen Zentralbank (EZB) am
Sicherungssystem der deutschen Sparkassen greift die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/18082) auf. Die Fraktion bezieht sich auf
Medienberichte, wonach die EZB kritisiert haben soll, dass die
Entscheidungsfindung im Sicherungssystem der Sparkassen im Krisenfall
zu lange dauern würde, da das System unter anderem zu viele
Entscheidungsebenen enthalte. Die Fragen betreffen Einlagen und
Rücklagen in der Sicherungsreserve der Sparkassen. Außerdem soll die
Bundesregierung angeben, welche Konsequenzen sie aus der Kritik der
EZB am Sicherungssystem der Sparkassen-Finanzgruppe ziehen will.

 * 

2. Bundeseigene Wohnungsbaugesellschaft

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Bundesregierung die Gründung einer
bundeseigenen Wohnungsbaugesellschaft beabsichtigt, will die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/17915) erfahren. Wissen
wollen die Abgeordneten außerdem, ob die Aufgaben der Bundesanstalt
für Immobilienaufgaben ausgeweitet werden sollen, damit diese auch
Wohnungen außerhalb der Wohnungsfürsorge für Staatsbedienstete
errichten kann.

 * 

3. Maßnahmen gegen Umsatzsteuerbetrug

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Lösungskonzepte gegen Umsatzsteuerkarusselle sind
Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/17941). Darin geht es
unter anderem auch um die Umsatzbesteuerung beim
innergemeinschaftlichen Erwerb von neuen Fahrzeugen.

 * 

4. Unmut über Finanzamtszinssätze

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion hat angesichts des aus ihrer Sicht
verständlichen Unmuts vieler Bürgerinnen und Bürger über die hohen
Zinssätze der Finanzämter eine entsprechende Kleine Anfrage (19/17998)
gestellt. Die Bundesregierung wird unter anderem gefragt, ob sie den
bei sechs Prozent liegenden Zinssatz für Steuernachzahlungen senken
will. Gefragt wird unter anderem auch, warum Steuerpflichtige, die
gemäß der Vollverzinsung eine Erstattung erhalten, diese versteuern
müssten, während Nachzahlungen von Steuerpflichtigen an den Staat
dagegen steuerlich nicht abziehbar seien.

 * 

5. Produktion und Nutzung von Wasserstoff

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Herstellung, Kosten und Nutzen von Wasserstoff
thematisiert die Linksfraktion in einer Kleinen Anfrage (19/18122).
Die Abgeordneten fragen nach Prognosen für den Bedarf und sie möchten
wissen, aus welchen Quellen der Stoff hergestellt und wie
weiterverarbeitet werden soll.

 * 

6. Berufsbildung und Persönliches Budget

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion stellt die Bewilligung persönlicher
Budgets für junge Menschen mit Behinderung in den Mittelpunkt einer
Kleinen Anfrage (19/18085). Die Abgeordneten möchten wissen, in wie
vielen Fällen Arbeitsagenturen seit 2008 in der Reha-Beratung eine
Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme bewilligt haben. Darüber hinaus
interessieren sie sich dafür, bei wie vielen dieser Fälle ein
Persönliches Budget dafür bei der Arbeitsagentur beantragt wurde und
wie diese Anträge verliefen.

 * 
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BUNDESTAG/9666: Heute im Bundestag Nr. 358 - 02.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 358

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. April 2020, Redaktionsschluss: 10.12 Uhr

1. Beanstandungen von Lkw-Überbreiten

2. Kosten und Nutzen des Elbe-Lübeck-Kanals

3. AfD fragt nach Förderung von Flugtaxis

4. Verkehrsunfälle in Sachsen erfragt

5. Stilllegungsmoratorium der DB AG

6. Lkw-Großraum- und Schwertransporte

7. Neue Stellen für Gesamtkonzept Elbe



1. Beanstandungen von Lkw-Überbreiten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Verstärkte Beanstandungen von Überbreiten bei Lkw
durch die Autobahnpolizei thematisiert die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/17831). Wie die Abgeordneten schreiben, sei über
viele Jahrzehnte von den Polizeibehörden "stillschweigend akzeptiert
worden", dass bei dem Transport von überlangem Material die
Portaltüren am Heck des jeweiligen Lkw offenstehend sind und an den
Seiten des Lkw fixiert werden. Durch dieses Vorgehen, also die
Verbreiterung des Lkw um die Dicke der zwei offenstehenden Türen, "was
geschätzt je nach Bauart der Türen zehn Zentimeter ausmacht", entstehe
eine Überbreite des Lkw.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, wie sie die Gefahren beim
Transport mit offenen Portaltüren, wenn diese sicher fixiert sind,
beurteilt. Wissen will die AfD-Fraktion des Weiteren, ob die
Bundesregierung bereit wäre, eine Vereinfachung oder Ergänzung der
Straßenverkehrszulassungs-Ordnung (StVZO) zu initiieren, "um das oben
genannte Problem zugunsten der einfachen Handhabung der
Logistikbranche zu lösen".

 * 

2. Kosten und Nutzen des Elbe-Lübeck-Kanals

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Ob die Bundesregierung bestätigen kann, dass das
Kosten-Nutzen-Verhältnis (KNV) des Elbe-Lübeck-Kanals - wie im
Bundesverkehrswegeplan (BVWP 2030) angegeben - bei 0,5 liegt, möchte
die AfD-Fraktion wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/17832)
erkundigen sich die Abgeordneten außerdem bei der Bundesregierung,
weshalb der Kanalausbau 2016 in den Vordringlichen Bedarf des
Bundesverkehrswegeplans aufgenommen worden sei, "obwohl die
Schiffszahlen laut Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit und
Technologie und Tourismus des Landes Schleswig-Holstein gesunken
sind".

 * 

3. AfD fragt nach Förderung von Flugtaxis

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Förderung von Flugtaxis in Deutschland
interessiert sich die AfD-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage
(19/17845) erkundigen sich die Abgeordneten bei der Bundesregierung
nach bereits evaluierten Förderprogrammen des Bundes in Bezug auf
automatisierte oder bemannte vollelektrische Senkrechtstarter
(eVTOLs). Ob von der Regierung Maßnahmen geplant oder bereits in
Umsetzung sind, um eine gesellschaftliche Akzeptanz für
Transportdrohnen, Flugtaxis oder andere Arten von eVTOLs als neue
Komponente der urbanen Mobilität zu etablieren, interessiert die
AfD-Fraktion ebenfalls.

 * 

4. Verkehrsunfälle in Sachsen erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele Verkehrsunfälle es im Jahr 2019 in Sachsen
insgesamt gab, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen von der
Bundesregierung wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/17813) erkundigen
sich die Abgeordneten unter anderem auch nach der Entwicklung der
Unfallzahlen von 2014 bis 2019 sowie ihrer Verteilung auf die
Kategorien innerorts, außerorts ohne Autobahn und auf Autobahnen.
Gefragt wird zudem nach Getöteten und Verletzten bei Kreuzungsunfällen
innerorts im Jahr 2019 in Sachsen.

 * 

5. Stilllegungsmoratorium der DB AG

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Umsetzung des Stilllegungsmoratoriums der
Deutschen Bahn AG (DB AG) interessiert sich die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen. In einer Kleinen Anfrage (19/17812) schreiben die
Abgeordneten, der DB-Vorstand wolle alle laufenden
Stilllegungsverfahren umgehend stoppen und dem Vernehmen nach bis auf
Weiteres keine neuen Stilllegungsverfahren nach Paragraf 11 des
Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) einleiten. Eine im
Infrastrukturressort der DB AG angesiedelte Sondereinheit solle
prüfen, welche auch bereits stillgelegten Strecken schnell
reaktivierbar sind und welche Strecken grundsätzlich Potential im
Personen- und Güterverkehr haben. Demnach beabsichtige die DB AG ein
Paket reaktivierungswürdiger Strecken im Frühjahr 2020 vorzustellen,
um anschließend mit Bund und Ländern eine mögliche Reaktivierung zu
erörtern, heißt es in der Vorlage.

Von der Bundesregierung wollen die Grünen nun wissen, welche
Stilllegungsverfahren die DB AG nach der Ankündigung des
Stilllegungsmoratoriums am 6. Dezember 2019 gestoppt beziehungsweise
den Antrag auf Stilllegung der betreffenden Eisenbahninfrastruktur
zurückgezogen hat. Gefragt wird auch, bis wann die genannte
Sondereinheit zur Auswahl von aussichtsreichen Reaktivierungsprojekten
ihre Arbeit abschließen und die entsprechenden Strecken präsentieren
wird.

 * 

6. Lkw-Großraum- und Schwertransporte

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über Großraum- und Schwertransporte durch Lkw liegen
der Bundesregierung "keine eigenen Informationen vor". Das geht aus
der Antwort (19/17871) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/17427) hervor. Die Ausführung der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO)
und damit auch die Erteilung von Erlaubnissen für den Großraum- und
Schwerverkehr nach Paragraf 29 Absatz 3 StVO obliege den Ländern in
eigener Zuständigkeit, heißt es in der Vorlage.

 * 

7. Neue Stellen für Gesamtkonzept Elbe

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Bund hat 34,5 neue Stellen geschaffen, von denen
bislang 17 besetzt sind, um den Anschlussprozess für das Gesamtkonzept
Elbe voranzutreiben und der Elbe eine langfristige
Entwicklungsperspektive zu geben. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/17874) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/17431) hervor. In der Antwort heißt es weiter, dass das
Gesamtkonzept Elbe sei unter Mitwirkung der Umweltverbände erstellt
worden sei. Aktuell seien keine Klagen seitens der Umweltverbände
gegenüber Maßnahmen des Bundes an der Binnenelbe anhängig. Inwiefern
zukünftige Maßnahmen beklagt werden, lasse sich zum jetzigen Zeitpunkt
nicht abschätzen, teilt die Regierung mit.

 * 
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BUNDESTAG/9665: Heute im Bundestag Nr. 357 - 02.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 357

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. April 2020, Redaktionsschluss: 09.25 Uhr

1. Migrationshintergrund bei OK-Verfahren

2. Politisch rechts motivierte Kriminalität

3. Mischbetriebe in Deutschland

4. Grüne fragen nach Abfallverbrennung

5. Aufsicht bei Cum-Ex-Transaktionen

6. Geschlechtsspezifische Unterschiede



1. Migrationshintergrund bei OK-Verfahren

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Migrationshintergrund von Personen mit deutscher
Staatsangehörigkeit bei OK-Verfahren im Zusammenhang mit
Clankriminalität" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/18256). Wie die Fraktion darin ausführt, heißt es im
Bundeslagebild Organisierte Kriminalität (OK) 2018 des
Bundeskriminalamtes, "dass in 45 OK-Verfahren 654 Tatverdächtige
erfasst wurden, von denen 148 deutsche Staatsangehörige waren". In
einer Fußnote werde dazu angemerkt, die deutschen Tatverdächtigen
hätten "teilweise einen arabischstämmigen Migrationshintergrund".

Wissen will die Fraktion, wie die Vornamen der 148 Tatverdächtigen mit
deutscher Staatsangehörigkeit in den erwähnten 45-OK-Verfahren lauten.
Auch fragt sie unter anderem danach, wie viele dieser 148
Tatverdächtigen neben der deutschen Staatsangehörigkeit noch eine
weitere Staatsangehörigkeit besitzen.

 * 

2. Politisch rechts motivierte Kriminalität

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Fälle politisch rechts motivierter
Kriminalität im Februar dieses Jahres erkundigt sich die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/18241). Auch fragt sie darin unter
anderem, wie viele Tatverdächtige im Zusammenhang mit diesen Fällen
ermittelt wurden.

 * 

3. Mischbetriebe in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion erkundigt sich nach Betrieben, die
sowohl handwerkliche als auch nicht-handwerkliche Tätigkeiten ausüben.
Die Abgeordneten möchten in einer Kleinen Anfrage (19/18253) wissen,
wie viel solcher Mischbetriebe es in Deutschland gibt und wie viele
Meister in ihnen tätig sind.

 * 

4. Grüne fragen nach Abfallverbrennung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Nach der Rolle der Abfallverbrennung für die
Kreislaufwirtschaft und den Umweltschutz erkundigt sich die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/18236). Darin
wollen die Abgeordneten unter anderem von der Bundesregierung
erfahren, welche Mengen an Abfall im Jahr 2019 in
Müllverbrennungsanlagen oder als Ersatzstoffe verbrannt wurden und wie
sich diese Menge in den vergangenen 20 Jahren entwickelt hat. Auch
will die Fraktion wissen, in wie vielen Zementwerken Abfall verbrannt
wird und wie hoch der Anteil der Abfallverbrennung an der
Abfallverwertung insgesamt ausfällt.

 * 

5. Aufsicht bei Cum-Ex-Transaktionen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie die Bundesregierung ihre Verantwortung bezüglich
der Aufsicht über inländische Finanztransaktionen sieht, will die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/18148) erfahren, in der es
um die Aufarbeitung des Cum-Ex-Skandals geht. Die Abgeordneten
verweisen auf den Abschlussbericht des Untersuchungsausschusses des
Deutschen Bundestages zum Cum-Ex-Skandal, in dem deutlich gemacht
werde, dass das Bundesfinanzministerium mehrfach auf die Problematik
von Cum-Ex-Transaktionen hingewiesen worden sei. Die Bundesregierung
soll unter anderem erklären, wie es zu dem Anstieg der inländischen
Transaktionen der Abwicklungsstelle Clearstream ab 2005 gekomen sei
und ob die Bundesregierung beziehungsweise die zuständigen
Aufsichtsbehörden sich nach den Gründen für diesen Anstieg erkundigt
hätten.

 * 

6. Geschlechtsspezifische Unterschiede

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die geschlechtsspezifischen Unterschiede im
Steuerrecht geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/18127), nach deren Auffassung Frauen im Hinblick auf
die Verteilung von Geld und Macht immer noch benachteiligt seien,
obwohl die Gleichberechtigung von Frauen und Männern im Artikel 3 des
Grundgesetzes verankert sei. Die Bundesregierung soll angeben, wie
sich das durchschnittliche Vermögen unterteilt nach Frauen und Männern
in Deutschland in den letzten zehn Jahren entwickelt hat und wie sich
das Vermögen auf die verschiedenen Assetklassen verteilt. Auch wird
nach Kapitalerträgen unterteilt nach Frauen und Männern in Deutschland
in letzten zehn Jahren gefragt. In weiteren Fragen geht es darum, wie
viele Frauen und Männer den Spitzensteuersatz zahlen und wie viele
Frauen und Männer einen geldwerten Vorteil aus der privaten Nutzung
eines Dienstwagens versteuert hätten.

 * 
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EUROPA/1677: Deutschland muss Reform des europäischen Asylsystems zum Schwerpunkt seiner EU-Ratspräsidentschaft machen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. April 2020

THOMAE: Deutschland muss Reform des europäischen Asylsystems zum
Schwerpunkt seiner EU-Ratspräsidentschaft machen



Zum Urteil des Europäischen Gerichtshofs zur Umverteilung von
Asylbewerbern erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende
Stephan Thomae:

"Das Urteil des Europäischen Gerichtshofs ist ein wichtiges Signal
und unterstreicht zwei Punkte: Erstens, dass die EU eine
Rechtsgemeinschaft ist, deren Regeln einzuhalten sind und in der
Mehrheitsentscheidungen respektiert werden müssen. Zweitens, dass
Migration eine Herausforderung für alle EU-Mitgliedstaaten ist, die
nur gemeinsam gelöst werden kann. Die EU darf und durfte Griechenland
mit seinen besonderen Lasten aufgrund der geografischen Lage nicht
allein lassen. Das Urteil zeigt aber auch, dass die Reform des
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems mit verbindlichen
Verteilungsquoten endlich gelingen muss. Deutschland sollte dies zu
einem Schwerpunkt seiner EU-Ratspräsidentschaft machen. Sollte eine
Einigung nicht gelingen, muss Deutschland mit einer 'Koalition der
Willigen' vorangehen. Länder, die sich daran nicht beteiligen wollen,
müssen Kürzungen der finanziellen Zuwendungen aus dem EU-Haushalt
dulden. Eine Gemeinschaft ist keine Einbahnstraße."

 * 
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EUROPA/1676: EU-Darlehen für Kurzarbeitergeld sind besser als Corona-Bonds


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. April 2020

LINK: EU-Darlehen für Kurzarbeitergeld sind besser als
Corona-Bonds



Zu den geplanten Hilfen der EU-Kommission für Kurzarbeiter erklärt
der europapolitische Sprecher der FDP-Fraktion Michael Georg Link:

"Die Hilfen sind ein Zeichen des Realismus, denn sie basieren auf
existierenden EU-Instrumenten. Mit dem Kurzarbeitergeld haben
Deutschland und andere Staaten in Krisen sehr gute Erfahrungen
gemacht. Dieses Modell EU-weit mit Kreditlinien zu fördern, ist daher
ein Schritt in die richtige Richtung und besser als Corona-Bonds.
Bedingung muss jedoch sein, dass die EU-Kommission nicht in die
nationale Verantwortlichkeit für Arbeitsmarktmaßnahmen eingreift. Da
der Vorschlag über Garantien der Mitgliedstaaten abgesichert werden
soll und dieser Prozess Zeit kostet, fordert die FDP-Fraktion,
parallel zu prüfen, welche anderen Instrumente eventuell schneller
zur Verfügung stehen. Dazu zählen etwa die Umwidmung von Geldern aus
dem EU-Haushalt, bilaterale Hilfen für EU-Partner in unverschuldeten
Notlagen oder die Instrumente der Europäischen Investitionsbank. Alle
diese Instrumente zeigen, dass für Corona-Bonds keinerlei Bedarf
besteht. Die Debatte darüber erhöht nur Spannungen in der EU und
blockiert schnelle und zielgerichtete Hilfe."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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EUROPA/1675: Orban und sein Ermächtigungsgesetz beim Namen nennen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. April 2020

LINK: Orban und sein Ermächtigungsgesetz beim Namen nennen



Zur Erklärung von 14 EU-Staaten über die Gefahr der
Corona-Notmaßnahmen erklärt der europapolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Michael Georg Link:

"Die Besorgnis der 14 EU-Länder ist begründet, aber unzureichend. Es
wäre erforderlich gewesen, Viktor Orban und sein Ermächtigungsgesetz
beim Namen zu nennen. So wird der Appell vermutlich weitestgehend
verpuffen. Dabei ist völlig klar, dass Orban die Corona-Krise
schamlos ausnutzt, um seine Macht zu zementieren. Das ist absolut
inakzeptabel. Die Bundesregierung, die EU-Kommission und der
Europarat müssen alle Möglichkeiten prüfen, um gegen Orban
vorzugehen. Anders als bei der Erklärung sollten die baltischen und
mittelosteuropäischen Länder besser eingebunden werden. Es wäre
Aufgabe der Bundesregierung gewesen, weitere Unterstützer zu gewinnen
und damit den Druck auf die ungarische Regierung zu erhöhen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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WIRTSCHAFT/3114: Zahlen der KfW zeigen Ernst der Lage


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. April 2020

HOUBEN: Zahlen der KfW zeigen Ernst der Lage



Zum Kreditprogramm der KfW in der Corona-Krise erklärt der
wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Reinhard Houben:

"Die Zahlen der KfW zeigen, wie ernst die Lage gerade für
mittelständische Betriebe in der Corona-Krise ist. Die Mehrzahl der
Anträge kommt von kleinen und mittelständischen Unternehmen, der
Großteil des Kreditvolumens wird aber von gerade einmal neun
Konzernen abgeschöpft. Parallel zu den KfW-Krediten muss die
Bundesregierung deswegen dringend ihre Soforthilfen auf Unternehmen
mit bis zu 50 Mitarbeitern ausweiten und eine 'negative Gewinnsteuer'
als schnelle Direkthilfe umsetzen. Das Geld kommt sonst zu spät oder
gar nicht bei den Mittelständlern an. Zusätzlich brauchen die
Unternehmen mehr Zeit für die Rückzahlung der Kredite. Fünf Jahre
Laufzeit sind eindeutig zu kurz. Der deutsche Mittelstand bleibt für
unsere Wirtschaft und Arbeitnehmer unverzichtbar und benötigt sofort
mehr Unterstützung."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1184: Ausschüsse tagen öffentlich per Videokonferenz zu Corona (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 29/2020

Ausschüsse tagen öffentlich per Videokonferenz zu Corona



Stuttgart. Der Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau, der
Sozialausschuss und der Innenausschuss kommen auf Antrag der
Fraktionen SPD und FDP/DVP zu öffentlichen Sitzungen per
Videokonferenz zusammen. Auf Antrag der Fraktionen Grüne und CDU wird
der Landwirtschaftsausschuss ebenfalls tagen. Die interessierte
Öffentlichkeit kann die öffentlichen Beratungen per Livestream auf der
Homepage des Landtags verfolgen (www.landtag-bw.de).

Am Donnerstag, 2. April 2020, um 10 Uhr, startet der
Wirtschaftsausschuss mit seiner öffentlichen Sitzung. Auf der
Tagesordnung stehen Maßnahmen und deren Ausgestaltung für Unternehmen
und Beschäftige in Baden-Württemberg anlässlich der Corona-Krise. Um
14 Uhr kommt der Sozialausschuss - ebenfalls per Videokonferenz -
zusammen. Es werden Informationen zur Corona-Krise ausgetauscht
(aktuelle Maßnahmen der Landesregierung, Probleme, Fragen). Am
Freitag, 3. April, um 10 Uhr, wird sich der Innenausschuss mit Fragen
und Antworten zu den Auswirkungen des Coronavirus SARS-COV-2
auseinandersetzen. Um 14 Uhr folgt der Landwirtschaftsausschuss. Der
Finanzausschuss kommt per Videoschalte am Montag, 6. April, zusammen,
die Beratungen erfolgen allerdings in nichtöffentlicher Sitzung.

Die ausführlichen Tagesordnungen der Sitzungen finden Interessierte
ebenfalls auf der Homepage des Landtags.

https://www.landtag-bw.de/home/aktuelles/tagesordnungen.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 29/2020 - 1. April 2020

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg

Referat Öffentlichkeitsarbeit, Haus des Landtags,

Konrad-Adenauer-Straße 3, 70173 Stuttgart

Telefon: 0711/2063-0

Telefax: 0711/2063-299

E-Mail: Post@Landtag-bw.de

Internet: http://www.landtag-bw.de
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HAMBURG/5094: Und keiner hat's gesehen - Bezirke streichen die Transparenz (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 2. April 2020

"Und keiner hat's gesehen": Bezirke streichen die Transparenz



Die Einschränkungen für das öffentliche Leben durch die
Corona-Pandemie führen in den Bezirksversammlungen zu einem
weitgehenden Zusammenbruch demokratischer Transparenz. Die Sitzungen
finden fast ausnahmslos ohne Presse und Öffentlichkeit statt - und
ohne Live-Stream, wie ihn etwa die Hamburgische Bürgerschaft anbietet.
"Meine Abfrage der Situation der Gremien hat meine Befürchtungen
bestätigt", erklärt der bezirkspolitische Sprecher der Fraktion DIE
LINKE, Stephan Jersch. "Fast überall ersetzen derzeit nichtöffentlich
tagende Hauptausschüsse die Bezirksversammlungen. Nur in zwei Bezirken
wird, unter Einhaltung der Abstandsregeln, Öffentlichkeit und Presse
zugelassen."

In einigen Bezirken tagen derzeit außer dem Hauptausschuss noch
Bauausschüsse, die grundsätzlich nichtöffentlich beraten. Die
Hauptausschüsse ersetzen ansonsten fast alle anderen bezirklichen
Fachausschüsse. "Demokratische Gremien müssen grundsätzlich öffentlich
sein", kritisiert Jersch. "Aber mit Ausnahme der Hauptausschüsse in
Eimsbüttel und Wandsbek ist derzeit in den Bezirksversammlungen
keinerlei Öffentlichkeit vorgesehen. Dieser Zustand muss im Sinne
eines demokratischen Gemeinwesens schnell beendet werden."

Jersch fordert daher, dass die Stadt den Bezirken ihr Know-How für die
schnelle Schaffung von Live-Streams zur Verfügung stellt, um die
völlige Nicht-Öffentlichkeit zu beenden: "Spätestens nach der Krise
brauchen wir ein krisenfestes Bezirksverwaltungsgesetz, das den
Bezirken entsprechende Handlungsmöglichkeiten eröffnet. Am besten
natürlich mit wieder neu aufgebauten IT-Abteilungen, deren Abschaffung
ein Fehler war, wie man jetzt sieht."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 2. April 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/5093: Anträge auf Corona-Hilfen müssen für Alle verständlich sein (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 2. April 2020

Anträge auf Corona-Hilfen müssen für Alle verständlich sein



Die wirtschaftlichen Hilfen der Bundesregierung und des Senats für
Corona-geschädigte kleine Unternehmen und Selbstständige müssen
vollständig online beantragt werden, meist mit zusätzlich online
einzureichenden Unterlagen. Allerdings: Sämtliche Formulare sind
lediglich in deutscher Sprache online. "Viele Kleinunternehmer_innen
oder Selbständige mit Migrationshintergrund stehen alleine hilflos vor
den komplizierten Formularen", erklärt dazu Metin Kaya, Fachsprecher
für Integration und Antidiskriminierung der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Hier muss auch der Senat sehr schnell
Abhilfe schaffen: Entweder müssen alle Online-Formulare in
verschiedenen Sprachen angeboten oder aber Menschen eingestellt
werden, die den Antragsteller_innen in anderen Sprachen telefonische
Unterstützung geben können."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 2. April 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/5092: Corona-Krise durch große Vermögen stemmen, nicht durch kleine (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 1. April 2020

Corona-Krise durch große Vermögen stemmen, nicht durch kleine



Die Bürgerschaft beschließt heute, das strenge Neuverschuldungsverbot
als Teil der Hamburgischen Schuldenbremse auszusetzen. DIE LINKE
stimmt ausdrücklich zu, fordert aber in einem Zusatzantrag darüber
hinaus, die Kosten der Krisenbewältigung über eine zeitlich befristete
Vermögensabgabe zu schultern.

"Die Schuldenbremse ist nicht nur jetzt in der Krise falsch, sondern
sie ist es prinzipiell. Wenn das Neuverschuldungsverbot für zwei Jahre
ausgesetzt wird, geht das zumindest in die richtige Richtung - das ist
notwendig um zu finanzieren, was benötigt wird", sagte in der Debatte
der haushaltspolitische Sprecher der Fraktion, David Stoop. "Das darf
aber nicht dazu führen, dass in den darauf folgenden Jahren bei
wichtigen Investitionen, auch und gerade in den Gesundheitssektor,
noch mehr und schärfer eingespart wird. Daher fordern wir, für diese
Krise das Vermögen von Millionär_innen und Milliardär_innen
herzuziehen, statt die Kosten über Kürzungen im sozialen Sektor oder
allgemeine Steuern wieder auf kleine Einkommen abzuwälzen. Zahlen
sollen die, die das auch problemlos stemmen können - nach der Krise
muss es in Hamburg mehr soziale Gerechtigkeit geben, nicht weniger."

Eine einmalige Abgabe auf große und größte Vermögen, wie es sie
bereits nach dem Zweiten Weltkrieg gab, könnte nach dem Vorbild des
Lastenausgleichgesetzes über mehrere Jahre gestreckt werden. "Das wäre
ein wichtiger Baustein, um das Notwendige zu finanzieren und
gleichzeitig die massive Enteignung kleiner und mittlerer Einkommen zu
stoppen und umzukehren", sagte Stoop.

Sein Fraktionskollege Norbert Hackbusch ergänzte: "Wir stimmen der
Aussetzung der Schuldenbremse ausdrücklich zu. Aber wir werden diese
Programme sehr kritisch begleiten. Wir fürchten, dass aus der
Corona-Krise eine soziale Krise wird. Denn sie führt für tausende
Hamburger_innen zu dramatischen Risiken. Der Staat muss eine
Grundsicherung schaffen - aus sozialen Gründen und um wirtschaftliche
Vielfalt zu erhalten. Das Schutzprogramm des Senats genügt dem nicht.
Die Summen sind zu gering, die unterschiedlichen Hilfen schaffen keine
Grundsicherheit, sie können von vielen nicht angenommen werden - aus
Gründen der Sprache, der reinen Online-Erreichbarkeit, der nötigen
deutschen Ausweis-Nummer. Und die Großen drohen mit ihren Kanzleien
und Steuerberatungsfirmen die Programme zu plündern. Einen
Schutzschirm brauchen aber vor allem die Schwächsten."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 1. April 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5420: SPD-Fraktion berät über wirtschaftliche Auswirkungen der Corona-Pandemie (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
01.04.2020

SPD-Fraktion berät über wirtschaftliche Auswirkungen der Corona-Pandemie

Schon rund 36.000 Anträge in Rheinland-Pfalz eingegangen



Die SPD-Landtagsfraktion hat heute in ihrer telefonisch geführten
Fraktionssitzung einen Schwerpunkt auf die wirtschaftlichen
Auswirkungen der Corona-Pandemie auf Rheinland-Pfalz gelegt.
Wirtschaftsminister Volker Wissing nahm an der Schaltkonferenz teil.
Hierzu erklären der SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer und
die wirtschaftspolitische Sprecherin der SPD-Fraktion, Anna
Köbberling:

"Die anhaltenden Beschränkungen des gesellschaftlichen Lebens und des
Wirtschaftslebens führen zu herben finanziellen Einbrüchen bei
Unternehmen, bringen Selbstständige in Nöte und können zu
Arbeitsplatzverlusten führen. Minister Volker Wissing hat heute
ausführlich Details zur Umsetzung der Rettungsschirme des Bundes und
des Landes vorgestellt. Es seien in Rheinland-Pfalz bereits rund
36.000 Anträge bezogen auf das Bundesprogramm eingegangen. In diesen
Tagen wenden sich viele Betriebe, Selbstständige und Gewerkschafter an
die SPD-Abgeordneten und schildern ihre Nöte. Die Abgeordneten der
SPD-Fraktion stehen in engem Kontakt mit den Unternehmen und den
Beschäftigten. Fest steht: Die Hilfsprogramme des Bundes und des
Landes werden rasch zur Bewältigung der wirtschaftlichen Auswirkungen
der Corona-Pandemie umgesetzt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. April 2020

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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RHEINLAND-PFALZ/5419: Coronakrise - Erster Ausschuss wird digital (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 1. April 2020

Coronakrise: Erster Ausschuss wird digital



Erstmals tagt ein Ausschuss des rheinland-pfälzischen Landtags
digital. Am Dienstag, 7. April 2020 soll um 14 Uhr der
Gesundheitsausschuss zu einer Sitzung per Videokonferenz
zusammenkommen. Darauf sowie auf weitere Ausschusstermine bis Mitte
April hat sich der Ältestenrat in seiner heutigen Sitzung verständigt.
Hintergrund sind auch bei dieser Maßnahme die Bestimmungen und
Empfehlungen, persönliche Kontakte während der Corona-Pandemie auf ein
absolut notwendiges Mindestmaß zu reduzieren.

Möglich wird eine solche Digitalisierung der Ausschüsse durch eine
Änderung der Geschäftsordnung, die der rheinland-pfälzische Landtag in
seiner Sondersitzung Ende März beschlossen hatte. Demnach können ab
sofort Ausschussberatungen auch über "elektronische
Kommunikationsmittel (z.B. Videokonferenzen) durchgeführt werden".
Ausgenommen bei digitalen Ausschusssitzungen sind insbesondere
Beratungen über Gesetzentwürfe. Diese sollen weiterhin im Rahmen von
"Präsenzausschüssen" debattiert werden.

Neben dem Gesundheitsausschuss sollen zunächst auch der Wirtschafts-
(9. April, 10 Uhr), Haushalts- (16. April, 10 Uhr) und der
Bildungsausschuss (16. April, 14 Uhr) digital tagen, um über dringende
und drängende Themen debattieren und entscheiden zu können. Weitere
Ausschusstermine werden rechtzeitig im Terminkalender auf der Homepage
des Landtags veröffentlicht.

Der Ältestenrat des rheinland-pfälzischen Landtags tagt vorläufig bis
nach den Osterferien wöchentlich per Telefonschalte beziehungsweise
per Videokonferenz. Auf Anregung des Landtagspräsidenten berichtet die
Landesregierung in diesem Gremium regelmäßig zur aktuellen
Corona-Situation in Rheinland-Pfalz. "Es ist mir wichtig, dass
insbesondere in diesen Krisenzeiten das Parlament und die Fraktionen
über geplante Maßnahmen jederzeit informiert sind und wir weiterhin
kurzfristig handlungs- sowie entscheidungsfähig bleiben", betonte
Landtagspräsident Hendrik Hering.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. April 2020

Landtag Rheinland-Pfalz

Herausgeber: Staatskanzlei Rheinland-Pfalz
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RHEINLAND-PFALZ/5418: Land schließt Zielvereinbarungen mit Islam-Verbänden (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
01.04.2020

Land schließt Zielvereinbarungen mit Islam-Verbänden

Muslime gehören zu Rheinland-Pfalz



Zu den heute unterzeichneten Zielvereinbarungen, die die
Landesregierung mit vier islamischen Verbänden abgeschlossen hat,
erklärt die kirchenpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion, Giorgina
Kazungu-Haß:

"Nach rund eineinhalb Jahren der vertrauensvollen Gespräche hat die
Landesregierung heute Zielvereinbarungen mit der "Islamischen
Religionsgemeinschaft DITIB Rheinland-Pfalz", der "Schura
Rheinland-Pfalz. Landesverband der Muslime", dem "Landesverband der
Islamischen Kulturzentren Rheinland-Pfalz" und der "Ahmadiyya Muslim
Jamaat" unterzeichnet. Grundlage dieser Gespräche war die
Dokumentation der Verfassungstreue gegenüber dem deutschen Staat und
gegenüber der freiheitlich-demokratischen Grundordnung. Als
SPD-Fraktion begrüßen wir diesen eingeschlagenen konstruktiven Weg, an
dessen Ende eine vertragliche Zusammenarbeit mit den Verbänden stehen
kann. Die Verbände verpflichten sich, in den kommenden 18 Monaten
bestimmte Mängel, etwa bezüglich des Einflusses Dritter, abzustellen.
Für uns als SPD-Fraktion ist klar: Oberstes Gebot für eine weitere
Kooperationen mit den Verbänden ist die Unabhängigkeit und
Eigenständigkeit der Religionsgemeinschaften. Gleichzeitig geht es
darum, muslimischen Verbänden eine Perspektive aufzuzeigen. Die
Musliminnen und Muslime gehören zu Rheinland-Pfalz. Daher ist es zu
begrüßen, falls es in den kommenden Jahren gelingt, mit den Verbänden
eine dauerhafte und rechtssichere Grundlage für eine Zusammenarbeit zu
finden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. April 2020

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz
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FINANZEN/1881: Finanzspritze für Startups muss schnell nutzbar sein


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 1. April 2020

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Finanzspritze für Startups muss schnell nutzbar sein



Falko Mohrs, zuständiger Berichterstatter:

Viele Start-ups fallen bislang durch das Raster der beschlossenen
Hilfsprogramme des Bundes. Sie sind zu groß für die Soforthilfe,
kommen aber auch nicht an die Hilfskredite über die KfW oder die
Unterstützung des Wirtschaftsstabilisierungsfonds. Die
SPD-Bundestagsfraktion fordert daher jetzt ein schnelles Handeln von
Wirtschaftsminister Peter Altmaier.

"Um Startups gegen die Corona-Krise zu wappnen, hat Finanzminister
Olaf Scholz gestern ein Hilfspaket in Höhe von insgesamt zwei
Milliarden Euro angekündigt. Das Geld soll zusätzlich zu den
bestehenden Programmen fließen und jungen, innovativen Unternehmen
helfen, ihre Finanzierungsrunden abzuschließen. Das ist auch ein
wichtiges Signal an private Investorinnen und Investoren.

Seit Monaten arbeitet das Wirtschaftsministerium an der Umsetzung des
Koalitionsvorhabens: der Aufbau eines Zukunftsfonds mit einem eigenen
Investitionskapitals in Höhe von zehn Milliarden Euro. Die Ideen gehen
in die richtige Richtung, jetzt müssen sie schnell konkretisiert
werden, damit sie da ankommen, wo sie gebraucht werden. Durch die
aktuelle Krise verschärft sich der Zeitdruck. Die zwei Milliarden
Euro, die Olaf Scholz zugesagt sind extrem wichtig. Herr Altmaier muss
jetzt nachlegen und die zehn Milliarden Euro schnell startklar machen,
damit es zu einer strukturellen Unterstützung für die Start-up
Unternehmen kommt. Leider wurde auch in der heutigen Telefonkonferenz
des Wirtschaftsausschusses noch kein Zeitplan vorgelegt. Aber genau
den brauchen wir jetzt."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2822: Informationen müssen für alle und barrierefrei sein


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 1. April 2020

Informationen müssen für alle und barrierefrei sein



Angelika Glöckner, Beauftragte für die Belange von Menschen mit
Behinderungen:

Verlässliche Aufklärung über Corona ist für die Bürgerinnen und Bürger
wichtig, damit sie sich seriös über die Epidemie informieren können.
Diese Informationen sollten so breit wie möglich auch für Gehörlose
unmittelbar in Gebärdensprache verfügbar gemacht werden. Die
Corona-Krise dient auch als Blaupause für künftige Kommunikation.

"Auch die SPD-Bundestagsfraktion hat sich dafür eingesetzt, dass
mittlerweile viele Pressekonferenzen in Gebärdensprache gedolmetscht
werden. Das ist wichtig, denn dies bietet verlässliche Orientierung.
Sowohl die Pressekonferenzen des Robert Koch-Institutes als auch die
Pressekonferenzen der Regierung werden in Gebärdensprache
gedolmetscht. ARD und ZDF weisen darauf hin, dass sämtliche
nachrichtlichen Angebote auch in Gebärdensprache verfügbar seien.

Ziel muss sein, dass auch die Hauptnachrichtensendungen zu Covid 19
mit einem eingeblendeten Gebärdenfenster übersetzt werden. Die
SPD-Fraktion setzt sich dafür ein, dass nicht nur die
Informationsbedürfnisse von Menschen mit Sinnesbeeinträchtigungen
beachtet werden, sondern auch die Informationsbedürfnisse von Menschen
mit kognitiven Einschränkungen. Wir verfolgen zudem das Ziel, dass
auch Angebote im Netz so weit wie möglich barrierefrei angeboten
werden, damit alle Menschen mit Beeinträchtigungen am
Informationsangebot teilhaben können. Der Umgang mit der
Corona-Pandemie jetzt dient auch als Blaupause für eine barrierefreie
Kommunikation nach der Krise."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:
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GEWERKSCHAFT/356: Hygiene und Infektionsschutz an Schulen und Kitas endlich ernstnehmen (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 2. April 2020

GEW: "Politik und Träger müssen Gesundheitsschutz zur Chefsache
machen"

Bildungsgewerkschaft: Hygiene und Infektionsschutz an Schulen und Kitas
endlich ernstnehmen - Leitungen wirksam unterstützen



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat die
Politik, Schul- und Kitaträger gemahnt, die hygienischen Verhältnisse an
den Einrichtungen nachhaltig zu verbessern und für einen effektiven
Infektionsschutz zu sorgen. "Wir müssen jetzt die Zeit bis zur Öffnung der
Schulen und Kitas nutzen, um einen wirksamen Gesundheitsschutz der
Lehrenden und Lernenden umzusetzen. Es ist Zeit, das Thema Hygiene zur
Chefsache bei Politik, Behörden und Trägern zu machen. Ein 'Weiter so' ist
mit Blick auf die Corona-Pandemie unverantwortlich", sagte Ilka Hoffmann,
GEW-Vorstandsmitglied Schule, am Donnerstag in Frankfurt a.M. "Die
Schulleitungen brauchen eine umfassende Unterstützung und Beratung bei der
Umsetzung von Hygienemaßnahmen." Tipps und Handreichungen allein griffen zu
kurz.

Hygiene und Infektionsschutz, so die Rückmeldung aus Schulen und Kitas an
die GEW, würden sehr unterschiedlich und teils viel zu nachlässig
behandelt. "Alle Schulen und Kitas, die Notbetreuung anbieten, brauchen
dringend Desinfektionsmittel und Hygienemaßnahmen. Die Verantwortung, für
Hygiene zu sorgen, wird oft den Leitungen aufgebürdet, statt diese zu
unterstützen", betonte Hoffmann. Hinzu komme, dass insbesondere in Kitas,
Grund und Förderschulen nicht auf Abstand zu den Kindern gearbeitet werden
kann. Umso wichtiger seien Schutzkleidung, Beratung und Vorsorge für die
Beschäftigten. Schulleitungen berichteten, dass an manchen Schulen nicht
regelmäßig geputzt wird, dass Oberflächen nicht desinfiziert und gereinigt
werden und die Toiletten nach wie vor in einem schlechten Zustand sind. Es
fehle häufig an Flüssigseife und warmem Wasser, Einmalhandtüchern und
Desinfektionsmitteln. "Der Schutz der Lehrenden und Lernenden darf nicht am
Geld scheitern - die Mittel müssen ohne Wenn und Aber bereitgestellt
werden. Alles andere wäre in dieser Situation absurd", unterstrich
Hoffmann.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. April 2020

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.
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E-Mail: info@gew.de
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HOCHSCHULE/2331: Flexibles Studiensemester statt "Null-Semester" (idw)


Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin - 31.03.2020

Flexibles Studiensemester statt "Null-Semester"



Hochschulverbund German Universities of Applied Sciences UAS7 fordert
Berücksichtigung der Perspektive der Hochschulen für Angewandte
Wissenschaften.

Seit einigen Tagen läuft eine Debatte, das kommende Sommersemester zu
einem "Null- oder Nicht-Semester" zu machen. Bislang waren fast
ausschließlich Stimmen aus Universitäten zu hören und es wurde versäumt,
die Perspektive der Hochschulen für Angewandte Wissenschaften
(HAW)/Fachhochschulen (FH) angemessen zu berücksichtigen. Dabei sehen sich
HAWs/FHs vor allem durch die starke Praxisorientierung in Studium und
Lehre teilweise völlig anderen Anforderungen gegenüber, als die
Universitäten. Der Hochschulverbund German Universities of Applied
Sciences (UAS7) erteilt einem solchen "Null-Semester" eine Absage.
Stattdessen soll alles getan werden, um den Studierenden ein erfolgreiches
Studiensemester zu ermöglichen.

Das Sommersemester 2020 soll ein Semester sein, bei dem die Studierenden
vor allem durch den kreativen Einsatz von Online-Lehre weiterhin die
notwendigen Leistungsnachweise erbringen können, das aber nicht bei der
Regelstudienzeit zählt oder zu Nachteilen beim BAföG führt.

Der Vorsitzende von UAS7, der Präsident der Hochschule für Wirtschaft und
Recht (HWR) Berlin, Prof. Dr. Andreas Zaby, stellt fest: "UAS7-Hochschulen
werden alles Notwendige tun, damit die Studierenden ihr Studium ohne
Zeitverlust absolvieren können. Das wird zum großen Teil sehr kreativ und
online geschehen müssen. Die Hochschulen verfügen über die notwendigen
technischen und fachlichen Kompetenzen. Individuelle Härtefälle für
einzelne Studierende müssen wir abfedern." Einzelne Lehrinhalte, die in
dieser Form nicht oder nur teilweise vermittelt werden können, müssen in
spätere Semester verschoben werden können. Zudem ist Kulanz bei
prüfungsrechtlichen Fragen zu üben.

Den Hochschulen im Verbund der UAS7 ist bewusst, dass es einen regulären
akademischen Lehrbetrieb in der aktuellen durch die Coronavirus-Pandemie
bedingten Situation nicht geben kann. Die derzeitigen Herausforderungen
schaffen für alle Akteurinnen und Akteure im Wissenschaftsbetrieb
Bedingungen, die man so zuvor noch nicht erlebt hat. In dieser Situation
arbeiten alle, von der Verwaltung, der IT bis hin zu den Lehrenden,
intensiv an der Bereitstellung von Formaten digitaler Lehre und an
kreativen Formen der dezentralen Kommunikation.

Eines der Wesensmerkmale der HAWs/FHs besteht in der
Anwendungsorientierung des Studiums und der Qualifizierung der
Studierenden im praktischen Bereich, insbesondere durch Praxisphasen,
Praxissemester und Laborpraktika. Hier sind die Länder und die Hochschulen
gefordert, kluge Lösungen zu ermöglichen, wie eine Verlängerung des
Studiums für betroffene Studierende möglichst vermieden werden kann. Ein
"Null-Semester" würde erhebliche Abstimmungsprobleme und Zeitverluste für
diese Studierenden bedeuten, denn die Praxiselemente erfordern eine enge
zeitliche und auch inhaltliche Abstimmung mit Partnern aus der Wirtschaft
und anderen gesellschaftlichen Bereichen. Gerade für das erfolgreiche
Modell des Dualen Studiums, dessen wesentlicher Träger die HAWs/FHs sind,
wäre ein "Null-Semester" mit gravierenden Einschränkungen und Nachteilen
für die Studierenden verbunden.

Die HAWs/FHs qualifizieren u.a. Studierende, die gerade jetzt dringend
gebraucht werden, in Pflege, Gesundheit und Biotechnologie sowie in der
Verwaltung. In diesen Bereichen wären Studienzeitverlängerungen durch ein
"Null-Semester" besonders kontraproduktiv.

UAS7 fordert daher für das laufende Sommersemester 2020, den Hochschulen
die Freiheitsgrade zu geben, Lehre, Forschung und Praktika so
hochschulindividuell wie möglich zu gestalten. Dabei soll die Online-Lehre
in besonderem Maße nutzbar gemacht werden. Die Rückmeldungen aus den
Hochschulen hinsichtlich Virtualisierung von Lehre und auch Prüfungen
stimmen uns dabei optimistisch. Eine finanzielle Unterstützung beim
technischen und personellen Ausbau der digitalen Infrastrukturen und der
noch viel zu knappen Kapazitäten ist jedoch notwendig.


UAS7 e. V.

UAS7 e. V. ist der Zusammenschluss von sieben großen
forschungsorientierten deutschen Fachhochschulen mit starker
internationaler Ausrichtung. Nach dem Grundsatz "Gemeinsam sind wir
stärker" bilden die Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin, die
Hochschule Bremen, die Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg,
die Technische Hochschule Köln, die Hochschule München, die FH Münster und
die Hochschule Osnabrück seit der Gründung eines gemeinsamen
Verbindungsbüros in New York im Jahr 2005 eine strategische Allianz und
arbeiten in ausgewählten Bereichen zusammen. Durch die Exzellenz der
sieben Hochschulen in den verschiedensten Bereichen, entwickeln sich die
Hochschulen miteinander und aneinander weiter und sind somit gleichermaßen
eine Qualitätsgemeinschaft und ein Benchmarking-Club.

Weitere Informationen unter:

http://Weitere Informationen zu UAS7

http://www.uas7.de

http://www.uas7.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution147

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin, 31.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/354: Karliczek - Bund stärkt in der Krise digitale Lernangebote für Erwachsene (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 02.04.2020

Karliczek: Bund stärkt in der Krise digitale Lernangebote für
Erwachsene

BMBF baut Förderung des online-Tutorings im vhs-Lernportal deutlich
aus



Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) wird die digitalen
Lernangebote im vhs-Lernportal der Volkshochschulen (vhs) durch die
Schulung zusätzlicher online-Tutoren deutlich ausbauen. Dazu erklärt
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek:

"Natürlich sind auch die Volkshochschulen mit ihren vielfältigen Angeboten
von der vorübergehenden Schließung der Bildungseinrichtungen betroffen.
Präsenzkurse können nicht mehr stattfinden. Der Bund hat sich in den
vergangenen Tagen an verschiedenen Stellen engagiert, damit digitale
Bildungsangebote stärker genutzt werden können. Das ist uns auch in der
Erwachsenenbildung wichtig. Deshalb wird das Bundesbildungsministerium die
Schulung von zusätzlichen Lehrkräften zu online-Tutoren für das
vhs-Lernportal ermöglichen. Damit kann der digitale Unterricht in den für
die Gesellschaft besonders wichtigen Bereichen Alphabetisierung und
Grundbildung (also Lesen, Schreiben, Rechnen) und Deutsch als Zweitsprache
im vom Bund geförderten Lernportal massiv ausgebaut werden. Die
online-Tutoren sollen die Kursteilnehmerinnen und -teilnehmer beim Lernen
im Lernportal unterstützen. Sie sind damit Ansprechpartner und Lernpartner
zugleich.

Das vhs-Lernportal fördern wir seit 2014 mit rund 14 Millionen Euro. Jetzt
investieren wir kurzfristig weitere 500.000 Euro. Damit bauen wir eine
Brücke, damit Kursteilnehmer nicht auf sich allein gestellt sind, sondern
auch weiterhin professionell durch online-Tutoren angeleitet werden können.
Das gilt auch für die Integrationskurse, die aufgrund der Schließung der
Bildungseinrichtungen aktuell ausfallen müssen. Kursteilnehmerinnen und -
teilnehmer können ihr Wissen auffrischen und auch schon Lernfortschritte
machen, bis der eigentliche Kurs wieder stattfinden kann.

Mit dieser Maßnahme reagieren wir kurzfristig auf einen starken Anstieg der
Nutzerzahlen im Lernportal: Nachdem die Präsenzkurse in den
Volkshochschulen nicht mehr stattfinden konnten, hat sich die Zahl der
genutzten Lerneinheiten auf 16.000 täglich vervierfacht. Die Zahl steigt
weiter an. Damit ist das Lernportal in der Krise ein absoluter Gewinn. Wer
jetzt in der Krise seine Grundbildung oder Deutschkenntnisse verbessert,
erhöht seine Chancen auf eine gute Beschäftigung nach der Krise."

Hintergrund:

Das vhs-Lernportal (www.vhs-lernportal.de) des Deutschen
Volkshochschul-Verbands e.V. (DVV) bietet für Lernende kostenfreie digitale
Lernangebote in den Bereichen Alphabetisierung und Grundbildung sowie
Deutsch als Zweitsprache an. Ergänzt wird dies durch Angebote zur
Vorbereitung auf das Nachholen des Schulabschlusses und weitere
Themenfelder wie gesundheitliche Grundbildung.

Die im vhs-Lernportal angebotenen Kurse können in Präsenzangebote im Sinne
eines Blended-Learning-Konzepts integriert werden oder eigenständig ohne
Anbindung an einen Kurs genutzt werden. Die Lernenden werden im Lernportal
durch speziell geschulte Lehrkräfte (online-Tutoren) begleitet.

Das BMBF hat den Auf- und Ausbau des vhs-Lernportals seit 2014 mit rund 14
Millionen Euro gefördert. Durch eine weitere Aufstockung um rund 500.000
Euro können nun zusätzliche Lehrkräfte zu online-Tutoren geschult werden
und so mehr Lernende im vhs-Lernportal tutoriell begleitet werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 040/2020 vom 02.04.2020

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin
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SCHULE/775: Wir stärken die Bildungsangebote für zu Hause (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 02.04.2020

Karliczek/Hubig: Wir stärken die Bildungsangebote für zu Hause

Neues vernetztes MINT-Web-Angebot für Schülerinnen und Schüler
gestartet



Um Schülerinnen und Schülern in Zeiten der Corona-Krise das Lernen zu Hause
zu erleichtern, gibt es seit heute das umfangreiche Angebot der Allianz
"Wir bleiben schlau!". Speziell für Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaften und Technik können online vielfältige Aufgaben und
Anregungen von verschiedenen Anbietern abgerufen werden. Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) und die Länder haben
diese Initiative gemeinsam mit Wissenschaft, Zivilgesellschaft und
Unternehmen ins Leben gerufen. Dazu erklärt Bundesbildungsministerin Anja
Karliczek:

"Gerade in diesen Wochen der Schulschließungen ist es wichtig, dass wir die
Bildungsangebote für zu Hause besonders stärken. Damit möchten wir die
Schülerinnen und Schüler, ihre Eltern und die Lehrerinnen und Lehrer
bestmöglich unterstützen. Ich freue mich daher, dass es uns gemeinsam mit
Ländern, Wissenschaft und der Wirtschaft in kurzer Zeit gelungen ist, die
Allianz für MINT-Bildung zu Hause zu starten.

Mit einem neuen vernetzten Web-Angebot möchten wir bei Schülerinnen und
Schülern Interesse wecken, sich auch zu Hause mit Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaften und Technik zu beschäftigen. Über den Schulstoff hinaus
wollen wir zeigen, dass es nicht viel braucht, um in den eigenen vier
Wänden zu experimentieren, zu programmieren, Neues zu entdecken und sich
für MINT begeistern zu lassen. Sicher ist dies kein Ersatz für die
schulische Bildung. Aber von dem Angebot können alle etwas haben: Kinder,
Jugendliche, Eltern, Lehrerinnen und Lehrer. Damit alle, die dabei sein
wollen, auch in herausfordernden Zeiten sagen können: Wir bleiben schlau!"

Die Kultusministerkonferenz unterstützt das Angebot: "MINT-Fächer sind
Zukunftsfächer. Und sie machen Spaß. Mit der neuen Website mintmagie.de
haben Schülerinnen und Schüler die Möglichkeit, spielerisch MINT zu machen.
Und sie ist auch eine sinnvolle Ergänzung in Zeiten der Schulschließung, in
denen Eltern zuhause den Tag ihrer Kinder strukturieren müssen", sagte
KMK-Präsidentin Dr. Stefanie Hubig und betonte: "Auch unabhängig von den
Schulschließungen haben wir die Aufgabe, Kinder und Jugendlichen für
Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik zu begeistern.
Denn: Wer Freude daran hat, der wählt auch eher einen Beruf in diesem
Bereich."

Über eine zentrale Internetseite gelangt man zu spannenden Aufgaben und
Anregungen der rund 50 Allianz-Partner. Bestehende und neue Angebote werden
gebündelt. Zum Beispiel kann man in einem virtuellen Labor selbst chemische
Versuche durchführen. Oder man kann lernen, wie man einen Computer
programmiert. Außerdem gibt es Experimente rund um das Thema Klima und
vieles mehr.


Hintergrund:

Die Internetseite www.mintmagie.de richtet sich vor allem an Kinder und
Jugendliche. Die Seite www.bildung-forschung.digital enthält Informationen
und Links für Eltern und Lehrerinnen und Lehrer.

Zum Start der Allianz sind rund 50 Partner mit dabei - von großen
Stiftungen wie Siemens und Körber über Initiativen wie die Jungen Tüftler,
das Haus der kleinen Forscher und Jugend forscht bis hin zu Unternehmen wie
BASF, SAP und bettermarks. Die kurzfristig aufgelegte Initiative lässt
allen Partnern große Freiheit: Sie können sich als Multiplikatoren oder als
Mit-Gestalter beteiligen, jetzt bereits mitwirken oder später dazustoßen,
wenn sie gute, qualitätsgesicherte Angebote für zu Hause machen.

Neben den verschiedenen Initiativen und Stiftungen wird die Allianz von 15
Bundesländern unterstützt.

BMBF fördert im Rahmen der Initiative vier Wettbewerbe für Kinder und
Jugendliche zu Hause: die #MINTatHome Challenge, den MINT-Malwettbewerb der
Mintmagie-Kampagne, den Wettbewerb "Mathe im April" sowie den Wettbewerb
"D3- Druck: Dein Ding in 3D!".

Die Allianz soll auch über die Corona-Krise hinaus Bestand haben. Auch wenn
der Schulbetrieb wieder aufgenommen werden kann, bleibt das gemeinsame
Anliegen bestehen: Das Interesse und die Begeisterung für MINT-Fächer zu
wecken und auch für zu Hause spannende, lehrreiche Angebote zu machen.




Weitere Informationen:

www.bildung-forschung.digital

www.wir-bleiben-schlau.de

www.mintmagie.de

 * 

Quelle:
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FORSCHUNG/1267: Produktmonitoring des Max Rubner-Instituts - Signifikante Änderungen bei Zucker und Energie, nicht bei Salz (idw)


Max Rubner-Institut - Bundesforschungsinstitut für Ernährung und
Lebensmittel - 01.04.2020

Produktmonitoring des Max Rubner-Instituts 

Signifikante Änderungen bei Zucker und Energie, nicht bei Salz



Ausgehend von der Weltgesundheitsorganisation gibt es weltweit
Bestrebungen, den Gehalt an Zucker, Fett, Salz und Energie in
Fertigprodukten zu verringern. Auch in Deutschland finden entsprechende
Anstrengungen statt. Deshalb stellt sich die Frage, wie sich die Gehalte
an Zucker, Salz und Kalorien in Fertigprodukten im Supermarkt verändern.
Ein Bericht zum Produktmonitoring 2019 durch das Max Rubner-Institut liegt
nun vor.

Ausgehend von der Weltgesundheitsorganisation gibt es weltweit
Bestrebungen, den Gehalt an Zucker, Fett, Salz und Energie in
Fertigprodukten zu verringern. Auch in Deutschland finden entsprechende
Anstrengungen statt. Deshalb stellt sich die Frage, wie sich die Gehalte
an Zucker, Salz und Kalorien in Fertigprodukten im Supermarkt verändern.
Ein Bericht zum Produktmonitoring 2019 durch das Max Rubner-Institut liegt
nun vor.

Das Max Rubner-Institut führte im Auftrag des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft 2016 Basiserhebungen für 18 Produktgruppen
und 2018 für Erfrischungsgetränke durch. Auf dieser Grundlage war es nun
möglich, die Entwicklung der Gehalte für Joghurtzubereitungen, gesüßte
Quarkzubereitungen, Frühstückscerealien, Erfrischungsgetränke und
Tiefkühlpizzen zu verfolgen. Für gesüßte Milchmischgetränke auf der Basis
von Milch oder Joghurt wurde zudem eine Basiserhebung durchgeführt, damit
in Zukunft auch für diese Produktgruppe wissenschaftlich fundiert
Veränderungen festgestellt werden können. Bei diesen sich wiederholenden
Erhebungen, auch Monitoring genannt, lag ein besonderes Augenmerk auf den
Produkten, die aufgrund der Verpackung oder anderer Kriterien, etwa der
Gestaltung des Produktes selbst, gezielt Kinder ansprechen. Bei diesen
Produkten wurde zudem anhand der Zutatenliste überprüft, ob neben Zucker
auch Süßstoffe eingesetzt werden.

Ebenfalls untersucht wurde, wie die Produkte zusammengesetzt sind, die von
den Verbrauchern besonders gerne gekauft werden. Diese beiden Ansätze
ermöglichen, dass Produkte mit geringem Marktanteil mit untersucht werden
und gleichzeitig deren Effekt auf die Aufnahme nicht überschätzt wird und
umgekehrt. Grundlage für die Einschätzung der Marktrelevanz der Produkte
ist das repräsentative Haushaltspanel der Gesellschaft für Konsumforschung
(GfK).

Im Bericht werden die mittleren Gehalte an Energie, Zucker und Salz
(sowohl die arithmetischen Mittelwerte als auch die Mediane), die Minimal-
und Maximalwerte sowie die Quartile (25. und 75. Perzentil) tabellarisch
dargestellt. Durch Boxplots, die die Verteilung der Werte darstellen,
werden die Spannweiten der Energie- und Zucker- bzw. Salzgehalte
visualisiert. Zum Verständnis: Das 50. Perzentil stellt den Median dar,
der in der Mitte des nach der Größe der Zahlenwerte sortierten Datensatzes
liegt. Das 25. und das 75. Perzentil beschreiben die Werte, die im oberen
und unteren Viertel (Quartil) des Zahlenbereichs liegen. Im Unterschied
zum arithmetischen Mittelwert wird der Median nicht von Extremwerten im
minimalen oder maximalen Bereich beeinflusst und wird auch immer dann
herangezogen, wenn die Zahlenwerte nicht gleichmäßig über die Spannbreite
verteilt sind.

Ergebnisse

Bei den untersuchten Produktgruppen handelt es sich, wie die Ergebnisse
des Monitorings zeigen, um einen sehr dynamischen Markt. Zum Beispiel
wurden für die Basiserhebung 2016 auf dem Markt 13 Frühstücksbreie
ermittelt. In den drei Jahren bis zur Folgeerhebung ist die Zahl auf 98
Frühstücksbreie angewachsen. Auch die Produktvielfalt in Bezug auf Gehalte
an Zucker, Salz und Energie hat zugenommen: Insgesamt sind die Spannweiten
dieser Inhaltsstoffe innerhalb der Produktgruppen häufig groß, da die
maximalen Gehalte von Zucker und Salz ähnlich hoch geblieben sind;
gleichzeitig gibt es inzwischen Produkte mit so niedrigen Zucker- und
Salzgehalten auf dem Markt, wie es zur Zeit der Basiserhebungen noch nicht
der Fall war. Durch das im Vergleich zu den Basiserhebungen teilweise
größere Angebot an ernährungsphysiologisch günstigeren Produkten ist eine
gezielte Wahl durch die Verbraucher möglich. Bei einigen Produktgruppen
wird dies von den Käufern auch genutzt. So wählen die Haushalte bei
Quarkzubereitungen mit Kinderoptik eher die zuckerärmere Variante - bei
Joghurtzubereitungen mit Kinderoptik ist allerdings eher der gegenteilige
Effekt zu beobachten. Ebenso werden bei den Frühstückscerealien von den
knusprigen Schoko-Frühstücksprodukten die energiereichen Varianten
häufiger gekauft als die weniger energiereichen. Auch bei den
marktrelevanten Teekaltgetränken ("Eistees") greifen die Haushalte
verstärkt zu den zuckerreichen Produkten - obwohl Varianten mit weniger
Zucker zur Verfügung stehen.

Bei den Tiefkühlpizzen standen die Salzgehalte im Vordergrund. Die
Spannweite der Salzgehalte der gesamten Produktpalette des Marktangebots
ist bei dieser Produktgruppe besonders hoch: So sind die maximalen Gehalte
an Salz, zum Beispiel bei Pizza Salami doppelt so hoch, bei Pizza Chicken
oder Pizza Margherita sogar dreimal so hoch wie die minimalen Gehalte bei
der jeweils gleichen Sorte. Allerdings konnte für die TK-Pizza keine
statistisch signifikante Verringerung des Salzgehaltes zwischen 2016 und
2019 festgestellt werden. Aus diesem breiten Sortiment bevorzugen die
Verbraucher jedoch eher die ernährungsphysiologisch günstigeren
salzärmeren Varianten.

Die Gegenüberstellung der Zucker- und Energiegehalte der untersuchten
Fertigprodukte der Basiserhebung und der nun veröffentlichten
Folgeerhebung zeigt insgesamt, dass es positive Entwicklungen bei mehreren
Produktgruppen gibt: Bei Joghurt- und Quarkzubereitungen geht die
Zuckerreduktionhäufig mit einer signifikanten Reduktion des
Energiegehaltes einher. Bei den Joghurtzubereitungen mit Kinderoptik ist
die Energiereduktion sogar deutlich höher als die Zuckerreduktion. Bei
Frühstückscerealien ist das Bild weniger einheitlich: Hier zeigte sich bei
den Frucht-/Nuss-Müslis zwar ein deutlich geringerer Zuckergehalt, aber
nur ein minimal geringerer Energiegehalt. Bei den Produkten mit
Kinderoptik wurde der Zuckergehalt über die Produkte "knusprige
Erzeugnisse mit Schoko" hinweg um 17 Prozent reduziert, doch spiegelt sich
dies nicht in einer Reduktion des Energiegehaltes wider.

Ein besonderer Schwerpunkt der Untersuchung lag auf Produkten mit
Kinderoptik: Bei den meisten ist im Vergleich zu 2016 eine Verringerung
der Zucker- und Energiegehalte zu beobachten. Diese Gehaltsänderungen sind
sowohl statistisch signifikant als auch ernährungsphysiologischer Sicht
relevant. Süßstoffe wurden bei keinem der untersuchten Produktgruppen,
außer bei der Gruppe der Erfrischungsgetränke, zugesetzt. Allerdings zeigt
sich auch, dass die Produkte, die sich an Kinder richten, häufig immer
noch zu den zuckerreichsten innerhalb der Produktgruppen zählen. Es
besteht somit weiterhin Handlungsbedarf.


Weitere Informationen unter:

Link zu weiteren Information:

https://bit.ly/3dNKsKL

MRI-Produktmonitoring 2019 - Ergebnisbericht:

https://www.mri.bund.de/de/produktmonitoring/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1266

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max Rubner-Institut - Bundesforschungsinstitut für Ernährung und Lebensmittel, 01.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LANDWIRTSCHAFT/1797: Bundesregierung muss Lebensmittelversorgung und Landwirtschaft global krisenfester machen (INKOTA)


INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 2. April 2020

Bündnis fordert: Bundesregierung muss Lebensmittelversorgung und
Landwirtschaft global krisenfester machen

54 Organisationen stellen Zwölf-Monats-Bilanzpapier zu Agrarökologie vor



Berlin/Hamm - Die Corona-Pandemie, klimabedingte Wetterextreme und das
Artensterben zeigen, wie krisenanfällig das auf den Weltmarkt orientierte
Ernährungs- und Agrarsystem derzeit ist. Das stellt ein
zivilgesellschaftliches Bündnis von 54 Organisationen anlässlich der
Veröffentlichung eines Bilanzpapiers der vergangenen zwölf Monate zur
Stärkung der Agrarökologie seitens der Bundesregierung fest. Das Bündnis
begrüßt darin erste positive Schritte des Bundestags und des
Bundesentwicklungsministeriums für die Agrarökologie. Zugleich kritisieren
die Organisationen aber die fehlende grundlegende Neuorientierung in der
Agrar-, Klima- und Bioökonomiepolitik. Das Bündnis fordert mehr
Politikkohärenz und eine stärkere Berücksichtigung von Agrarökologie bei
der Umsetzung der Agenda 2030.

"Pandemien wie Covid-19, verheerende Tierseuchen oder die Klimakrise
offenbaren wie krisenanfällig globale Wertschöpfungsketten und die
exportorientierte Landwirtschaft sind", sagt Lena Bassermann, Referentin
für globale Landwirtschaft bei der Entwicklungsorganisation INKOTA. "Die
globalen Krisen zeigen aber auch, wie wichtig starke regionale Märkte für
die Versorgung mit vielfältigen Lebensmitteln und eine gesunde Ernährung
sind." Damit dies gelingt, müssten die bäuerliche und kleinbäuerliche
Landwirtschaft, lokale und regionale Vermarktungsnetzwerke und
Stadt-Land-Verbindungen weltweit gefördert werden.

Agrarökologie: Viel Schatten und vereinzelt Licht bei der
Bundesregierung 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) gibt sich indes entschlossen, Agrarökologie künftig stärker zu
fördern. Im vergangenen Jahr hat das BMZ erstmals ermittelt, inwieweit
agrarökologische Ansätze in der Entwicklungszusammenarbeit bisher
angewendet wurden. Demnach entfielen von Anfang 2014 bis September 2018
weniger als zehn Prozent der landwirtschaftlichen Mittelzusagen auf
Vorhaben, die der Agrarökologie zugeordnet werden können. Der Bundestag hat
im Juni 2019 deshalb beschlossen, dass die Bundesregierung Agrarökologie
als Konzept zur Armutsbekämpfung auf dem Land fördern und mehr Mittel dafür
bereitstellen soll. "Dies sind Lichtblicke und gute erste Schritte in
Richtung Agrarökologie, die dringend konsequent und kohärent ausgebaut
werden müssen", kommentiert Marita Wiggerthale, Agrarexpertin bei Oxfam
Deutschland. "Nur mit holistischen Ansätzen wie der Agrarökologie können
die globalen Nachhaltigkeitsziele erreicht und der Hunger beendet werden."
Dies müsse bei der Agenda 2030 stärker berücksichtigt werden.

In seinem Papier fordert das zivilgesellschaftliche Bündnis die
Bundesregierung auf, einen Fahrplan zur Ausweitung von agrarökologischen
Ansätzen aufzustellen und die stufenweise Einstellung von 
chemisch-synthetischen Düngemitteln und Pestiziden in landwirtschaftlichen
Entwicklungsprojekten zu beschließen. Giftige Pestizide und synthetische
Düngemittel gefährden die Gesundheit, zerstören wichtige Bodenorganismen,
töten natürliche Feinde von Schädlingen und belasten das Grundwasser.
"Besonders schlimm ist das Artensterben dort, wo intensive Landwirtschaft
und Pestizide den Lebensraum zum Beispiel von Feldlerchen, Schmetterlingen
oder Rebhühnern zerstören", warnt Christian Rehmer, Leiter Agrarpoltik beim
BUND. "Das ist ein europaweites Problem und erfordert ein Umdenken der
Bundesregierung, zum Beispiel mit einer ökologischen EU-Agrarreform." Die
Fähigkeit zur Selbstregulation im Agrarökosystem würde so verbessert.

Auch Elisabeth Waizenegger, Milchbäuerin im Allgäu und im Bundesvorstand
der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft sieht das Potenzial: "Die
Landwirtschaft in Europa und Deutschland würde von Agrarökologie
profitieren, weil diese mit einer verbesserten Wertschöpfung für die
Betriebe verbunden wird. Die Bundesregierung sollte sich für eine 
EU-Agrarpolitik einsetzen, die klimaverträglichen Ackerbau, Insektenschutz und
viele und vielfältige Betriebe fördert."

In ihrem Bilanzpapier stellen die Organisationen und Verbände aus Umwelt,
Entwicklungszusammenarbeit, bäuerlicher Landwirtschaft, Ökolandbau und
Lebensmittelhandwerk sowie Ernährungsräten zehn Forderungen auf, mit denen
der Umbau zu einer agrarökologischen Ausrichtung der Landwirtschaft
vorankommen soll.


Hier können Sie die Jahresbilanz Agrarökologie herunterladen (PDF 2
MB):

https://www.inkota.de/mint/pepper/orderedlist/downloads/download.php?file=https%3A//www.inkota.de/fileadmin/user_upload/Presse/Pressemitteilungen/Agraroekologie2020_Bilanzpapier.pdf

 * 

Quelle:

INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 2. April 2020

Chrysanthemenstr. 1-3, 10407 Berlin

Telefon: 030-420 820 2-0, Fax: 030-420 820 2-10

E-Mail: inkota@inkota.de

Internet: www.inkota.de
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HERRSCHAFT/1879: AfD - aktuelle Flügelkämpfe ... (SB)




Wer fordert, dass sich die Partei in zwei Lager auftrenne,
besorgt das Geschäft des politischen Gegners. Die Partei steht vor
einer Bundestagswahl im kommenden Jahr - und da ist es nicht
angezeigt, sich in zwei Hälften zu teilen.
Stellungnahme aus dem Umfeld Alice Weidels [1]

In der AfD ist der Machtkampf um den künftigen Kurs der Partei und
deren Führung offen ausgebrochen. Angetrieben durch die Intervention
des Verfassungsschutzes gegen den "Flügel" und befördert durch den
tendentiellen Bedeutungsverlust in der Corona-Krise versucht die
moderatere Fraktion, rechtsextreme Exponenten wie Björn Höcke und
Andreas Kalbitz loszuwerden. Der "Flügel" hat sich zwar auf Druck des
Parteivorstands offiziell aufgelöst, nicht aber seine Aktivitäten
eingestellt. Nun hat der Co-Vorsitzende Jörg Meuthen sogar eine
Spaltung der AfD ins Gespräch gebracht, sich damit aber umgehend die
Gegnerschaft des restlichen Vorstands eingehandelt. Dies stärkt im
Grunde die rechtsextreme Strömung, die stets die Einheit der Partei,
wenngleich natürlich in ihrem Sinne, beschworen hat und dabei
insbesondere von dem früheren Vorsitzenden Alexander Gauland durchweg
protegiert wurde.

Ist die AfD nun dabei, sich selbst zu zerlegen und damit ihren Einfluß
weitgehend einzubüßen? Ihr ist es gelungen, die traditionelle
Zerstrittenheit der rechten bis rechtsextremen Szene zugunsten eines
Parteiprojekts zu überwinden, das bislang außerordentlich erfolgreich
war. Würde sie sich in zwei Teile aufspalten, könnten diese auch
zusammengerechnet kaum die zuvor erreichte Zustimmung in der
Bevölkerung verbuchen. Zu erwarten wäre eher eine Talfahrt bis in die
weitgehende Bedeutungslosigkeit. Daher kann man davon ausgehen, daß
einflußreiche innerparteiliche Kräfte nichts unversucht lassen werden,
trotz aller Differenzen die AfD zusammenzuhalten und das äußere
Erscheinungsbild wenn irgend möglich zu konsolidieren.

Die Genugtuung angesichts dieser Erschütterungen der AfD sollte sich
in Grenzen halten, resultieren sie doch nicht aus einem Bündnis der
Linken mit basisdemokratischen Bestrebungen, das von unten her
erfolgreich Druck entfaltet und diese Partei ins Wanken gebracht
hätte. Ausschlaggebend dafür, die innerparteilichen Widersprüche zur
Explosion zu bringen, war vielmehr die Strategie des Staatsschutzes,
in einer vorgeblichen Kehrtwende nun auch die extreme Rechte
konsequent ins Visier zu nehmen. Hinzu kommt gegenwärtig die
Corona-Krise, in der die Exekutive und namentlich führende
Repräsentanten der Union de facto per Selbstermächtigung das
Krisenmanagement nutzen, um massiv in die Grundrechte einzugreifen.
Das hat alle anderen Parteien mehr oder weniger in den Hintergrund
gedrängt und der AfD in Umfragen einen Absturz auf nur mehr 10 Prozent
beschert. Die Turbulenzen dieser rechten Partei resultieren also
direkt oder mittelbar aus Angriffen des Staates, der seine Krallen
ausfährt und administrative Wirkmacht entfaltet.

Die AfD setzt sich aus den drei Strömungen nationalkonservativ,
nationalneoliberal und völkisch zusammen, die teils gemeinsame
Schnittmengen aufweisen, teils aber auch einander widersprechende
Positionen vorhalten. Diese Widerspruchslage drängte zwangsläufig zu
einer Klärung oder aber einem regelrechten Konflikt, wie er sich
derzeit abspielt. Der Verfassungsschutz hat gewissermaßen ins
Wespennest gestochen, diesen Prozeß forciert und muß sich der
möglichen Folgen seiner Intervention bewußt gewesen sein, ohne jedoch
ihren Verlauf und Ausgang präzise vorhersagen zu können. Bislang
gereichte die inhaltliche Varianz der AfD zum Vorteil, da sie viele
verschiedene Forderungen rechtskonservativen Protests integrieren und
sich als einzige politische Kraft des Widerspruchs inszenieren konnte.
Sie trieb die anderen Parteien vor sich her und brauchte keine in sich
schlüssige Programmatik vorzuhalten, die von der Wählerschaft
überprüft worden wäre. Jetzt wird die AfD plötzlich vom
Verfassungsschutz getrieben, während die von Merkel, Spahn und Söder
in Stellung gebrachte Exekutive das ganze Land vor sich hertreibt.
Kein Wunder, daß die AfD genau in dieser Phase an inneren
Zerwürfnissen aufzuplatzen scheint.

Seinerseits eher von der Eskalation mitgerissen als aufgrund
fundierter taktischer Planung hat Jörg Meuthen einen großen Stein ins
Wasser geworfen. In einem Interview mit dem rechten Blog "Tichys
Einblick" schlug er überraschend vor, die AfD in zwei
Schwesterparteien aufzuteilen, eine flügelnahe nationale und eine eher
national-freiheitliche, die den Rest der AfD und damit etwa zwei
Drittel der Mitglieder umfaßt. Da dieses Interview mit dem
Bundesvorstand nicht abgestimmt war, sorgte es binnen Minuten für
einen Sturm in der Partei. Der Vorstoß kam für manchen angeblich so
unverhofft, daß ihn ein Bundesvorstand sogar für einen Aprilscherz
hielt.

Kaum war die Äußerung Meuthens im Internet zu lesen, als sie auch
schon in zahlreichen AfD-Chatgruppen geteilt und kontrovers diskutiert
wurde. Dem Vernehmen nach liefen die Telefone zwischen den Mitgliedern
in Bundes- und Landesvorständen heiß und es gab offenbar erste
Telefonkonferenzen darüber, wie die Parteispitze reagieren solle und
ob sich Meuthen weiter in seiner Position halten könne. Er hatte sich
bereits in der vergangenen Woche stärker als zuvor vom rechtsextremen
"Flügel" distanziert und erklärt, daß seiner Auffassung nach Teile des
"Flügels" nicht auf dem Boden der freiheitlich-demokratischen
Grundordnung stünden. Die Idee einer Trennung der Partei hatte Meuthen
dem nach wie vor einflußreichen Ehrenvorsitzenden Alexander Gauland
offenbar schon am Montag nahegebracht.

Gauland, der als Beschützer des "Flügels" gilt, soll darüber so
alarmiert gewesen sein, daß er Meuthens Gedanken mit Teilen der
Bundestagsfraktion besprochen habe. In einem Rundbrief hatten sich
Gauland, Alice Weidel und Tino Chrupalla am Dienstagabend ihrerseits
unabgestimmt an die Mitglieder gewandt und die Einheit der Partei
beschworen. Meuthen, dem diese und weitere Gegenwehr nicht verborgen
geblieben war, ließ sich jedoch nicht beirren und zog den
Veröffentlichungstermin seines Interviews sogar auf Mittwoch vor.

Aus dem Umfeld Weidels verlautete, daß im Parteivorstand jetzt enormes
Konfliktpotential gesehen werde und eine sehr angespannte Stimmung
herrsche: "Wer fordert, dass sich die Partei in zwei Lager auftrenne,
besorgt das Geschäft des politischen Gegners. Die Partei steht vor
einer Bundestagswahl im kommenden Jahr - und da ist es nicht
angezeigt, sich in zwei Hälften zu teilen."

Auch aus dem Kreis jener acht Bundesvorstände, die mit Meuthen zuletzt
einvernehmlich eine flügelkritische Linie eingeschlagen hatten, kommt
nun scharfe Kritik. Unterstützen wollte den Vorstoß auf Anfrage keiner
seiner Kollegen. Bundesvorstandsmitglied Beatrix von Storch forderte
als Reaktion auf das Interview eine deutliche Abgrenzung von
extremistischen Personen: "Die AfD ist keine Westpartei, keine
Ostpartei, sondern eine Partei für ganz Deutschland und das wird sie
bleiben". Der kommissarische Bundesschatzmeister Carsten Hütter
erteilte Meuthen eine Absage: "Ich stehe definitiv für keine wie auch
immer umschriebene Ab- oder Aufspaltung der Partei zur Verfügung, weil
dies den Erfolg unserer Partei gefährdet." Auch Bundesvorstand Stephan
Protschka betonte auf Anfrage: "Ich bin für die Einheit der Partei,
denn nur zusammen sind wir stark."

Jörg Meuthen selbst versuchte zu beschwichtigen: "Ich stoße als
Parteivorsitzender eine Diskussion ohne Denkverbote an. Ich stelle
eine einvernehmliche Trennung als eine mögliche bessere Option in den
Raum, keine Spaltung." Im Interview hatte er gesagt: "Jeder weiß, dass
der Flügel und dessen maßgebliche Exponenten uns ganz massiv
Wählerstimmen im bürgerlichen Lager kosten, und ich denke auch, dass
die ordoliberalen Ansichten des bürgerlich-konservativen Teils der AfD
noch bessere Ergebnisse im staatspaternalistischen Wählermilieu des
Flügels verhindern." Insgesamt ließen sich bei einer Teilung in zwei
Parteien wohl mehr und nicht etwa weniger Wähler erreichen als in der
"derzeitigen, wenn man einmal ehrlich ist, permanent
konfliktträchtigen Konstellation". Es gehe keineswegs um eine Spaltung
in eine Ost- und eine West-AfD. Denn beide Lager hätten in allen
Bundesländern Anhänger. [2]

Da in den Parteitagsreden der AfD seit Jahren die beschworene Einheit
nie fehlen durfte, kommt Meuthens Vorstoß einem Tabubruch gleich. Er
hat sich damit nach Lage der Dinge vergaloppiert und steht mit seinem
Vorschlag in der Führungsriege ohne Unterstützung da. Einige
Funktionäre erklärten, daß sie Abwahlanträge gegen Meuthen oder sogar
den gesamten Bundesvorstand erwarteten. Man kann wohl davon ausgehen,
daß er die Flucht nach vorn angetreten hat, weil ihm im Machtkampf um
den Parteivorsitz die Felle wegzuschwimmen drohten. Da sich Parteivize
Weidel und Co-Parteichef Chrupalla mit den "Flügel"-Mitgliedern
arrangiert haben und auch eine Doppelspitze zur Bundestagswahl
anstreben sollen, scheint Meuthen seine Chance in einer Partei ohne
den "Flügel" zu sehen, in der er Vorsitzender bleiben könnte.

Die Stellungnahme Weidels und Gaulands, in der von einer "Rückkehr zur
inneren Einheit der Partei" und vom "freiheitlich-sozialen Kurs" der
AfD die Rede ist, wurde von einigen Funktionären der Partei als
Friedensangebot an die Protagonisten des ehemaligen "Flügels"
verstanden. In dessen Kreisen wurde die Stellungnahme entsprechend
positiv aufgenommen und auf der Facebook-Seite mit dem Kommentar "Für
eine geeinte und starke AfD! Wir lassen uns nicht spalten! Danke,
Alexander Gauland, Tino Chrupalla und Alice Weidel" gepostet. Eine
Gruppe von teilweise anonymen Gegnern Meuthens lancierte unterdessen
im Internet eine Rücktrittsforderung an den Parteichef.

Höcke und Kalbitz hatten Ende März die Auflösung des einflußreichen
Netzwerks angekündigt und in einem Brief erklärt: "Um die Einheit der
Partei zu wahren und das Projekt einer politischen Alternative für
Deutschland nicht zu gefährden, haben Björn Höcke und Andreas Kalbitz
entschieden, diesem Wunsch (der Parteispitze) nachzukommen. Wir
fordern alle, die sich der Interessensgemeinschaft angehörig fühlen,
auf, bis zum 30. April ihre Aktivitäten im Rahmen des Flügels
einzustellen." Der "Flügel" sei vor allem in den Anfangsjahren der AfD
"ein zuverlässiger Kompass" gewesen und habe die Partei "vor einer
allzu leichtfertigen Anpassung an die etablierten Kräfte bewahrt".
"Jede Organisationsform kann nur Mittel zum Zweck sein. Der politische
Einsatz geht weiter und fordert unsere ganze Kraft." [3]

"Das ist eine Nebelkerze", schätzte Thüringens Verfassungsschutzchef
Stephan Kramer das Manöver wohl angemessen ein. Als Reaktion auf die
Beobachtung durch den Verfassungsschutz werde der "Flügel" pro forma
aufgelöst, die Arbeit aber fortgesetzt. Entscheidend sei, ob sich die
Gesinnung ändere, betonte auch Georg Maier, Innenminister in
Thüringen. Jüngste Äußerungen von Höcke und anderen Anhängern des
"Flügels" ließen nicht darauf schließen. Höcke und Kalbitz würden
weiterhin rechtsextremistische Positionen vertreten und versuchen,
ihre innerparteilichen Kritiker auszuschalten.

Meuthen hatte seine Angriffe auf Höcke und Kalbitz zwischenzeitlich
verschärft und in der FAZ angekündigt: "Wir zerschlagen jetzt deren
institutionelle Strukturen. Die haben ihre Homepage, die haben ihre
Treffen, ihr Logo. Wir zerschlagen Strukturen, was es dieser
Gruppierung viel schwerer macht, gemeinsam zuzuschlagen." Diese offene
Kampfansage blieb nicht unbeantwortet. Wie es auf der Facebook-Seite
des "Flügels" hieß, bleibe angesichts dieser Äußerungen "nicht viel
Raum für ein konstruktives Miteinander. Dieses übermütige Gebaren
zeigt nicht nur einen sehr schlechten Stil; solche Worte können als
Aufforderung zu einem neuen internen Streit verstanden werden, der die
Partei spalten könnte." [4]

Meuthen hat es nicht dabei belassen, den wachsenden Unmut des noch
überwiegenden Teils der Parteimitglieder gegen Höcke und Kalbitz
weiter zu nähren und den Machtkampf gegen deren Anhängerschaft
innerparteilich auszubauen. Er ließ sich vielmehr vom "Flügel" in die
Ecke des Spalters treiben, wo er plötzlich isoliert dastand und im
Grunde nur verlieren konnte. Der von ihm auf die Tagesordnung gesetzte
Bruch findet nicht statt, die zuvor in die Defensive gedrängte
rechtsextreme Strömung in der AfD geht gestärkt aus dieser
Auseinandersetzung hervor.


Fußnoten:

[1] www.tagesschau.de/investigativ/wdr/afd-meuthen-fluegel-105.html

[2] www.t-online.de/nachrichten/deutschland/parteien/id_87636622/afd-meuthen-spricht-ueber-spaltung-der-partei-.html

[3] www.t-online.de/nachrichten/deutschland/parteien/id_87586276/afd-hoecke-und-kalbitz-rufen-offiziell-zur-aufloesung-des-fluegels-auf.html

[4] www.zeit.de/politik/deutschland/2020-04/joerg-meuthen-afd-fluegel-bjoern-hoecke-abspaltung
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STANDPUNKT/942: Während die Welt die COVID-19-Pandemie bekämpft, verschärfen die USA den Druck auf Venezuela (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 1. April 2020

Während die Welt die COVID-19-Pandemie bekämpft, verschärfen 
die USA den Druck auf Venezuela

Vom Independent Media Institute *, USA, 31. März 2020



In einer Pressekonferenz am 26. März war es fast schon skurril,
wie wenig Beweise das US-Justizministerium lieferte, als es den
venezolanischen Präsidenten Nicolás Maduro und einige Mitglieder
seiner Regierung des Drogenhandels beschuldigte. Die USA boten 15
Millionen Dollar für die Verhaftung von Maduro und 10 Millionen Dollar
für die anderen Personen. "Maduro" - sagte der US-Staatsanwalt
Geoffrey Berman dramatisierend, "hat sehr bewusst Kokain als Waffe
eingesetzt". Beweise dafür wurden jedoch nicht erbracht.


Sanktionen

Es ist surreal, dass die Vereinigten Staaten - während der globalen
Pandemie COVID-19 - all ihre Mühe in die Anklage gegen Maduro und
weitere Regierungsmitglieder investieren. Das ausgesetzte Kopfgeld
wäre beim überlasteten [1] Krankenhaus in Elmhurst in New York City
sinnvoller eingesetzt. Derzeit wird Druck auf die Vereinigten Staaten
aufgebaut, ihre Sanktionen nicht nur gegen Venezuela, sondern auch
gegen den Iran zu verringern (sogar die New York Times [2] forderte am
25. März eine Beendigung der Sanktionen gegen den Iran).

Die Weltgesundheitsorganisation hat deutlich gemacht, dass dies
einfach nicht der richtige Zeitpunkt ist, um Länder zu behindern, sich
wichtige Ressourcen zur Pandemiebekämpfung zu beschaffen.
UN-Generalsekretär António Guterres [3] hat zu einem weltweiten
Waffenstillstand aufgerufen; es ist nur noch eine Frage von Tagen, bis
es von ihm hierzu eine Erklärung geben wird. Aus Verzweiflung haben
die USA nun versucht, das Thema zu wechseln - es geht nicht mehr um
COVID-19 und Sanktionen, sondern um Rauschgift-Terrorismus.

Die Schuld für diese Anschuldigungen - ausgerechnet während der
COVID-19-Pandemie - schob der US-Generalstaatsanwalt William Barr auf
Caracas. Er sagte, ohne Vorlage von Beweisen, dass Venezuela den
Zugang von Hilfsgütern in das Land blockierte. Nichts könnte weiter
von der Wahrheit entfernt sein: Venezuela hat medizinische Hilfsgüter
und medizinisches Personal aus China, Kuba und Russland sowie von der
Weltgesundheitsorganisation empfangen. Die Weltgesundheitsorganisation
drängte die USA, ihr mehr freie Hand bei der Einfuhr von Waren ins
Land zu geben - eine Bitte, welche die USA nicht gewährt haben (die
USA haben es der Weltgesundheitsorganisation auch erschwert [4],
medizinische Hilfsgüter in den Iran zu bringen). Als Venezuela sich
mit einem Antrag auf 5 Milliarden Dollar für COVID-19-bezogene Käufe
an den Internationalen Währungsfonds wante, war es die Regierung der
Vereinigten Staaten, die Druck auf den Fonds ausübte, den Antrag
abzulehnen [5]. Barr kann ohne weiteres das Gegenteil behauten -
keiner auf der Pressekonferenz würde ihn aufgrund von Tatsachen
herausfordern, die öffentlich bekannt sind.


Regimewechsel

Im Jahr 1989 nutzten die USA den Vorwurf des Drogenhandels,
insbesondere des Kokainhandels, um den Ruf des ehemaligen Günstlings,
des Präsidenten von Panama, Manuel Noriega, zu schädigen. Auf der
Grundlage dieser Anschuldigung [6] und einer Anklage in Florida
drangen die USA schließlich in das Land ein, verhafteten Noriega,
setzten Washingtons Marionette in Panama City ein und steckten Noriega
in ein Gefängnis in Florida. Der Eindruck, wie die USA mit Noriega
umgegangen sind, hängt über Caracas: Werden die USA auf der Grundlage
dieser neuen Anklage eine Razzia auf dem Territorium von Caracas
durchführen? Dies ist keine theoretische Frage. Die USA versuchen seit
mindestens Januar 2019, die Regierung von Nicolás Maduro zu
destabilisieren und zu stürzen. Mit dieser Anklage wird lediglich
versucht, die Schrauben anzuziehen.

Das Kopfgeld auf Maduro und seine Führung lässt vermuten, dass die
US-Regierung im Wesentlichen einen mafiaähnlichen Anschlag auf diese
Venezolaner vorhat. Dies ist ein sehr gefährlicher Schritt der
Vereinigten Staaten. Es gibt den Gangstern im Wesentlichen grünes
Licht für einen Mordversuch innerhalb Venezuelas. Die Weigerung,
Maduro außerhalb Venezuelas reisen zu lassen, ist ein Verstoß gegen
eine Reihe internationaler Konventionen, die Diplomatie über
Kriegsführung stellen. Aber angesichts der rechtswidrigen Art und
Weise, in der die USA ihre Strategie für einen Regimewechsel in
Venezuela umsetzen, ist es unwahrscheinlich, dass jemand diesen
Schritt kritisieren wird.

Wenige Stunden vor der Ankündigung in Washington verbreitete sich die
Nachricht [7], dass die Vereinigten Staaten Venezuela auf die Liste
der Länder, die Terrorismus unterstützen, setzen würden - die
schärfste Verurteilung einer Regierung. Aber sie mussten ihr Vorhaben
zunächst aussetzen. Und die Unterbrechung selbst erfolgte aus absurden
Gründen. Wenn die US-Regierung die Regierung von Maduro als
"staatlicher Befürworter des Terrorismus" beschuldigen würde, dann
würde sie stillschweigend die Regierung Maduro als tatsächliche
Regierung Venezuelas anerkennen. Seit dem vergangenen Jahr war einer
der Versuche zur Destabilisierung die Aberkennung der Regierung
Maduros als legitime Regierung Venezuelas, ja sogar zu bestreiten,
dass Venezuela irgendeine Art von Regierung habe. Es wäre unmöglich zu
sagen, dass die Regierung Maduro ein "staatlicher Befürworter des
Terrorismus" ist, ohne anzuerkennen, dass es sich hierbei um die
Regierung Venezuelas handelt. Die USA waren demnach von ihrer eigenen
Logik gefangen.

Gleichzeitig wagt es die US-Regierung nicht, gegen ihre Verbündeten in
den wichtigsten drogenproduzierenden und -handelnden Ländern Kolumbien
und Honduras vorzugehen. Der ehemalige kolumbianische Präsident und
jetzige Senatsmitglied Álvaro Uribe Vélez ist derzeit in mehr
als 270 Rechtsfälle in Kolumbien verwickelt [8], in denen
Anklagepunkte wie illegale Abhörmaßnahmen, organisiertes Verbrechen,
gezielte Attentate und gewaltsames Verschleppen erhoben werden. Uribe
und Mitglieder seiner Familie haben nachweislich Verbindungen zur
paramilitärischen Gruppe Metro Block of Antioquia, die für Tausende
von Morden an kolumbianischen Zivilisten verantwortlich und tief in
den Drogenhandel verwickelt ist. Uribe und sein Protegé Iván Duque
haben eine enge Beziehung zur US-Regierung und sind der Eckpfeiler und
Verbündete diverser Angriffspläne auf Venezuela.

Der derzeitige honduranische Präsident Juan Orlando Hernández war in
einen Fall gegen seinen Bruder Antonio Hernández verwickelt [9], den
ein New Yorker Bundesgericht angestrengt hatte. Staatsanwälte
beschuldigten den Präsidenten, von Drogenhändlern Bestechungsgelder in
Höhe von 25.000 Dollar [10] erhalten zu haben, die er für seinen
Präsidentschaftswahlkampf 2013 einsetzte.

Die vom US-Justizministerium veröffentlichte Erklärung [11] liest sich
wie ein Thriller und der Mangel an Beweisen lässt sie mit Fiktion
vergleichen. Sie listet Namen und Anschuldigungen auf, bezieht sich
ständig auf den "Drogen-Terrorismus" und behauptet, die venezolanische
Regierung wolle die Vereinigten Staaten mit Kokain "überfluten". Man
müsste schon übermenschlich blind sein, um dieser grundlosen Schelte
Glauben zu schenken. Das Problem ist, dass die Menschen in Venezuela
dies ernst nehmen müssen, da es sich um eine Intensivierung der
Kriegslust seitens der US-Regierung handelt. Das venezolanische Volk
ist sich der Situation bewusst. Es ist schwer, ihm die Schuld
zuzuschieben. Es ist die Leistungsbilanz der US-Regierung.

Die Erklärung des UNO-Generalsekretärs, dass ein weltweiter
Waffenstillstand angesichts der globalen Pandemie das Gebot der Stunde
ist, sollte auch für den hybriden Krieg der Vereinigten Staaten gegen
Venezuela gelten. Er muss jetzt beendet werden. Es ist die Zeit der
Genesung und des Mitgefühls, nicht die einer toxischen Kriegsführung.

* Dieser Artikel von Vijay Prashad, Paola Estrada, Ana Maldonado
und Zoe PC wurde für Globetrotter [12], einem Projekt des Independent
Media Institute, verfasst.


Über die Autoren
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Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Anita Köbler vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Anmerkungen:

[1] https://www.nytimes.com/2020/03/25/nyregion/nyc-coronavirus-hospitals.html

[2] https://www.nytimes.com/2020/03/25/opinion/iran-sanctions-covid.html 

[3] https://www.pressenza.com/de/2020/03/un-generalsekretaer-guterres-ruft-zu-einem-globalen-waffenstillstand-auf/

[4] https://peoplesdispatch.org/2020/03/15/sanctions-against-iran-and-venezuela-during-a-pandemic-are-cruel/

[5] https://peoplesdispatch.org/2020/03/19/imf-refuses-aid-to-venezuela-in-the-midst-of-the-coronavirus-crisis/

[6] https://topdocumentaryfilms.com/the-panama-deception/

[7] https://edition.cnn.com/2020/03/26/politics/venezuela-trump-administration-terrorism/index.html

[8] https://nsarchive.gwu.edu/briefing-book/colombia/2018-05-25/narcopols-medellin-cartel-financed-senate-campaign-former

[9] https://www.theguardian.com/world/2020/mar/03/honduran-president-juan-orlando-hernandez-drug-money

[10] https://apnews.com/e85a0f7b43264a5eb6b879701356e1f3

[11] https://www.justice.gov/opa/pr/nicol-s-maduro-moros-and-14-current-and-former-venezuelan-officials-charged-narco-terrorism

[12] https://independentmediainstitute.org/globetrotter/
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NAHOST/1711: Jemen - unversöhnlich und katastrophenträchtig ... (SB)


Jemen - unversöhnlich und katastrophenträchtig ...



Am 26. März jährte sich zum fünften Mal der Krieg im Jemen, der
Hunderttausende das Leben gekostet und im Armenhaus Arabiens die
schwerste humanitäre Krise auf Erden angerichtet hat. Ziel der von der
Armee Saudi-Arabiens angeführten Operation Entscheidender Sturm ist es
gewesen, die Vorherrschaft der schiitischen Huthi-Rebellen zu beenden
und dem "Interimspräsidenten" Abd Rabbu Mansur Hadi wieder zur Macht
zu verhelfen. Fünf Jahre und Milliarden von Dollar später sind die
Saudis blamiert und der Krieg ist für sie nicht zu gewinnen. Zwar hat
man mit Hilfe von Al-Kaida-nahen Gruppen und südlichen Separatisten
weite Teile des Südens und Ostens einschließlich der strategisch enorm
wichtigen Hafenstadt Aden "befreit", dennoch kontrollieren die Huthis
die gebirgige Nordwesthälfte des Landes, darunter auch die Hauptstadt
Sanaa, und lassen sich von dort partout nicht vertreiben. Im Gegenteil
sind die Huthis, die im Gouvernement Marib, das lange Zeit unter der
Kontrolle Hadi-freundlicher Kräfte stand und wo die wichtigsten
Ölvorkommen des Jemens liegen, auf dem Vormarsch.

Bei schweren Kämpfen im nördlichen Gouvernement Al Jauf haben die
Huthis im Februar erstmals einen saudischen Kampfjet vom Typ Tornado
abgeschossen. Zur Vergeltung haben die Saudis ein Dorf in der Nähe der
Absturzstelle der Maschine aus der Luft mit Bomben und Raketen
angegriffen und dabei 31 Zivilisten massakriert. Nichtsdestotrotz
haben die Huthis, die sich Ansarullah-Bewegung nennen, vor wenigen
Tagen mit den einheimischen Gegnern in Al Jauf einen
Gefangenenaustausch durchgeführt. Vor diesem Hintergrund hat
Ansarullah-Chef Abdul Malik Al Huthi zum fünften Jahrestags des
Kriegsbeginns erstmals publik gemacht, daß einer der beiden Piloten
des abgeschossenen Tornados den Absturz überlebt hatte, und angeboten,
diesen im Austausch gegen mehrere Palästinenser in saudischen
Gefängnissen freizulassen.

Bei den inhaftierten Palästinensern handelt es sich um mutmaßliche
Anhänger der Hamas-Bewegung, die bekanntlich seit 2006 trotz - oder
vielleicht gerade wegen - der israelischen Abriegelung im Gazastreifen
die Regierung stellt. Auf das Angebot, mittels dessen die Huthis
indirekt die in der arabischen Welt umstrittene, inoffizielle Allianz
des De-Facto-Machthabers in Saudi-Arabien, des designierten
Thronfolgers und Kronprinzen Mohammed Bin Salman, mit den
Administrationen Benjamin Netanjahus in Israel und Donald Trumps in
den USA hervorheben konnten, ging Riad mit keinem Wort ein. Angeblich
führen Huthis und Saudis seit Monaten unter Vermittlung von Oman
inoffizielle Friedensgespräche, bei denen jedoch bislang kein
Durchbruch erzielt werden konnte. Um so heftiger geht der Krieg,
insbesondere in Hudeida an der Küste des Roten Meeres, in Marib und Al
Jauf, um die belagerte Stadt Taiz sowie an der Südwestgrenze
Saudi-Arabiens unvermindert weiter.

Am 28. März haben die Huthis Riad sowie Dschazan, Hauptstadt der
gleichnamigen Provinz im saudischen Südwesten unweit der Grenze zum
Jemen, mit jeweils einer ballistischen Rakete angegriffen. Die Saudis
behaupten, die beiden Raketen mit dem eigenen Luftabwehrsystem
abgefangen zu haben, ohne daß diese nennenswerte Schäden anrichten
konnten. Zur Vergeltung hat die saudische Luftwaffe am 30. März
"militärische Ziele" in Sanaa attackiert. Dabei gingen mehrere Bomben
und Raketen auf die Reitschule am Präsidentenpalast nieder und töteten
70 Pferde und einen Wachmann. Die schrecklichen Fersehbilder der toten
und verstümmelten Pferde von Sanaa haben den Sinkflug des Ansehens
Saudi-Arabiens in der islamischen Welt nur noch weiter beschleunigt.

Dafür bekommen die Saudis von ihren Verbündeten in den USA neue und
grausige Schützenhilfe. Am 27. März erklärte das Außenministerium in
Washington die sofortige Einstellung jeder finanziellen Unterstützung
aller internationalen Hilfsorganisationen, die in dem von den Huthis
kontrollierten Nordwesten des Jemens tätig sind. Die Summe der
eingefrorenen Gelder liegt bei mindestens 200 Millionen Dollar, und
die spektakuläre Maßnahme kommt ausgerechnet zu einer Zeit, in der
eine Ausbreitung des neuartigen Corona-Virus im Jemen befürchtet wird.
Experten gehen davon aus, daß COVID-19 im Jemen, wo 20 Millionen der
30 Millionen Einwohner unter Hunger leiden und auf humanitäre Hilfe
von außen zum Überleben angewiesen sind, zahlreichen geschwächten
Menschen den Tod bringen wird. Die meisten Jemeniten haben aufgrund
der seit Jahren anhaltenden systematischen Bombardierung der zivilen
Infrastruktur durch die saudische Luftwaffe ohnehin keinen Zugang zu
sauberem Wasser, sei es zum Trinken oder zum Waschen. Es fehlt ihnen
also an der grundlegendsten aller Voraussetzungen, um sich im Sinne
der Hygiene gegen die Covid-19-Epidemie zur Wehr setzen zu können.
Völlig zutreffend hat am 31. März Marcus Montgomery vom Arab Center in
Washington beim Gastkommentar für den Blog The New Arab die
unmenschliche Entscheidung des Hauses Mike Pompeos als "Todesurteil
für Tausende" bezeichnet.

2. April 2020
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ALTER/255: Die Rechte älterer Menschen weltweit stärken (BAGSO)


Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen e.V. (BAGSO)

Pressemitteilung vom 2. April 2020

Die Rechte älterer Menschen weltweit stärken

Seniorenverbände fordern eine Weltaltenkonvention



Die BAGSO - Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen fordert
die Bundesregierung und die internationale Staatengemeinschaft dazu auf,
die nächsten Schritte zur Verabschiedung einer Konvention zur Stärkung der
Rechte Älterer einzuleiten. In einer Stellungnahme heißt es, eine
Weltaltenkonvention der Vereinten Nationen müsse die universellen
Menschenrechte aus der Perspektive älterer Menschen konkretisieren. Ziel
ist es, den rechtlichen Schutz Älterer weltweit zu stärken und damit ihre
Teilhabemöglichkeiten, ihre soziale Lage und ihren Schutz in verletzlichen
Lebensphasen zu verbessern.

Die BAGSO plädiert gemeinsam mit Seniorenverbänden aus Europa und der Welt
seit mehr als zehn Jahren für die Verabschiedung einer Weltaltenkonvention.
In der Stellungnahme "Eine Konvention der Vereinten Nationen für die Rechte
älterer Menschen" benennt sie nun zentrale Aspekte einer künftigen
Vereinbarung. So sollten die nationalen Gesetzgeber dazu verpflichtet
werden, ein Verbot der Diskriminierung aufgrund des Lebensalters für alle
Lebensbereiche gesetzlich zu verankern. Angesichts der fortschreitenden
Digitalisierung in allen Lebensbereichen ist sicherzustellen, dass Menschen
auch ohne die Nutzung digitaler Medien Zugang zu Gütern und
Dienstleistungen haben. Zugleich stellt die BAGSO klar, dass ältere
Menschen nicht per se vulnerabel und schutzbedürftig sind. Auch das Recht
auf Autonomie, Partizipation und Empowerment soll in der Konvention
festgeschrieben werden.

Die Stellungnahme der BAGSO wurde anlässlich der 11. Sitzung der Offenen
Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen in New York verfasst. Aufgrund der
Corona-Pandemie kann das viertägige Treffen mit Vertretern aus zahlreichen
Ländern im April jedoch nicht wie geplant stattfinden. Vertreter der
Zivilgesellschaft fordern einen alternativen Termin für die Sitzung, um die
Beteiligung älterer Menschen und ihrer Vertretungen zu garantieren.

Zusätzlich zu der Offenen Arbeitsgruppe wird die Menschenrechtslage Älterer
weltweit durch eine Unabhängige Expertin der Vereinten Nationen überprüft.
Der UN-Menschenrechtsrat hat Dr. Claudia Mahler zur Nachfolgerin der
Chilenin Rosa Kornfeld Matte ernannt. Mahler ist seit 2010 beim Deutschen
Institut für Menschenrechte beschäftigt und engagiert sich seit über zehn
Jahren für die Stärkung der Rechte Älterer im In- und Ausland.


Über die BAGSO

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen vertritt über ihre
120 Mitgliedsorganisationen viele Millionen ältere Menschen in Deutschland.
Mit ihren Publikationen und Veranstaltungen - dazu gehören auch die alle
drei Jahre stattfindenden Deutschen Seniorentage - wirbt die BAGSO für ein
möglichst gesundes, aktives und engagiertes Älterwerden.



Stellungnahme "Eine Konvention der Vereinten Nationen für die Rechte
älterer Menschen":

https://www.bagso.de/fileadmin/user_upload/bagso/06_Veroeffentlichungen/2020/20200401_Konvention_der_UN_fuer_die_Rechte_aelterer_Menschen_deutsch.pdf

Statement "Endorsing a UN Convention on the Rights of Older Persons":

https://www.bagso.de/fileadmin/user_upload/bagso/06_Veroeffentlichungen/2020/20200401_Konvention_der_UN_fuer_die_Rechte_aelterer_Menschen_engl.pdf

 * 
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Pressemitteilung vom 2. April 2020
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ORGANISATION/393: Krisenlasten nicht einseitig den Schwächeren aufbürden (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 2. April 2020

Krisenlasten nicht einseitig den Schwächeren aufbürden



Angesichts der Corona-Krise, von der alle Menschen, Unternehmen und
gesellschaftlichen Akteure in unserem Land betroffen sind, erklärt
SoVD-Präsident Adolf Bauer:

"Derzeit erleben wir eine hart geführte Auseinandersetzung über die
Verteilung der Lasten und Opfer und um den Zugang von staatlichen Hilfen.
Menschen, die bereits vor der aktuellen Krise vielfach benachteiligt
wurden, drohen besonders ins Hintertreffen zu geraten: Arme Menschen,
Arbeitslose, Alleinerziehende, Geringverdienende, chronisch kranke oder
pflegebedürftige Menschen, Menschen mit Behinderungen, Menschen mit
niedrigen Renten."

Der SoVD fordert alle politisch Verantwortlichen auf und appelliert an die
gesamte Gesellschaft, diesen Personenkreis in der aktuellen Krise
historischen Ausmaßes ganz besonders zu schützen und Krisenlasten nicht
einseitig den Schwächeren aufzubürden. "Das Gebot der Stunde ist
Solidarität. Zur Bewältigung der Krise braucht es einen
gesamtgesellschaftlichen Kraftakt. Der SoVD mit seinen 600.000 Mitgliedern
und tausenden ehrenamtlich Engagierten in den Landes-, Kreis- und
Ortsverbänden in ganz Deutschland wird das ihm Mögliche dazu beitragen."

Seine Positionen zu den zur Krisenbewältigung getroffenen Maßnahmen hat der
Verband heute in einer Stellungnahme veröffentlicht.


Der SoVD vertritt die sozialpolitischen Interessen der gesetzlich
Rentenversicherten, der gesetzlich Krankenversicherten und der
pflegebedürftigen und behinderten Menschen. Über 600.000 Mitglieder sind
bundesweit im SoVD organisiert. Der Verband wurde 1917 als Reichsbund der
Kriegsopfer gegründet.


SoVD zur Corona-Pandemie:

https://www.sovd.de/fileadmin/downloads/pdf/positionspapiere/Positionspapier-Coronapandemie-sovd.pdf

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.
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ARBEIT/3032: Immer mehr Tarifverträge stocken Kurzarbeitergeld auf (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 01.04.2020

Immer mehr Tarifverträge stocken Kurzarbeitergeld auf - bei der
gesetzlichen Höhe ist Deutschland Schlusslicht in Europa

WSI-Update zum Kurzarbeitergeld



Bei der Höhe des gesetzlich gezahlten Kurzarbeitergeldes ist Deutschland
Schlusslicht unter den europäischen Ländern mit vergleichbaren Regelungen.
Während in Deutschland die Beschäftigten lediglich 60 bzw. (in Haushalten
mit Kindern) 67 Prozent des Nettoentgelts erhalten, wird in vielen
europäischen Ländern ein deutlich höheres Kurzarbeitergeld von 80 bis zu
100 Prozent bezahlt.

Um die Einkommenslücke in Deutschland zu reduzieren, schließen die
Gewerkschaften in immer mehr Branchen Tarifverträge ab, in denen das
Kurzarbeitergeld auf teilweise bis zu 100 Prozent aufgestockt wird.
Angesicht der niedrigen Tarifbindung, insbesondere in Niedriglohnbranchen,
profitiert jedoch nur eine Minderheit der Beschäftigten von diesen
Regelungen. Zu diesem Ergebnis kommt eine heute vorgelegte Untersuchung
über "Kurzarbeitergeld in der Corona-Krise", die vom Leiter des
WSI-Tarifarchivs der Hans-Böckler-Stiftung, Prof. Dr. Thorsten Schulten, und
Dr. Torsten Müller vom Europäischen Gewerkschaftsinstitut in Brüssel
verfasst wurde.*

Von den 15 europäischen Ländern, die in der Untersuchung berücksichtigt
wurden, zahlen vier Staaten (Irland, Dänemark, die Niederlande und
Norwegen) ein Kurzarbeitergeld, das bis zu 100 Prozent des Lohnausfalls
kompensiert (siehe auch Abbildung 1 in der pdf-Version dieser
Pressemitteilung; Link unten). In Schweden variiert das Kurzarbeitergeld
zwischen 92,5 und 96 Prozent je nach Umfang der Kurzarbeit. In fünf
Ländern (Österreich, Großbritannien, Italien und die Schweiz) liegt das
Kurzarbeitergeld bei 80 Prozent, wobei in Österreich die unteren
Lohngruppen einen höheren Aufschlag auf bis zu 90 Prozent erhalten. In
Spanien, Belgien und Frankreich wird der Lohnausfall zu 70 Prozent
ausgeglichen, während in Portugal zwei Drittel (66,66 Prozent) gezahlt
werden. Das Kurzarbeitergeld wird je nach Land auf Netto- oder Bruttobasis
gezahlt. In Ländern mit einer Kompensation des Bruttoentgelts kann die
Nettozahlung sogar noch deutlich höher ausfallen. Dies ist z.B. in
Frankreich der Fall, wo aufgrund der Steuerbefreiung ein Kurzarbeitergeld
von brutto 70 Prozent einer Nettokompensation von 84 Prozent entspricht.

Neue Abschlüsse zur Aufstockung in der Corona-Krise**

In Deutschland wird der bei Kurzarbeit bestehende Einkommensverlust
teilweise durch tarifvertragliche Regelungen kompensiert, die das
Kurzarbeitergelt in der Regel auf Werte zwischen 75 und 100 Prozent des
Entgeltes aufstocken (siehe auch Abbildung 2). Zu den Branchen, die schon
seit längerem eine tarifvertragliche Aufstockung haben, gehören unter
anderem die chemische Industrie, die holz- und kunststoffverarbeitende
Industrie in Sachsen, der Groß- und Außenhandel in Nordrhein-Westfalen
oder das Kfz-Handwerk in Bayern. Entsprechende Regelungen gibt es außerdem
bei der Deutschen Telekom und der Deutschen Bahn. Bei der Bahn erhalten
die Beschäftigten 80 Prozent des Bruttogehalts. Beim Volkswagen-Konzern
sind in Abhängigkeit der Entgeltstufen Aufstockungen auf 78 bis 95 Prozent
vereinbart, wobei Beschäftigte in den unteren Entgeltgruppen die höchsten
Zuschläge erhalten.

In der Metall- und Elektroindustrie besteht schon seit Jahren eine
flächendeckende Regelung in Baden-Württemberg, wo das Kurzarbeitergeld je
nach Umfang der Kurzarbeit auf 80,5 bis 97 Prozent des Nettogehalts erhöht
wird. In Nordrhein-Westfalen haben sich IG Metall und Arbeitgeberverband
kürzlich auf eine Regelung geeinigt, die die Nettoentgelte der
Beschäftigten bei Kurzarbeit auf dem Niveau von etwa 80 Prozent absichert.
Das geschieht durch eine Abschmelzung der Sonderzahlungen und einen
Arbeitgeberzuschuss von 350 Euro je Vollzeitbeschäftigtem. Dieser
Abschluss wurde in anderen Tarifbereichen übernommen, die bislang noch
keine Regelung hatten. In der Filmbranche und in der Systemgastronomie
haben die Tarifparteien nach Beginn der Corona-Krise ebenfalls
Vereinbarungen getroffen. So ist in Schnellrestaurants festgelegt, dass
das Kurzarbeitergeld der Beschäftigten auf 90 Prozent des Nettoentgelts
aufgestockt wird. In der Filmbranche wird das Kurzarbeitergeld bis zur
Beitragsbemessungsgrenze sogar auf 100 Prozent der Netto-Tarifgage erhöht.
Erstmals wurde auch im öffentlichen Dienst für den Bereich der Kommunen
eine tarifvertraglich Regelung getroffen, wonach das Kurzarbeitergeld für
die Beschäftigten in den Entgeltgruppen 1-10 auf 95 Prozent und ab
Entgeltgruppe 11 auf 90 Prozent des Nettoentgelts angehoben wird.

Auch wenn es in immer mehr Branchen tarifvertragliche Regelungen zur
Aufstockung des Kurzarbeitergeldes gibt, werden sie nach Einschätzung der
Autoren Schulten und Müller insgesamt nur für eine Minderheit der
Tarifbeschäftigten gelten. "Insbesondere in den klassischen
Niedriglohnsektoren gibt es oft keine tarifvertraglichen Zuschüsse zum
staatlichen Kurzarbeitergeld", so Schulten und Müller. Hinzu kommt, dass
in Niedriglohnbereichen die Tarifbindung meist besonders niedrig ist.
"Gerade Beschäftigte mit geringem Einkommen können jedoch bei einem
Nettoeinkommensverlust von 40 Prozent nicht lange über die Runden kommen.
Für diese würde der Weg direkt zu Hartz IV führen." Für die Zeit der
Corona-Krise sollte deshalb nach Ansicht der Wissenschaftler ähnlich wie
in Österreich eine generelle Aufstockung des Kurzarbeitergeldes auf
mindestens 80 Prozent vorgenommen werden, mit einer höheren Aufstockung
von bis zu 90 Prozent für Beschäftigte im Niedriglohnsektor.


Originalpublikation:

Die PM mit Grafiken (pdf):

https://www.boeckler.de/pdf/pm_wsi_2020_04_01.pdf

(*) Thorsten Schulten, Torsten Müller:

Kurzarbeitergeld in der Corona-Krise.
Aktuelle Regelungen in Deutschland und Europa.

WSI Policy Brief Nr. 38, April 2020.

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_wsi_pb_38_2020.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621
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INTERNATIONAL/382: Wirtschaftliche Auswirkungen der COVID-19-Krise treffen Beschäftigte in Produktionsländern fatal (Südwind)


SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Pressemitteilung vom 1. April 2020

Wirtschaftliche Auswirkungen der COVID-19-Krise treffen Beschäftigte in
Produktionsländern fatal

Zivilgesellschaft im Bündnis für nachhaltige Textilien



Bonn/Berlin - Die COVID-19-Krise trifft alle Akteure der textilen
Lieferkette. Allerdings trifft sie die Schwächsten besonders hart.
Modemarken und Einzelhandelsunternehmen müssen durch den Stillstand des
öffentlichen Lebens hierzulande eklatante Umsatzeinbußen hinnehmen. Der
wirtschaftliche Druck wird aber weitergegeben: Aufträge an Zuliefererfirmen
in Bangladesch oder Kambodscha werden storniert und bereits fertiggestellte
Ware nicht mehr abgenommen oder bezahlt. Die Zulieferer entlassen deshalb
die ohnehin schlecht bezahlten Arbeiter*innen oder schließen vollständig.
Für Arbeiter*innen verbindet sich dann das vor Ort wachsende Risiko einer
COVID-19-Infektion bei schlechter Gesundheitsversorgung mit extremer
wirtschaftlicher Not durch fehlenden Lohn.

Unmittelbare Unterstützung dringend erforderlich

"Jetzt ist die Zeit, wo sich das Bündnis für nachhaltige Textilien bewähren
muss. Es muss auf eine solche Situation mit einer solidarischen Haltung
gegenüber den Zulieferern und deren Beschäftigten reagieren," fordert
Gisela Burckhardt von FEMNET. "Die Beschäftigten in den Produktionsländern
brauchen jetzt Unterstützung durch einen staatlich gestützten Hilfsfonds,
zu dessen Umsetzung die Bündnismitglieder je nach Möglichkeit beitragen
sollten. Unternehmen können dabei in vielfältiger Weise Verantwortung
übernehmen. Der Erhalt der Lieferkette liegt zudem in ihrem eigenen
Interesse."

"Unternehmensverantwortung für die Lieferkette pausiert nicht in
Krisenzeiten," betont Sabine Ferenschild vom SÜDWIND-Institut.
"Unternehmen, die ihren Zulieferern zusagen, bereits fertiggestellte Ware
abzunehmen und Kosten für bereits begonnene Aufträge mit zu zahlen,
übernehmen Verantwortung. Ein kooperativer Umgang mit Zulieferern hilft den
Geschäftspartner*innen, über die Krise zu kommen und kann dazu beitragen,
Lohnausfälle für Beschäftigte zu vermeiden. Für Unternehmen sollte dies
entsprechend der Empfehlungen des Textilbündnisses jetzt handlungsleitend
sein."

Mittel- und langfristige Maßnahmen ergreifen, um zukünftige Krisen zu
vermeiden

"Es muss auch darum gehen, die derzeitigen katastrophalen Auswirkungen
zukünftig zu vermeiden," mahnt Berndt Hinzmann vom INKOTA-Netzwerk. "Nie
war deutlicher, dass die niedrigen Löhne die Arbeiter*innen im Krisenfall
unmittelbar in existenzielle Krisen stürzen. Für Beschäftigte in den
Produktionsländern sind existenzsichernde Löhne ebenso nötig wie soziale
Sicherungssysteme. Dazu gehören faire Einkaufspraktiken. Dies alles
erfordert gemeinschaftliches Engagement. Das Textilbündnis als
international vernetzte Partnerschaft aus Bundesregierung, Wirtschaft,
Gewerkschaften, Standardorganisationen und Zivilgesellschaft sollte diese
Aufgabe jetzt in Angriff nehmen. Das Motto in dieser Krise kann nicht sein:
Jeder ist sich selbst der Nächste."


Hintergrund-Informationen

Bündnis für nachhaltige Textilien

www.textilbuendnis.com

Bündnis-Empfehlungen zum Umgang mit COVID-19 in der Lieferkette: 

www.textilbuendnis.com/covid-19/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. April 2020

SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Kaiserstraße 201, 53113 Bonn

Telefon: +49 (0)228-763698-0, Fax: +49 (0)228-763698-22
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SOZIALRECHT/094: Kein Arbeitsunfall bei Füttern von streunenden Katzen (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 2. April 2020

Kein Arbeitsunfall bei Füttern von streunenden Katzen



Dortmund/Berlin (DAV) Wer ehrenamtlich in einem Tierschutzverein tätig
ist, steht beim Füttern streunender Tiere nicht unter dem Schutz der
gesetzlichen Unfallversicherung und hat keinen Anspruch auf
Entschädigungsleistungen. Es handelt sich um eine freiwillige
Tätigkeit aus Tierliebe, so das Sozialgericht Dortmund am 6. Juni 2019
(AZ: 18 U 452/18).

In dem von der Arbeitsgemeinschaft Sozialrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) mitgeteilten Fall war die Frau als ehrenamtliches
Mitglied in einem gemeinnützigen Tierschutzverein tätig. Nachdem sie
streunende Katzen gefüttert hatte, hatte sie einen Verkehrsunfall. Die
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft lehnte die Anerkennung als
Arbeitsunfall ab. Das Füttern der Katzen sei nicht über das
hinausgegangen, was ehrenamtlich von einem Mitglied zu erwarten sei.

Die Klage der Frau scheiterte. Sie stand nicht unter dem Schutz der
gesetzlichen Unfallversicherung, so das Sozialgericht. Die Klägerin
habe keine abhängige Beschäftigung ausgeübt, die den
Versicherungsschutz begründen würde. Auch habe sie keinen solchen
Schutz als so genannte "Wie-Beschäftigte" gehabt. Zwar umfasse der
Schutz auch solche Personen, die wegen ihres fremdnützigen Verhaltens
unter vergleichbaren Umständen wie abhängig Beschäftigte tätig werden.
Dafür müsse die Tätigkeit aber in ihrer Grundstruktur einer abhängigen
Beschäftigung gleichkommen. Beim Katzenfüttern fehle es jedoch an
einer entsprechenden "Arbeitnehmerähnlichkeit". Das Füttern sei eine
ehrenamtliche Tätigkeit. Der Tierschutzverein sei nicht als
Arbeitgeber aufgetreten. Der Verein habe auch lediglich das Futter
bezahlt, aber kein Gehalt und keine Aufwandsentschädigung. Es habe
sich vielmehr um eine unversicherte Freizeitbeschäftigung gehandelt,
die die Frau aufgrund ihrer Tierliebe ausgeübt habe.

Letztlich hatte sie ihre Pflicht als Vereinsmitglied erfüllt. Für
solche Tätigkeiten kann der Verein eine entsprechende Versicherung
abschließen, so die DAV-Sozialrechtsanwältinnen und -anwälte. Eine
Vergleichbarkeit der Katzenfütterung zum grundsätzlich versicherten
Ausführen von Hunden aus Tierheimen im Rahmen einer Tierpatenschaft
verneinte das Sozialgericht ausdrücklich.

Informationen: www.dav-sozialrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. April 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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KIRCHE/2266: #glaubengemeinsam - Hackathon für Visionen der Kirche von morgen (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 01.04.2020

#glaubengemeinsam

Hackathon für Visionen der Kirche von morgen



Wie Glaube heute gemeinsam gelebt werden kann, steht im Fokus des
Hackathons unter der Schirmherrschaft der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD) vom 3. bis 5. April mit dem Hashtag #glaubengemeinsam.
Dabei soll der Frage nachgegangen werden, wie Gemeinden vor Ort neu
gestaltet werden können. "Wir wollen mutig und innovativ an Ideen arbeiten
wie Glaube, Gemeinde und Gemeinschaft vor Ort - egal ob analog oder digital
- gelebt werden kann", sagen die Initiatorinnen und Initiatoren um die 
EKD-Jugenddelegierte Anna Heinrich. Ziel sei es, dass nach 48 Stunden möglichst
vielfältige Ergebnisse rund um #glaubengemeinsam entwickelt worden sind.
"Alles ist möglich von einer Ideenskizze, einem neuen Projekt deiner
Gruppe vor Ort bis hin zu einer fertig programmierten Plattform - wir
feiern wirklich alles!"

Heinrich Bedford-Strohm, Ratsvorsitzender der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD), lädt alle, die Lust und Zeit haben, herzlich ein,
gemeinsam mit anderen engagierten Menschen digital an Ideen für die Zukunft
der Kirche zu arbeiten. "Beim Hackathon der EKD geht es um gute Ideen für
die Zukunft der Kirche", sagt der Ratsvorsitzende der EKD, Landesbischof
Heinrich Bedford-Strohm, und lädt in einem Video alle zum Mitmachen ein.
Beim Hackathon dürfen Menschen mitmachen, die Lust und Zeit haben, sich 48
Stunden lang mit einem Team zusammen Gedanken zu machen, wie in der
heutigen Zeit gemeinsam Glauben gelebt werden kann.

Der Hackathon #glaubengemeinsam wird veranstaltet von den Jugenddelegierten
in der Synode der Evangelischen Kirche (EKD) in Kooperation mit der
Evangelischen Arbeitsstelle für missionarische Kirchenentwicklung und
diakonische Profilbildung (midi), dem Fresh X Netzwerk e. V., dem Bistum
Hildesheim und Barcamp Kirche Online. Unterstützt wird der Hackathon von
den evangelischen Landeskirchen. Ein Hackathon ist eine Methode, mit der
man gemeinsam in Teams online an Lösungen, Ideen, Konzepten, Projekten,
Angeboten und Innovationen für Probleme oder Herausforderungen arbeitet. Am
Ende des Hackathons werden die Ergebnisse eingereicht und dienen so als
Grundlage, um in die Tat umgesetzt zu werden.

Weitere Informationen und Anmeldung auf:

www.glaubengemeinsam.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 44/2020 vom 01.04.2020

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777
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FRAGEN/009: Religiöse Praxis in Zeiten der Corona-Krise - "Die Kreativität, die sich zeigt, ist bewundernswert" (idw)


Universität Leipzig - 01.04.2020

Theologe über religiöse Praxis in Zeiten der Corona-Krise 

"Die Kreativität, die sich zeigt, ist bewundernswert"



"Home-Religion" und Gottesdienste im digitalen Raum: In Zeiten der 
Corona-Krise werden unterschiedlichste Formate zum Ausüben religiöser 
Praxis entwickelt - und das nicht nur von Anhängern des christlichen 
Glaubens. Virtuelle Angebote gibt es auch im Judentum und im Islam. 
Prof. Dr. Alexander Deeg (47) vom Institut für Praktische Theologie der 
Universität Leipzig bewundert die Kreativität, die Gläubige in diesen 
Zeiten hervorbringen.


Welche Möglichkeiten gibt es in Zeiten der Corona-Krise für Christen und
Gläubige anderer Religionen in Deutschland und im Ausland, ihre Religion
auszuüben?

Religiöse Praxis verlagert sich derzeit aus den Sakralräumen in die
eigenen vier Wände - und wird dort vielfach mit Hilfe des Internets am
Laufen gehalten. Es gibt also Home-Religion und eine immens gesteigerte
religiöse Praxis im digitalen Raum. Die Kreativität, die sich zeigt, ist
bewundernswert: Gottesdienste in ganz unterschiedlichen Formaten werden
entwickelt - als You-Tube-Videos, Live-Streams, Audio-Podcasts,
Chat-Rooms. Gemeinsame Gebete im Netz, religiöse Chat- und
Online-Seelsorge-Formate, die es auch bisher schon gab, werden weit
intensiver nachgefragt.

Meiner Wahrnehmung nach war es bisher eher ein kleiner Teil der jüngeren
Pfarrer- oder Priesterschaft, die sich an der Entwicklung solcher Angebote
beteiligten. Nun werden viele aktiv. So soll es zum Beispiel auch den
Universitätsgottesdienst am Karfreitag und die Universitätsgottesdienste
am Ostersonntag und Ostermontag aus der Leipziger Universitätskirche
ebenfalls online geben - und wir erarbeiten gerade ein Format dafür.
Virtuelle Formen von religiöser Praxis begegnen uns auch im Judentum und
Islam - beides Religionen, für die das gemeinsame Gebet in der Synagoge
bezeihungsweise der Moschee eigentlich eine große Rolle spielt. Der
Zentralrat der Muslime in Deutschland und der Koordinationsrat der Muslime
haben bereits am 13. März 2020 die Freitagsgebete in den Moscheen
ausgesetzt, am 16. März 2020 auch das fünfmal tägliche Gebet. In den
Synagogen gibt es derzeit keine gemeinsamen Gebete und Gottesdienste.
Stattdessen finden sich aber auch hier Freitagspredigten, Predigten und
Bibelauslegungen zum Shabbat im Internet.

All diese Angebote bieten eine große Chance: Sie ermöglichen einen
niederschwelligen Zugang für Interessierte. Jede und jeder kann via
Internet sehen, was verschiedene Religionen und Konfessionen derzeit sagen
und anbieten. Gleichzeitig werden viele aktiv, die bislang in den
kirchlichen Kontexten mit ihren Erfahrungen weniger zum Zug kamen - vor
allem junge Menschen und all die sogenannten "Laien". Aber viele neue
Formate zeigen auch, dass es theoretisch und praktisch noch einiges zu
entwickeln gibt. Ich denke, wir werden nach der Krise viel Material für
weiterführende praktisch-theologische Forschungsarbeiten haben.

In diesen Tagen gibt es eine engagierte Diskussion in den evangelischen
Kirchen, ob das Abendmahl online gefeiert werden kann oder nicht. Menschen
sitzen zuhause und hören sich die Einsetzung des Abendmahls über das
Internet an, essen dann ein Stück Brot und trinken Wein oder Saft. Ich
selbst positioniere mich dagegen - und meine, dass es Zeiten gibt, in
denen wir es als Christenmenschen aushalten müssen, dass nicht alles geht,
Zeiten des Fastens. Andere argumentieren, dass gerade in Notzeiten das
sinnliche Zeichen des Abendmahls ganz besonders nötig ist - und es auch
durchaus eine virtuelle Abendmahlsgemeinschaft geben könne. Das sind
akademisch spannende und zugleich sehr existentielle Fragen.

Übrigens: Auch jenseits des Internets kann Religion leben - und viele
entdecken auch dies gerade wieder. Die Bibel als Lesebuch, das Gesangbuch
als spiritueller Begleiter, die Losungen der Herrnhuter Brüdergemeine und
viele andere Medien ermöglichen alltägliche spirituelle Praxis im
familiären Kreis oder ganz allein. Im Judentum und im Islam ist es ohnehin
so, dass das alltägliche Gebet auch zu Hause praktiziert werden kann.

Was ist Ihrer Ansicht nach aktuell dabei die größte Herausforderung?

Ein Problem ist natürlich, dass digitale Formate an manchen vorbeigehen,
die uns am dringendsten bräuchten: die älteren Menschen, die kaum oder gar
nicht im digitalen Raum unterwegs sind. Aber auch darüber hinaus gibt es
große Herausforderungen - etwa wenn es darum geht, Sterbende zu begleiten
oder Beerdigungen zu organisieren. Die Gemeinschaft und die
face-to-face-Kommunikation spielen für den Abschied und die Trauer eine
immense Rolle. Dass Vieles jetzt nur noch telefonisch möglich ist und
Beerdigungen in kleinstem Kreis gefeiert werden müssen, ist belastend. Im
Islam und Judentum sind die Herausforderungen noch größer, da normalerweise
nicht in einem Sarg bestattet wird und das Kremieren von Leichen verboten
ist. Der Umgang mit den Toten ist im Kontext einer Pandemie daher besonders
schwierig.

Hinzu kommt, dass Religionsgemeinschaften für die Ärmsten in der
Gesellschaft da sein wollen und müssen. Etwa im Bereich der
Obdachlosenarbeit ist dies im Moment durch das weitgehende Kontaktverbot
schwierig. Viele Gemeinden organisieren Lebensmittelspenden, die
kontaktlos weitergegeben werden können. Aber generell geht den Kirchen und
Religionsgemeinschaften durch fehlende Kollekten und voraussichtlich
ausfallende Steuern viel Geld verloren, das unter anderem bei
Hilfsprojekten fehlen könnte. Manche sprechen von 30 Prozent weniger
Finanzmitteln im laufenden Jahr. Eine Aufgabe, die Kirchen und Religionen
derzeit wahrnehmen, ist es auch, den Blick dorthin zu wenden, wo sich die
mediale Aufmerksamkeit gerade nicht konzentriert, etwa auf die
Flüchtlingslager im Libanon, in Nordsyrien, in der Türkei oder auf Lesbos.

Gebraucht werden Kirchen und Religionen auch in der Seelsorge für jene,
die in diesen Tagen besonders belastet sind: Ärztinnen, Pfleger,
Verkäuferinnen, Taxifahrer und viele andere. Es geht meines Erachtens
darum, nicht vorschnell religiöse Antworten zu geben und Deutungen zu
liefern, sondern auszuhalten, dass wir Fragen haben, dass wir in der Not
sind - und unsere Not Gott gegenüber adressieren. Ganz aktuell stehen
übrigens in den drei monotheistischen Religionen die großen Feste bevor:
Am 8. April beginnt das jüdische Passafest, das klassischerweise als
fröhliches Familienfest gefeiert wird; kurz darauf ist Ostern, und um den
23. April beginnt der Ramadan, zu dem eigentlich das gemeinsame und
ausgelassene Fastenbrechen am Abend nach Sonnenuntergang gehört. Hier wird
es darum gehen, neue und andere Feierformen zu entwickeln.

Inwieweit erreicht man Gläubige, zu denen gerade auch Deutschland viele
ältere Menschen gehören, mit Angeboten wie beispielsweise virtuellen
Gottesdiensten?

Die Internet-Nutzung der über 60-Jährigen in Deutschland ist in den
vergangenen Jahren deutlich gestiegen. Sie liegt allerdings in der Tat
noch immer weit unter der der anderen Altersgruppen. Damit ergibt sich in
das Problem, dass diejenigen, die sonst besonders treue
Gottesdienstbesucher sind oder sehr regelmäßig am Gebet in Synagogen oder
Moscheen teilnehmen, durch virtuelle Angebote nicht erreicht werden. Hier
bleiben traditionelle Angebote wie Fernsehgottesdienste eine gute
Möglichkeit, deren Einschaltquoten in den vergangenen Wochen stark
gestiegen sind. Manche Gemeinden werden auch anders kreativ - und hängen
ein frisch gedrucktes "Wort zum Sonntag" an den Kirchenzaun oder
organisieren Telefonketten, durch die sich Menschen vernetzten können.

Pfarrer können jetzt nicht mehr in Seniorenheime und andere Einrichtungen
gehen. Gibt es andere Möglichkeiten, den Betroffenen kirchlichen Beistand
zu geben? Wie sieht hier die Praxis gerade aus?

In dringenden Notfällen ist ein Besuch durch Seelsorgerinnen und
Seelsorger von außen unter besonderen Sicherheitsvorkehrungen noch
möglich, etwa um katholischen Christinnen und Christen das Sterbesakrament
zu gewähren, in der Regel aber nicht. Das bedeutet, dass auf die
Mitarbeitenden in den Einrichtungen noch mehr Aufgaben und noch mehr
Verantwortung zukommt. Faktisch müssen sie nicht nur als Pflegerinnen und
Pfleger unter erschwerten Bedingungen fungieren, sondern verstärkt auch
als Seelsorgerinnen und Seelsorger. Ein Ziel vieler Seelsorgeeinrichtungen
ist es daher, sich derzeit verstärkt um die Pflegerinnen und Pfleger sowie
die Ärztinnen und Ärzte zu kümmern und sie zu unterstützen. Aber auch hier
wächst derzeit viel Kreativität. Es entstehen neue Publikationen, die an
Menschen in Einrichtungen und Heime gegeben werden, Telefonkontakte werden
ausgebaut, und spontane Konzerte vor den Balkonen von Seniorenheimen
finden statt.


Weitere Informationen unter:

https://expertendienst.uni-leipzig.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 01.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/07229: Verhängnisvoller Tausch (SB)


Läufer sind auch hervorragende Schutzfiguren, und bisweilen kann das
Fehlen dieser Figur, auch wenn sie nicht fianchettiert wurde, die
Rochadestellung des Königs arg schwächen. Das heutige Rätsel der
Sphinx ist ein excellentes Beispiel dafür. Weiß besaß leichte
Vorteile, aber keine entscheidenden. Bei einiger Umsicht hätte Schwarz
die Partie wohl remisieren können. Ihn störte allerdings, daß er
seinen Springer nicht einsetzen konnte. Nach 1...Sb8-d7? hätte Weiß
mit 2.Sc5xe6! Material gewinnen können. Also entschied er sich kurzum
dafür, den lästigen Springer mit 1...Le7xc5? abzutauschen. Ohne
Zweifel war er davon ausgegangen, daß Weiß nichts anderes darauf
erwidern konnte als 2.d4xc5, worauf dann 2...Tb5xc5 3.De4xb4 Sb8-d7
mit aktivem schwarzen Gegenspiel hätte folgen können. Nun, Wanderer,
Stellungsprobleme lassen sich eben doch nicht so einfach lösen, wie
man Nüsse knackt, denn Schwarz befand sich plötzlich in einer
Mattschlinge, aus der es kein Entkommen gab.






[image: SCHACH-SPHINX/07229: Verhängnisvoller Tausch (SB)]



Agejcenko - Silow

UdSSR 1975


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Weiß konnte sich mit 1.De7-e5+! aller Schwierigkeiten entheben. Wie
immer Schwarz auch die weiße Dame schlug, ob nun mit 1...Lc7xe5 oder
mit 1...Tf5xe5 - und schlagen mußte er die Dame, da sonst der Turm auf
f5 verlorenging -, auf jeden Fall war der weiße König daraufhin patt.



Erstveröffentlichung am 13. März 2007

2. April 2020
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INITIATIVE/417: Gekippte Fenster als Gefahr für Fledermäuse - Fledermaus-Telefonnotruf hilft (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 1. April 2020

Gekippte Fenster als Gefahr für Fledermäuse

NABU-Fachgruppe Fledermausschutz bietet weiterhin Beratung und
Abholung gefundener Tiere an



Fledermäuse erwachen derzeit aus dem Winterschlaf und sind auf der
Suche nach Nahrung und neuen Quartieren. Bei den aktuell noch kühlen
Temperaturen kann es vereinzelt passieren, dass die Tiere durch offene
Fenster oder Türen in Gebäude gelangen. Dies kann für die
unfreiwilligen Eindringlinge gefährlich werden. "Oftmals können
Fledermäuse durch gekippte Fenster zwar ins Hausinnere einfliegen, aus
eigener Kraft finden sie aber häufig nicht mehr hinaus. Gerade nach
dem Winterschlaf drohen die geschwächten Tiere schnell zu verhungern
oder zu verdursten", erklärt Susanne Lenhard, ehrenamtliche
Fledermausschützerin des NABU Hamburg.




[image: Foto: © NABU/Susanne Heidorn]

Im Bild zu sehen ist eine Rauhautfledermaus, die sich in ein Gebäude
verirrt hat. Die zu Hilfe gerufenen NABU-Fledermausexpert*innen haben
das Tier abgeholt, versorgt und inzwischen schon wieder in die
Freiheit entlassen.

Foto: © NABU/Susanne Heidorn



Sowohl der zurückliegende Sommer als auch der viel zu milde Winter
haben den Hamburger Fledermäusen stark zugesetzt - viele sind
untergewichtig und finden noch zu wenige nachtaktive Insekten, die sie
als Nahrung benötigen. Umso mehr kommt es jetzt auf menschliche Hilfe
an: Wer eine Fledermaus in Not entdeckt, bekommt bei der
NABU-Fachgruppe Fledermausschutz telefonischen Rat. Die Ehrenamtlichen
bieten für Anfragen aus Hamburg unter 0700-35 33 37 62 ein
Notfalltelefon an, für das geringe Gebühren anfallen (Hauptzeit: 0,12
Euro/Min., Nebenzeit: 0,06 Euro/Min., Entgelt wird vom Provider
erhoben). Bei Bedarf werden gefundene Tiere auch persönlich abgeholt,
versorgt und anschließend wieder in die Natur ausgewildert. Dieses
Angebot kann in der aktuellen Corona-Situation kontaktlos
aufrechterhalten werden.

Um besondere Aufmerksamkeit bitten die Fledermausschützer*innen beim
Verlassen von Betriebsstätten, Büros oder Geschäften, die bedingt
durch die Corona-Pandemie über einen längeren Zeitraum geschlossen
werden. Bleibt hier ein Fenster angekippt, bedeutet dies das sichere
Ende für einfliegende Fledermäuse.

Mehr Infos und Tipps, wie jede*r Fledermäusen helfen kann, gibt es
unter: 

www.NABU-Hamburg.de/fledermaus

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 01.04.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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VÖGEL/1146: 80 Minuten vor Sonnenaufgang ertönt der erste Vogelgesang (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 1. April 2020

Zahl des Monats: 

80 Minuten vor Sonnenaufgang ertönt der erste Vogelgesang

NABU-Vogeluhr zeigt an, wann Rotkehlchen, Singdrossel und Co. morgens
ihr Lied anstimmen



Berlin - Jetzt im Frühling ertönt jeden Morgen ein vielstimmiges
Vogelkonzert. Der Gartenrotschwanz ist die Nummer eins - im Schnitt 80
Minuten bevor die Sonne aufgeht, lässt er sein Zwitschern ertönen.
Dann folgen Hausrotschwanz, Rauchschwalbe und Singdrossel. Ein
Spätaufsteher ist der Buchfink: er fängt erst zehn Minuten nach
Sonnenaufgang an zu trällern. Wann welche Art singt, kann man auf der
NABU-Vogeluhr (www.NABU.de/vogeluhr) ablesen und ihre Gesänge hören.




[image: Vogeluhr - Grafik: © NABU]

Grafik: © NABU



Vögel singen fast nur zur Brutzeit. Vor allem von April bis Anfang
Juni sind besonders viele Arten gleichzeitig zu hören. Meist singen
nur die Männchen, um ihre Reviere abzustecken und Weibchen anzulocken.
Dabei hat jede Vogelart einen anderen Zeitpunkt für den Gesangsbeginn,
der durch die zunehmende Tageshelligkeit vorgegeben wird. Jeden Morgen
setzen die einzelnen Arten daher in der gleichen Reihenfolge in das
Vogelkonzert ein. Wer früh aufsteht, kann dies beim Erkennen und
Lernen der Vogelstimmen ausnutzen.

NABU-Vogeluhr: www.NABU.de/vogeluhr

Vögel bestimmen mit der NABU-App Vogelwelt:

www.NABU.de/Vogelwelt

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst/Zahl des Monats, 01.04.2020

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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GARTEN/405: Hamburgs Natur hat nicht geschlossen - Pflanztipps in Zeiten von Corona (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 2. April 2020

Hamburgs Natur hat nicht geschlossen: NABU Hamburg gibt Pflanztipps
in Zeiten von Corona



Tipp 2: Jetzt Gemüse vorziehen für Balkon und Garten / Plastikfrei
in Eierschalen

Mit dem 2. Naturtipp des NABU Hamburg können sich Balkon- und
Gartenbesitzer*innen die Natur ins Haus oder in die Wohnung holen.
Jetzt ist der beste Zeitpunkt, um Gemüse auf dem Fensterbrett
vorzuziehen. Mit etwas Glück kann dann ab Mai das erste eigene Gemüse
geerntet werden.

Die Pflanzaktion ist nicht nur ein Vergnügen für alle Gartenfreunde,
sondern auch für Kinder, die mit Eifer und Spaß Tomaten, Paprika,
Kürbis, Gurken und anderes Gemüse aussäen werden. Kräuter wie
Bohnenkraut, Dill und Schnittlauch können jetzt ebenfalls in die Erde
und gedeihen gut in einem Topf auf dem Balkon, der Terrasse oder auf
der Fensterbank. Dafür nötig sind nur Gefäße zum Vorziehen, torffreie
Blumenerde und Saatgut. Letzteres gibt es im Bioladen, im Internet
oder man nutzt selbst geerntetes samenfestes Saatgut vom letzten Jahr.

Damit beim Vorziehen der Pflanzen auf Plastiktöpfe verzichtet werden
kann, empfiehlt der NABU Eierschalen als Anzuchtgefäße zu nutzen. Sie
sind in den meisten Haushalten vorhanden und können zusammen mit den
Setzlingen eingetopft werden. So dient die Schale gleichzeitig als
Dünger. Außerdem sollten alle Hobbygärtner*innen darauf achten, nur
torffreie Blumenerde zu verwenden, denn für die Herstellung von
herkömmlicher Blumenerde werden Moore vernichtet, die gebraucht
werden, um klimaschädliches CO2 zu binden.

Die Anleitung, wie man Gemüse in Eierschalen vorzieht gibt es auf der
Website des NABU Hamburg unter 

www.NABU-Hamburg.de/corona-naturtipps

Hier finden naturbegeisterte Hamburger*innen noch viele weitere
Naturtipps, entweder für Zuhause oder für den täglichen Spaziergang.

Der NABU bittet um Rücksicht:

Das Bedürfnis sich in dieser Zeit draußen ein wenig Bewegung zu
bekommen und frische Luft zu schnappen ist groß. Der NABU Hamburg gibt
Tipps, was jetzt im Frühling alles zu beobachten gibt.

Wir bitten aber gleichzeitig darum, auch bei Naturerlebnissen und
Spaziergängen im Grünen einige Regel dringend zu beachten. So kommen
Mensch und Natur gut durch die Coronakrise.

1. Halten Sie sich bitte an die behördlichen Anordnungen der geltenden
Allgemeinverfügung. Dazu gehört bei Spaziergängen einen Mindestabstand
von 1,5 Metern zu seinen Mitmenschen zu wahren und sich im
öffentlichen Raum höchstens in Begleitung von einer weiteren Person zu
bewegen, bzw. in Begleitung der Menschen, die in derselben Wohnung
leben.

2. Bitte nehmen Sie Rücksicht auf die Tier- und Pflanzenwelt. Parks,
Grünanlagen und Naturschutzgebiete erleben derzeit einen starken
Besucherandrang. Zum Schutz der Natur dürfen in den
Naturschutzgebieten die Wege nicht verlassen werden und bitte leinen
Sie Ihre Hunde an. Auch das Pflücken von Pflanzen ist nicht erlaubt.
Denken Sie daran, dass sich aktuell viele Vögel in der Brutzeit
befinden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.04.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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GARTEN/404: Vielfalt bewahren - Bei der Aussaat samenfestes Saatgut verwenden (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 31. März 2020

ÖkoTipp

Vielfalt bewahren

Garten und Balkon: Bei der Aussaat samenfestes Saatgut verwenden



Der Frühling hat begonnen und somit auch die Gartenzeit. Die Setzlinge
in Hochbeete oder Gewächshaus haben Hobbygärtner*innen meist schon
gepflanzt. Nun ist es Zeit, Samen auf der Fensterbank vorzuziehen -
beispielsweise von Gemüsepflanzen wie Tomaten, Zucchini oder Kürbis,
von Kräutern oder Sommerblumen. Doch wie unterscheidet sich das
Saatgut eigentlich voneinander? - Abgesehen von den unterschiedlichen
Pflanzen- oder Kräutersorten? Warum verweist der Biohandel
nachdrücklich auf "samenfeste Sorten", während die konventionellen
Tütchen häufig den Aufdruck "Hybrid-Saatgut" oder "F1-Hybride" tragen?

Samenfestes Saatgut vs. Hybridsaatgut

Kurz erklärt: Samenfestes Saatgut bildet auch in der nächsten
Generation, also im Folgejahr, ähnliche Merkmale aus wie die
Mutterpflanze. Wer früher seinen Großeltern im Garten geholfen hat,
erinnert sich bestimmt daran, dass es üblich war, von ausgereiften
Pflanzen Samen abzunehmen, zu trocknen und im nächsten Jahr neue
Pflanzen daraus zu ziehen. So hat man es über Jahrtausende gemacht und
eine große Vielfalt an unterschiedlichem samenfesten Saatgut genutzt.
Das Saatgut konnte sich an die Standortbedingungen anpassen und
dadurch immer robuster werden. Es ist eine unschätzbare Vielfalt von
Kulturpflanzen entstanden.

F1-Hybridsaatgut wurde dagegen über einige Pflanzengenerationen
gezüchtet und immer wieder mit sich selbst gekreuzt. Das wird so lange
gemacht, bis die Pflanze nur noch einen ganz kleinen Genpool besitzt,
was man "reinerbig" nennt. Dann wird sie künstlich mit einer
reinerbigen Pflanze aus einer anderen Inzuchtlinie gekreuzt -
inklusive der zugehörigen Behandlung mit Chemikalien, die im Labor
nötig ist. In der ersten Filial- beziehungsweise Folgegeneration (F1) -
 also den ersten Nachkömmlingen der Ausgangspflanze - sind die
Eigenschaften gut und es entstehen groß gewachsene robuste Pflanzen.
Doch schon in der nächsten Generation würden die Nachkommen in
unterschiedliche Pflanzenformen "zerfallen". Somit kann aus F1-Saatgut
kein weiteres für die Folgegeneration gewonnen werden - es wäre für
Landwirte und Züchter auch schlicht weg nicht lohnend. Die
Saatgutkonzerne machen den*die Verbraucher*innen so abhängig und
verdienen so ihr Geld.

Vielfalt der Kulturpflanzen erhalten und Bares sparen

Der Mensch hat seit Tausenden von Jahren Kulturpflanzen
herangezüchtet, die eine große Vielfalt und einen großen genetischen
Pool gewährleisten. Dieses Prinzip wird nun in wenigen Generationen
durch Hybrid-Saatgut und Sortenverarmung im Labor ausgehebelt. Mit
Hybridsorten, die sich nicht mehr vermehren lassen, überlassen wir
unsere Lebensgrundlagen den Saatgutkonzernen. Verbraucher*innen können
sich am Verkaufsregal für samenfester Sorten entscheiden und machen
sich so von Konzernen unabhängig. Am Ende helfen Sie so die Vielfalt
der Kulturpflanzen zu erhalten und Sie sparen durch die Aussaat
eigener gesammelter Samen im Folgejahr bares Geld!

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 31.03.2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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INITIATIVE/569: Was tun gegen die Plastikflut (BUND MAGAZIN)


BUND MAGAZIN - 1/2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

BUND AKTIV

Plastikbewusst

von Severin Zillich



Um die Plastikkrise zu bewältigen, können wir alle etwas tun.
BUND-Gruppen von Warnemünde bis Lindau zeigen, was möglich ist. Hier
eine kleine Auswahl - zur Nachahmung empfohlen.


Schon einmal vom Beutelrabatt beim Bäcker gehört, oder von den
Potsdamer Plastikpiraten? Um weniger Plastik zu verschwenden, müssen
wir nicht auf Wirtschaft und Politik warten. Vielfältig sind die
Aktivitäten, mit denen sich BUND-Gruppen gegen die Plastikflut
stemmen: ein Paradebeispiel für ehrenamtlichen Umweltschutz.

Plastik vermeiden

Logisch: Am besten ist der Müll, der gar nicht erst entsteht. Tipps
und Aktionsideen, die Plastikmüll zu vermeiden helfen, haben viele
BUND-Gruppen gesammelt. Wer online ein wenig auf die Suche geht,
findet sie: allgemeine Verbrauchertipps wie »Plastikfrei leben« von
der oberbayerischen Ortsgruppe Baierbrunn oder »Schluss mit Plastik!«
vom Landesverband Baden-Württemberg. Oder konkrete Einkaufstipps wie
die der BUND-Gruppe Föhr. Sie führt auf, wo es welche Lebensmittel auf
der Insel ohne Plastik zu kaufen gibt. In die gleiche Richtung zielte
der BUND Görlitz im September mit seiner Aktionswoche »Plastikfrei -
ich bin dabei«. Über 30 Händler*innen schlossen sich an. Anlaufpunkte
für Umweltbewusste listet die Ortsgruppe seither auf ihrer Webseite,
etwa die Bäckerei Tschirch mit ihrem »Beutelrabatt« (Beutel = ostdt.
auch Tüte).

Einen Umweltrabatt gewährt auch die Linden-Apotheke im Thüringer
Wartburgkreis: Unter dem Motto »Bringen Sie doch Ihren Alten mit« ruft
der Inhaber dazu auf, gebrauchte Einkaufsbeutel wiederzuverwenden. 10
Cent gibt es dafür, und selbst händigt das BUND-Mitglied nur noch
Baumwolltaschen aus.

In Düsseldorf verteilte die Kreisgruppe 500 umweltfreundliche
BUND-Mehrwegtaschen, recycelt aus alten PET-Flaschen - im Tausch gegen
Plastik- oder Papiertüten. Ein Infoflyer rundete diesen Tütentausch
ab.

Einweg statt Mehrweg

Beim Essen und Trinken »to go« fällt besonders viel Plastikmüll an.
Wie lassen sich Einwegverpackungen bei Take-away-Angeboten vermeiden?
Das erprobt der BUND Bremen derzeit mit über 60 gastronomischen
Betrieben der Stadt. Die Resonanz der Presse auf den Start des
Projekts »Klimaschutz is(s)t Mehrweg« war groß.

In Weimar hat der BUND eine Initiative zu Mehrwegbechern gegründet.
Ein Flyer soll mögliche Vorurteile in der Kulturstadt ausräumen, etwa
was die Hygiene betrifft. Eine Ausweitung auf ganz Thüringen ist schon
in der Diskussion.

»Ausgebechert« heißt ein Projekt vom BUND-Regionalverband
Ostwürttemberg. Er will die Müllflut der Coffee-to-go-Becher durch
nachhaltige Mehrwegmodelle stoppen - unter anderem mit praktischen
Tipps für Kund*innen und Verbrauchsstellen.

Gegen das Einweg-Plastik engagiert sich zum Beispiel auch die
BUND-Gruppe im Rhein-Pfalz-Kreis. Mit einem Aktionsstand auf dem
Wochenmarkt bietet sie Interessierten an, ihr Wissen zu vertiefen: mit
Spielen, Mitmach-Ideen und einem Materialpaket zur Müllvermeidung.

Meer und Küste

Besonders vielfältig ist der BUND am Meer gegen den Plastikmüll aktiv,
koordiniert von den Landesverbänden in Bremen, Niedersachsen und
Schleswig-Holstein. So sammelt die Kontaktstelle »Knotenpunkt
plastikfreie Küste« des BUND-Meeresschutzbüros gute Beispiele von
Müllvermeidung auf kommunaler Ebene und berät die Gemeinden. Hierzu
tauscht sich auch ein Netzwerk der Inselgemeinden Föhr, Juist,
Norderney, Spiekeroog und Zingst aus. Im Sinne einer »plastikarmen«
Umwelt hilft man sich gegenseitig, damit möglichst wenig Kunststoff in
die Natur gelangt - gemeinsam mit den Kurverwaltungen, lokalen
Betrieben oder den Nationalparkhäusern.

Ein besonderes Anliegen sind »plastikbewusste« Ferienunterkünfte, wie
sie die BUND-Inselgruppe Föhr-Amrum seit 2017 fördert. 200 Unterkünfte
konnten hier bereits ausgezeichnet werden. Nun sollen auch Häuser an
der Westküste Schleswig-Holsteins und in Niedersachsen unter die Lupe
genommen werden.

Sogar geforscht wird auf Föhr zum Thema Plastik: Die BUND-Aktiven
untersuchen alle zwei Wochen den Spülsaum und zählen und dokumentieren
den angeschwemmten Müll.

Umweltbildung

Das Bewusstsein bestimmt das Sein - zumindest beim Plastik. Darum sind
viele BUND-Aktivitäten der Umweltbildung gewidmet. So qualifiziert die
BUNDjugend in NRW mit einem Bildungs- und Mitmachangebot
»Plastik-Aktivist*innen«. Diese sollen für einen »bewussten Umgang mit
Kunststoffen sensibilisieren, Handlungsalternativen aufzeigen und zum
Aktiv-Werden animieren«.

In Baden-Württemberg haben diverse Gruppen auf Infoabenden den Film
»Die Plastikbedrohung« gezeigt. Der Landesverband hat die
Vorführrechte gekauft und verleiht die 45-minütige Doku.

Eng arbeiten die »Potsdamer Plastik-Piraten« und die BUNDjugend
Brandenburg zusammen. Ihre Mission: die Grünflächen der
Landeshauptstadt von »Plaste und Co« zu befreien. Dazu informiert man
an Schulen über das Ausmaß der Plastikkrise, von lokal bis global. Und
trifft sich regelmäßig zum Müllsammeln.

Müllsammeln und mehr

Womit ein letzter Schwerpunkt von BUND-Plastikaktionen angesprochen
ist. Nicht nur in Potsdam, sondern in vielen Orts- und Kreisgruppen
sind solche Sammeltage jedes Jahr im Terminkalender verankert. Oft
sind es Bach- und Flussufer, die vor Beginn der Brutzeit abgesucht
werden. So fischte die oberfränkische Ortsgruppe Ebensfeld zu Fuß und
vom Schlauchboot aus schon mehrfach viel Unrat (vor allem Plastik) aus
dem Main und seiner Uferböschung. Zum Frühjahrsputz »Bremen räumt auf«
schwärmen alljährlich BUND-Aktive an die städtischen Gewässer. Auch
Strände werden häufig gereinigt. Und egal, ob auf Norderney oder Föhr
oder in Warnemünde, immer bildet Plastik den größten Anteil.

Schließlich ist Müllsammeln mit Jugendlichen auch ein Teil des
Projekts »It's not plastic - it's fantastic!« der BUNDjugend
Mecklenburg-Vorpommern. Projekttage für Kinder werden hier ebenso
angeboten wie Workshops für alle, die einen nachhaltigeren Umgang mit
Ressourcen ausprobieren wollten. Für so viel Einsatz im Kampf gegen
den Plastikmüll gab es Ende September im Schweriner Schloss den
Jugendumweltpreis und 5000 Euro für die weitere Arbeit. Chapeau!


AKTIONSPAKET

Seinen Aktiven bietet der BUND ein kostenloses Aktionspaket an.
Gruppen und Ehrenamtliche erhalten es über
freiwilligen-management@bund.net,
Tel. 030 / 27586-545.


Akademie Landpartie

Stadt-Menschen wandern mit Menschen vom Land auf dem Denkweg entlang
der Frage: Wie zeigen sich die Lebensstile in den Landschaften und den
Dörfern? Und was ist heute der ländliche Raum? Im Jahr 2020
versprechen sechs LandPartien spannende Begegnungen.

Jetzt anmelden: akademielandpartie.de

Akademie LandPartie wird gefördert vom Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft.


MEHR INFORMATIONEN

Aus Platzgründen werden in diesem Beitrag keine Links veröffentlicht.
Alle Projekte sind über die Stichwortsuche online rasch zu finden.
Auch stehen den BUND-Gruppen bei vielen Projekten tolle Partner zur
Seite, finanziell und organisatorisch. Sie hier jeweils aufzuführen,
hätte ebenfalls den Rahmen gesprengt.

 * 

Quelle:

BUND MAGAZIN 1/2020, Seite 20 - 21

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Friends of the Earth Germany

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: redaktion@bund.net

Internet: www.bund.net/bundmagazin

 

Das BUNDmagazin ist die Mitgliederzeitschrift

des BUND und erscheint viermal im Jahr



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INDUSTRIE





VERBRAUCHER/132: Mehrwegsysteme auch in Krisenzeiten stärken (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 1. April 2020

Mehrwegsysteme auch in Krisenzeiten stärken



Berlin. Gehortetes Leergut, fehlendes Altpapier und eine teils
eingeschränkte Müllabfuhr: Die Corona-Krise bringt auch die
Wertstoffkreisläufe in Deutschland durcheinander. Weil viele Haushalte
Getränkevorräte anlegen und mancherorts Wertstoffhöfe geschlossen
wurden, klagen Getränkehersteller und Papierindustrie derzeit über
einen Mangel an Mehrwegflaschen und Altpapier. Doch auch in
Krisenzeiten müssen unsere Stoffkreisläufe am Leben erhalten werden.
Regionale Mehrwegsysteme stellen grundsätzlich die nachhaltigste Form
der Verpackung dar.

"Damit Mehrwegsysteme und Recycling funktionieren, ist es wichtig,
dass wir keine Getränke horten, Pfandgut wieder in die Märkte bringen
und Altpapier zurückgeben", sagt Benedikt Jacobs, Experte für
Ressourcenpolitik beim Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND).

Schleppende Rückläufe dürfen von Unternehmen nicht genutzt werden,
noch stärker auf Einweggebinde zu setzen. Vielmehr muss die negative
Entwicklung hin zu immer mehr Einwegflaschen, die in der Vergangenheit
bei Firmen wie Coca-Cola und Nestlé oder den großen Discounterketten
wie Lidl und Aldi zu erkennen war, gestoppt und umgekehrt werden.

Jacobs: "Einwegprodukte sind in Zeiten von Plastikkrise, Klimakrise
und der Übernutzung unserer natürlichen Ressourcen der falsche Ansatz.
Mehrwegsysteme müssen in allen Produktbereichen gestärkt werden: etwa
durch eine verbindliche und konsequent umgesetzte Mehrwegqoute, eine
Abgabe für Unternehmen, die weiterhin auf Einwegverpackungen setzen,
und ein Recycling in Deutschland statt Müllexporten ins Ausland. Das
trägt zu einer nachhaltigeren und ökologischeren Wirtschaft bei."

Der weltweit steigende Ressourcenverbrauch ist neben der Klimakrise
sowie dem Verlust von Arten und Lebensräumen eine weitere große
Bedrohung. Um den Verbrauch auf ein nachhaltiges Maß zu reduzieren,
müssen wir Produktions- und Konsummuster tiefgreifend ändern.

Jacobs: "Die aktuelle Krise unterstreicht die Notwendigkeit neuer
regulatorischer Ansätze und übergreifender Strategien. Ohne
systemische Antworten werden wir die globalen Herausforderungen nicht
lösen, wie das Beispiel des Mehrwegsystems zeigt."

Das gilt insbesondere für das Problem des Verpackungsmülls. Mehrweg
ist hier die Antwort. Das Mehrwegsystem ist dann besonders nachhaltig,
wenn es lokal und ohne weite Transportwege organisiert ist. Dafür
braucht es bundesweit genormte Einheitsgebinde, also einheitliche
Flaschen, Gläser und andere Verpackungen sowie regionale
Abfüllstationen.

Jacobs: "Davon sind wir momentan leider noch weit entfernt. Um nur ein
Negativ-Beispiel zu nennen: Unterschiedliche Flaschenformen mit
individuellen Prägungen im Biersektor konterkarieren Einheitlichkeit
und damit die regionale Kreislaufführung. Bis es einheitliche Systeme
gibt, sind bewusste Verbraucherinnen und Verbraucher aufgefordert,
Einwegprodukte und Verpackungen möglichst zu vermeiden und gerade im
Getränkesektor auf ressourcenschonende Alternativen wie Leitungswasser
zurückzugreifen."

 * 
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GLOBAL/166: Weltweiter Naturschutz kann Risiko künftiger Seuchen verringern (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 2. April 2020

Schulze: Weltweiter Naturschutz kann Risiko künftiger Seuchen
verringern



Mit zunehmender Naturzerstörung steigt das Risiko von
Krankheitsausbrüchen bis hin zu Pandemien. Daher ist ein engagierter
Naturschutz in vielen Weltregionen ein wichtiger Schlüssel, um neuen
Infektionskrankheiten vorzubeugen. Auf diesen Zusammenhang hat heute
Bundesumweltministerin

Svenja Schulze zusammen mit renommierten Wissenschaftlern in der
Bundespressekonferenz hingewiesen.

Der genaue Übertragungsweg des neuartigen Coronavirus vom Tier auf den
Menschen ist noch nicht abschließend erforscht. Gut belegt ist aber,
dass ca. 70 Prozent der menschlichen Infektionserreger ursprünglich
aus dem Tierreich stammen, darunter HIV, Ebola, Influenza, MERS und
SARS. Besonders offenkundig ist die Gefahr von Übertragungen auf
Wildtiermärkten, wo Menschen und unterschiedliche Tierarten auf
engstem Raum zusammenkommen und die Tiere zusammengepfercht und unter
hygienisch unhaltbaren Zuständen verwahrt werden. Viel grundlegender
ist nach Ansicht der Wissenschaftler, dass die Übertragung von
Krankheiten auf den Menschen wahrscheinlicher wird, wenn Ökosysteme
durch menschliche Eingriffe aus dem Gleichgewicht geraten.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Jetzt ist die Zeit für akute
Krisenbekämpfung. Aber es wird eine Zeit nach der Pandemie geben.
Spätestens dann sollten wir die Ursachen dieser Krise verstanden
haben, um für die Zukunft besser vorbeugen zu können. Die Wissenschaft
sagt uns, dass die Zerstörung von Ökosystemen Krankheitsausbrüche bis
hin zu Pandemien wahrscheinlicher macht. Das zeigt: Die
Naturzerstörung ist die Krise hinter der Coronakrise. Umgekehrt gilt:
Gute Naturschutzpolitik, die vielfältige Ökosysteme schützt, ist eine
wichtige Gesundheitsvorsorge gegen die Entstehung neuer Krankheiten.
Ich würde es sehr begrüßen, wenn der Weltbiodiversitätsrat den
globalen Wissensstand zu diesen Fragen sammelt, aufarbeitet und der
Politik weltweit zur Verfügung stellt. Denn die Weltgemeinschaft hat
nach der Pandemie die Chance, eine neue globale
Biodiversitätsstrategie zu beschließen - und so zu zeigen, dass sie
aus den Pandemien der Vergangenheit gelernt hat."

Dr. Sandra Junglen, Leiterin der Arbeitsgruppe "Ökologie neuartiger
Arboviren" am Institut für Virologie, Charité Universitätsmedizin
Berlin: "Die Entstehung zahlreicher Krankheiten kann mit dem
Vordringen des Menschen in vormals unberührte Natur erklärt werden.
Intensive Landnutzung, die Verbreitung von Monokulturen oder Rodungen
von Wäldern führen zu einem Verlust der Artenvielfalt und verändern
die Zusammensetzung der Säugetierpopulationen. Weniger Artenvielfalt
bedeutet mehr Tiere einer Art im selben Lebensraum. Wenn das Ökosystem
derart aus dem Gleichgewicht gerät, können sich Infektionskrankheiten
besser verbreiten. Artenvielfalt und funktionierende Ökosysteme können
vor der Ausbreitung von Infektionskrankheiten schützen."

Professor Josef Settele vom Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung -
UFZ, Ko-Vorsitzender Globaler Bericht des Weltbiodiversitätsrats: "Der
weltweite Stand der Wissenschaft ist trotz offener Fragen eindeutig:
Der Erhalt intakter Ökosysteme und ihrer typischen Biodiversität kann
das Auftreten infektiöser Krankheiten generell reduzieren. Wir
Menschen sind von funktionierenden, vielfältigen Ökosystemen abhängig.
Mit der Zerstörung von Ökosystemen zerstören wir auch unsere
Lebensgrundlage wie die Corona-Epidemie zeigt. Darum müssen wir uns
gemeinsam für einen transformativen Wandel unserer Gesellschaft zum

Schutz unserer Lebensgrundlagen einsetzen. Die Kernelemente eines
solchen Wandels stellt der globale Bericht des Weltbiodiversitätsrats
heraus. Es geht um nicht weniger als eine grundlegende, systemweite
Reorganisation über technologische, wirtschaftliche und soziale
Faktoren hinweg, einschließlich Paradigmen, Zielen und Werten."

Der Weltbiodiversitätsrat IPBES (Intergovernmental Science-Policy
Platform on Biodiversity and Ecosystem Services) ist ein
zwischenstaatliches Gremium zur wissenschaftlichen Politikberatung für
das Thema biologische Vielfalt und Ökosystemleistungen. IPBES ist
vergleichbar mit seiner älteren Schwester, dem Weltklimarat IPCC für
das Klima. Den globalen Bericht finden Sie unter 

https://ipbes.net/global-assessment.

 * 
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MEER/366: Korallenriffe sterben aufgrund von Sauerstoffentzug (Uni Konstanz)


Universität Konstanz - 1. April 2020

Sauerstoff erhält das Leben im Riff

Studie mit Beteiligung der Universität Konstanz weist nach:
Sauerstoffentzug durch Klimawandel und Küstenverschmutzung hat
entscheidenden Einfluss auf das Sterben von Korallenriffen



Die Existenz von Korallenriffen in all ihrer reichhaltigen
Artenvielfalt und Schönheit hängt weitgehend von einer komplexen
Symbiose zwischen riffbildenden Korallen und Mikroalgen ab. Diese fein
abgestimmte und fragile Partnerschaft ist ständig durch Umweltstress
bedroht - vor allem durch die doppelte Wirkung der Wassererwärmung und
der Versauerung der Meere durch den Klimawandel. In einer Studie kommt
ein internationales Forschungskonsortium mit Beteiligung des
Konstanzer Biologen Prof. Dr. Christian Voolstra zum Ergebnis, dass
ein zusätzlicher dritter Faktor die Korallenriffe angreift: Die
sogenannte Desoxygenierung, der Entzug von Sauerstoff, könnte sogar
eine größere und unmittelbarere Bedrohung für das Überleben der
Korallenriffe als die beiden zuvor genannten Faktoren darstellen. Die
Ergebnisse sind in der aktuellen Ausgabe des Wissenschaftsjournals
Nature Climate Change vom 31. März 2020 nachzulesen.




[image: Bild: © Anna Roik]

Ein gebleichtes Korallenriff im Roten Meer. Forscher der University of
Technology Sydney sowie der Universitäten Kopenhagen und Konstanz
weisen in einem kürzlich erschienenen Review im Wissenschaftsjournal
Nature Climate Change daraufhin, dass neben der Erwärmung des Ozeans
auch die Deoxygenierung des Wassers voranschreitet - mit potentiell
fatalen und additiven Auswirkungen auf Korallenriff Ökosysteme.

Bild: © Anna Roik



Die Studie führt biologische, ökologische und geochemische Beweise an,
um die umfassende Rolle der Desoxygenierung der Meere beim weltweiten
Rückgang der Korallenriffe zu belegen. "Die Bedrohung der
Korallenriffe durch die Sauerstoffarmut der Ozeane wurde bislang
weitgehend ignoriert und wird in Vorhersagen zum zukünftigen Zustand
der Riffe nicht berücksichtigt. Messungen der vergangenen 50 Jahre
haben gezeigt, dass die Sauerstoffkonzentration in den Weltmeeren
bereits um etwa zwei Prozent zurückgegangen ist, hauptsächlich
aufgrund des globalen Klimawandels und der Küstenverschmutzung durch
Nährstoffabfluss", sagt Christian Voolstra, Professor für Genetische
Adaptation in aquatischen Systemen an der Universität Konstanz.

Hauptautor Dr. David Hughes, wissenschaftlicher Mitarbeiter an der
University of Technology Sydney, Australien: "Unsere Ozeane ersticken
langsam, und obwohl wir ein gewisses Verständnis von der
Desoxygenierung im offenen Ozean haben, wurde dieser Prozess in den
tropischen Riffsystemen an der Küste weitgehend übersehen. Und obwohl
Sauerstoff eine relativ leicht zu messende Umweltvariable ist, gibt es
überraschend wenig Daten im Zusammenhang mit Korallenriffen."

Die Autoren, die neben der Universität Konstanz und der University of
Technology Sydney auch von der Universität Kopenhagen, Dänemark,
kommen, stellen darüber hinaus fest, dass dieser Mangel an Daten es
sehr schwierig macht, die normalen Sauerstoffwerte bei Korallenriffen
zu identifizieren beziehungsweise einen kritischen Schwellenwert
festzulegen, der Korallenriffe zu "toten Zonen" werden lässt.

Für Prof. David Suggett, Autor und Leiter des Future Reefs Research
Program an der Universität in Sidney, ist das Verständnis der
Auswirkungen der Desoxygenierung wie im Fall des Great Barrier Reef
entscheidend: "Der Einfluss der gelösten Sauerstoffkonzentration auf
die Stressresistenz der Korallen ist elementar wichtig, um genauere
Vorhersagen zur Zukunft der Korallenriffe zu treffen. Es ist möglich,
dass die abnehmende Sauerstoffverfügbarkeit die Auswirkungen
katastrophaler Ereignisse, wie zum Beispiel durch Hitzewellen
verursachte großflächige Korallenbleichen, verstärkt und weiter
verstärken wird. Die Stresstoleranz der Organismen ist bei reduzierter
Sauerstoffverfügbarkeit stark beeinträchtigt. Deshalb geben wir auch
Menschen bei einem Trauma Sauerstoff", sagt er.

Die Studie, die durch den Australian Research Council gefördert wurde,
erläutert, dass nachhaltiges Ressourcenmanagement, wie zum Beispiel in
der Landwirtschafts- und Trinkwassernutzung, gute Beispiele liefert,
wie die Sauerstoffvorräte der Küstenriffe gesichert werden können.
"Jeder hat eine Rolle zu spielen, um sicherzustellen, dass unsere
Riffe nicht weiter ersticken", sagt Studienleiter Suggett.




Faktenübersicht:

Originalpublikation:

David J. Hughes, Rachel Alderdice, Christopher Cooney, Michael Kuhl,
Mathieu Pernice, Christian R. Voolstra, David J. Suggett. Coral reef
survival under accelerating ocean deoxygenation. Nature Climate
Change, 31. März 2020. 

DOI: https://doi.org/10.1038/s41558-020-0737-9

- Studie weist nach: Sauerstoffentzug kann entscheidenden Einfluss auf
das Sterben von Korallenriffen haben.

- Forschungskonsortium der Universität Konstanz, der University of
Technology Sydney und der Universität Kopenhagen

- Mit Beteiligung von Prof. Dr. Christian Voolstra, Professor für
Genetische Adaptation in aquatischen Systemen an der Universität
Konstanz

- Studie wurde gefördert vom Australian Research Council.
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MEER/365: Wo bleibt das Plastik im Ozean? (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 30.03.2020

Wo bleibt das Plastik im Ozean?



Dass jedes Jahr große Mengen an Plastikmüll in die Ozeane gelangen,
ist bekannt. Doch wo sie in den Meeren abbleiben, ist zum größten Teil
unklar. Das am GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel
koordinierte Forschungsprojekt HOTMIC will in den kommenden drei
Jahren Wissenslücken zum Verbleib des Plastiks in den Ozeanen
schließen. Sechs europäische Länder fördern es im Rahmen der 
EU-Programm-Initiative "Gesunde und produktive Meere und Ozeane" (JPI
Oceans) mit insgesamt 2,3 Millionen Euro. Den deutschen Anteil
übernimmt das Bundesministerium für Bildung und Forschung. Die erste
HOTMIC-Expedition mit dem Kieler Forschungsschiff ALKOR endete bereits
in der vergangenen Woche in Kiel.

Niemand kennt die genauen Zahlen. Es gibt nur Abschätzungen, wie viel
Plastikmüll jedes Jahr neu in die Ozeane gelangt. Sogar vorsichtige
Studien gehen von bis zu fünf Millionen Tonnen aus. Andere
Untersuchungen kommen auf bis zu 13 Millionen Tonnen. Das stellt
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vor ein Problem. Denn in den
Meeren finden sie nur ein Bruchteil dessen, was eigentlich schon an
der Wasseroberfläche treiben müsste. Wo bleibt der Rest?

Mit dieser Frage beschäftigt sich ab sofort das europäische
Forschungsprojekt HOTMIC (Horizontal and vertical oceanic
distribution, transport, and impact of microplastics). Insgesamt sechs
europäische Länder finanzieren es im Rahmen der EU-Programm-Initiative
"Gesunde und produktive Meere und Ozeane" (JPI Oceans) über drei Jahre
mit insgesamt 2,3 Millionen Euro. Geldgeber in Deutschland ist das
Bundesministerium für Bildung und Forschung, die Koordination des
Gesamtprojekts übernimmt das GEOMAR Helmholz-Zentrum für
Ozeanforschung Kiel. Schon vor dem offiziellen Projektstart am 1.
April hat das Kieler Forschungsschiff ALKOR zwischen Anfang März und
vergangener Woche entlang der europäischen Westküste Proben und Daten
für HOTMIC gesammelt.

"Weniger als zehn Prozent des in den Ozean gelangenden Kunststoffs
kann derzeit nachgewiesen werden", betont Projektkoordinator Dr. Mark
Lenz vom GEOMAR. Die Gründe dafür sind vielfältig. "Zum Teil liegt es
sicherlich daran, dass das Plastik in winzige Mikroplastikpartikel
zerfällt, die wir auf See mit heutigen Methoden nur schwer nachweisen
können", ergänzt der Meereschemiker Prof. Dr. Eric Achterberg, einer
der Hauptantragsteller des Projekts. Ein weiterer Grund ist
wahrscheinlich, dass die Plastikpartikel nicht an der Wasseroberfläche
bleiben, obwohl die meisten Kunststoffe in Wasser schwimmen. Welche
Mechanismen den Transport des Plastiks in die Tiefe kontrollieren und
welche ökologischen Auswirkungen dies haben könnte, ist ebenfalls
weitgehend unklar.

Das HOTMIC-Projekt will diese Wissenslücken schließen. Dafür
konzentriert es sich auf den nordatlantischen Raum als Modellregion
und untersucht hier die Wege des Plastiks vom Kontinent bis in den
nordatlantischen Ozeanwirbel. Das Projekt berücksichtigt dabei
Mikroplastik bis zu einer Größe von weniger als 10 Mikrometer und
erforscht, welche physikalischen, chemischen, aber auch biologischen
Prozesse bei der Plastikverteilung eine Rolle spielen. Zusätzlich
wollen die Beteiligten neue Analysetechniken entwickeln, die den
Nachweis von Mikroplastik vereinfachen und helfen, die Risiken dieser
Schadstoffe für die Meeresumwelt zu bewerten.

Vom 5. bis 26. März war das Kieler Forschungsschiff ALKOR bereits
entlang der westeuropäischen Küste unterwegs und hat vor größeren
Flüssen wie der Seine, der Themse oder der Elbe, aber auch in der
Straße von Gibraltar oder vor der belgischen Nordseeküste für HOTMIC
Proben genommen und Daten gesammelt. "Damit decken wir den ersten Teil
des Transportweges aus den Flüssen in die Küstengewässer ab", erklärt
Dr. Aaron Beck vom GEOMAR, der wissenschaftliche Fahrtleiter. "Die
Proben müssen jetzt in den Heimatlaboren untersucht werden", ergänzt
er.

Das stellt das Team in Zeiten der Corona-Pandemie jedoch vor
Herausforderungen, denn eigentlich sollten viele besonders
empfindliche Proben gleich nach dem Einlaufen in Kiel weiter zu den
Partnern in Belgien, Dänemark oder Estland transportiert werden.
"Glücklicherweise haben viele Kolleginnen und Kolleginnen am GEOMAR
uns spontan entsprechende Lagermöglichkeiten zur Verfügung gestellt,
so dass wir die Proben hier sicher aufbewahren können, bis sich die
Lage wieder normalisiert", sagt Dr. Beck.

Das HOTMIC-Konsortium besteht aus:


	GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

	Institut für Hydrochemie (IWC), Technische Universität München (TUM)

	Universität von Süddänemark (Dänemark)

	Instituto Português do Mar e da Atmosfera IPMA (Portugal)

	MARE - Zentrum für Meeres- und Umweltwissenschaften (Portugal)

	Universität Pisa (Italien)

	Universität Gent (Belgien)

	Universität Tartu (Estland)





Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.geomar.de Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung
Kiel

http://www.jpi-oceans.eu/ecological-aspects-microplastics JPI Oceans


http://www.oceanblogs.org/hotmic/ Der HOTMIC-Blog

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news743888 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution818

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 30.03.2020
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MEER/364: Tiefsee der Framstaße ist Endlager für Mikroplastik aus der Arktis und dem Nordatlantik (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung - 26.03.2020

Tiefsee der Framstaße ist Endlager für Mikroplastik aus der Arktis
und dem Nordatlantik

Neue Studie zeigt: Meereis und Strömungen transportieren Plastikpartikel 
aus zwei Richtungen in die Tiefsee



Bremerhaven, den 26. März 2020. Forschende des Alfred-Wegener-Institutes, 
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI)
haben in der arktischen Framstraße hohe Mikroplastik-Belastungen in
der gesamten Wassersäule sowie im Meeresboden gemessen und durch
zusätzliche Modellsimulationen auch eine Erklärung für diese hohe
Verschmutzung gefunden. Demnach tragen die zwei Hauptmeeresströmungen
in der Framstraße die mikroskopisch kleinen Kunststoffteilchen sowohl
aus der Arktis als auch aus dem Nordatlantik in die Meeresregion
zwischen Grönland und Spitzbergen ein. Auf ihrem Weg in die Framstraße
driften die Kunststoffteilchen dann allmählich in die Tiefe und
reichern sich am Meeresboden an. Das berichten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in einem Fachartikel, der
jetzt im Fachmagazin Environmental Science & Technology erschienen
ist.

Die Framstraße zwischen der Nordostküste Grönlands und der arktischen
Inselgruppe Spitzbergen ist die einzige Tiefenwasserverbindung
zwischen dem Arktischen und dem Atlantischen Ozean. In der bis zu 5600
Meter tiefen Rinne fließen zwei gegenläufige Meeresströmungen wie auf
einer Autobahn dicht aneinander vorbei. Auf der östlichen Spur
transportiert der Westspitzbergenstrom warmes Atlantikwasser Richtung
Norden, während auf der Gegenspur der Ostgrönlandstrom Meereis und
kaltes Wasser aus der Arktis Richtung Süden führt. Diese besondere
Ausgangslage ist vermutlich der Grund, warum Forschende des 
Alfred-Wegener-Institutes, Helmholtz-Zentrum für Polar- und 
Meeresforschung im Sommer 2016 bei Wasser- und Bodenprobennahmen am 
Arktis-Tiefsee-Observatorium HAUSGARTEN in der Framstraße 
außerordentlich viele Mikroplastikpartikel im Sediment gefunden 
haben und eher durchschnittliche Mengen in der Wassersäule.

Viel Mikroplastik in der Tiefsee und im Eisrandbereich

"Die höchste Konzentration im Wasser treibender Mikroplastikpartikel
haben wir an unserer nördlichen Probenstation in der Nähe der
Meereiskante gemessen", berichtet AWI-Biologin und Erstautorin Mine
Tekman. In der sogenannten Eisrandzone enthielt ein Kubikmeter
Oberflächenwasser mehr als 1200 Mikroplastik-Teilchen, was die
Forschenden allerdings wenig überraschte. "Aus vorhergehenden
Untersuchungen wussten wir, dass arktisches Meereis mitunter über
12.000 Mikroplastik-Teilchen pro Liter Schmelzwasser enthält. Wenn
dieses Eis am Ende seiner Reise im nördlichen Teil der Framstraße
schmilzt, entlässt es wahrscheinlich seine Fracht in das Meer, was die
hohe Belastung des Oberflächenwassers mit Kunststoffpartikeln erklären
kann", erläutert die Wissenschaftlerin.

Um das 16.000fache höherer fiel die Verschmutzung des Tiefseebodens in
der Framstraße aus. Die Untersuchungen verschiedener Bodenproben in
einem Fourier-Transform-Infrarot-Spektrometer (FTIR) ergaben eine
Belastung von bis zu 13.000 Mikroplastikpartikeln pro Kilogramm
Sediment. "Diese große Partikelmenge und die hohe Anzahl verschiedener
Kunststoffarten im Sediment belegen, dass sich Mikroplastik am
Meeresboden der Framstraße kontinuierlich anreichert. Das heißt, die
Tiefsee dieser Meeresregion ist ein Endlager für mikroskopisch kleine
Kunststoffteilchen", sagt AWI-Tiefseeexpertin und Co-Autorin Dr.
Melanie Bergmann.

Eintrag von Kunststoffresten aus Nord und Süd

Bestätigt wird diese Aussage durch Strömungsmodellierungen, in denen
die Forschenden simulierten, auf welchem Weg die Mikroplastikpartikel
in die Framstraße gelangt sind. Abhängig von der Partikelgröße, der
Kunststoffart, der Sinkgeschwindigkeit und der Wassertiefe haben
manche Teilchen demnach eine Reise von bis zu 650 Kilometern
zurückgelegt, bevor sie den Meeresboden erreichten. "Die Vorstellung,
Mikroplastikpartikel könnten eventuell ziemlich schnell und nahezu
senkrecht in die Tiefe sinken, ist durch unsere Modellergebnisse
wiederlegt", sagt Melanie Bergmann. Stattdessen werden die
Kunststoffreste von den Meeresströmungen mitgerissen und über weite
Strecken verdriftet. Insbesondere durch Zusammenballung mit
biologischem Material wie Algenresten sinken sie von der
Meeresoberfläche durch die Wassersäule bis zum Meeresgrund. Für die
Framstraße bedeutet diese Erkenntnis, dass ein Großteil der am
Meeresboden lagernden Kunststoffpartikel aus fernen Regionen stammt.
Der Ostgrönlandstrom beispielsweise transportiert Mikroplastik aus dem
Arktischen Ozean in die Tiefsee. Bei Probennahmen in seinem
Einzugsgebiet fanden die Forschenden vor allem Ethylen-Vinylacetat,
ein Kunststoff, der unter anderem für Beschichtungen, Lacke, Papier,
Verpackungen oder Schuhsohlen verwendet wird. Der Westspitzbergenstrom
dagegen trägt Kunststoffteilchen aus Meeresgebieten südlich
Spitzbergens in die Framstraße. Auch diese Erkenntnis spiegelte sich
im Kunststoffmix der entsprechenden Proben wider.

Erwähnt werden muss an dieser Stelle auch, dass mehr als die Hälfte
aller identifizierten Kunststoffpartikel kleiner war als 25
Mikrometer. Diese Größe entspricht in etwa dem halben Durchmesser
eines feinen menschlichen Haares. "Dieser hohe Anteil so kleiner
Partikel gibt uns wirklich zu denken, weil sich natürlich sofort die
Frage stellt, wie zum Beispiel Tiere auf diese winzigen
Kunststoffreste reagieren", sagt Melanie Bergmann. Britische
Kolleginnen untersuchen deshalb aktuell, ob die Kleinkrebse in
arktischen Zooplankton-Proben des AWIs Plastik gefressen haben.

Die AWI-Forschenden ihrerseits wollen nun untersuchen, wie sich das
Mikroplastik-Aufkommen in der Framstraße im Laufe des Jahres
verändert. Dazu setzen sie auf sogenannte Sinkstofffallen, die im
arktischen AWI-Tiefseeobservatorium HAUSGARTEN verankert sind und das
ganze Jahr hindurch einfangen, was als Partikel oder Meeresschnee von
der Wasseroberfläche in die Tiefe sinkt. "Die jetzt veröffentlichte
Studie ist eine wichtige Momentaufnahme, in der wir mit Analysen im
Infrarot-Mikroskop einen guten Überblick über die Kunststoffbelastung
der Framstraße gewinnen konnten", so Gunnar Gerdts, AWI-Mikrobiologe
und Leiter der Mikroplastik-Analytik Gruppe. 39 Prozent der im Wasser
treibenden Teilchen bestanden aus Polyamid, aus dem unter anderem
Kunstfasern für Kleidung und Fischernetze hergestellt werden. Fast
jedes vierte Kunststoffteilchen aus der Wassersäule konnte als
Synthesekautschuk (Ethen-Propen-Dien-Kautschuk) identifiziert werden.
Dieser elastische Kunststoff wird unter anderem im Automobil- und
Gerätebau, als Teichfolie, für die Abdichtung von Dächern und Fassaden
sowie als Füllstoff für Kunstrasenplätze verwendet. In den
Ablagerungen am Meeresboden fand das Team vor allem Partikel aus
chloriertem Polyethylen (CPE), welches beispielsweise bei der
Herstellung von Kabeln, Schläuchen, Folien und Antiblockiersystemen
(ABS) eingesetzt wird.

Die Studie ist unter folgendem Titel im Fachmagazin Environmental
Science & Technology erschienen:

Mine B. Tekman, Claudia Wekerle, Claudia Lorenz, Sebastian Primpke,
Christiane Hasemann, Gunnar Gerdts, and Melanie Bergmann: Tying up
Loose Ends of Microplastic Pollution in the Arctic: Distribution from
the Sea Surface through the Water Column to Deep-Sea Sediments at the
HAUSGARTEN Observatory, DOI: 10.1021/acs.est.9b06981

https://doi.org/10.1021/acs.est.9b06981

Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen
der gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 19 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news743735

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und

Meeresforschung - 26.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STIMMEN/176: Weltklimagipfel verschoben - Klimaschutz muss weitergehen (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - BUND-Kommentar
vom 1. April 2020

Weltklimagipfel verschoben: Klimaschutz muss weitergehen - Nur
grüne Antworten können künftige Krisen eindämmen



Anlässlich der Verschiebung der UN-Klimakonferenz COP26 auf nächstes
Jahr wegen der Corona-Krise kommentiert Ann-Kathrin Schneider,
Leiterin internationale Klimapolitik beim Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND):

"Es ist verständlich, dass aufgrund der rasanten Ausbreitung des
Coronavirus jetzt auch die UN-Klimakonferenz, die im November 2020 in
Glasgow hätte stattfinden sollen, auf nächstes Jahr verschoben wird.
Regierungen müssen jetzt Antworten auf die globale Gesundheitskrise
finden, dürfen dabei den Klimaschutz jedoch nicht links liegen lassen.

Konjunkturpakete müssen uns vor den schlimmsten Konsequenzen der
Folgen der Corona-Krise schützen und uns gleichzeitig für andere
Krisen wappnen. Es müssen grüne Konjunkturpakete sein, die die
Menschen auffangen und unsere Gesellschaften widerstandsfähig machen.
Die COVID-19-Krise zeigt uns - wir alle bewohnen diese Erde gemeinsam,
und Krisen machen an Grenzen nicht halt.

Während die Corona-Krise uns kalt erwischt, können wir die Klimakrise
noch eindämmen. Grüne Antworten auf die Folgen von COVID-19 für unsere
Wirtschaft können uns vor den katastrophalsten Auswirkungen der
nächsten Krise am Horizont, der Klimakrise, bewahren."

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 01.04.2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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STIMMEN/175: Klimabilanz - Wir brauchen einen Umbau zu einer regionaleren, sozial-ökologischen Wirtschaft (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 1. April 2020

Kommentar

zur Veröffentlichung der Klimabilanz 2019 der Landesanstalt für Umwelt
(LUBW) für Baden-Württemberg

"Wir brauchen einen Umbau zu einer regionaleren, sozial-ökologischen Wirtschaft"



Zur heutigen Veröffentlichung der Klimabilanz 2019 für
Baden-Württemberg erklärt Sylvia
Pilarsky-Grosch, Landesgeschäftsführerin des BUND Baden-Württemberg:

"Mit jeder neuen Analyse zum Voranschreiten der Klimakrise zeigt sich
besser, dass die Warnungen aus Wissenschaft und Zivilgesellschaft seit
Jahrzehnten korrekt waren. Die Daten, die nun die LUBW vorgelegt hat,
bestätigen die weltweiten Trends. Auch Baden-Württemberg wird von der
Klimakrise nicht verschont. Es ist höchste Zeit, dass das Land
klimapolitisch vorankommt. Immer noch werden in Baden-Württemberg
klimaschädliche Braun- und Steinkohle verfeuert und der Ausbau der
Erneuerbaren Energien stagniert. Immer noch passen die Vorschläge zum
neuen Klimaschutzgesetz nicht zu dem Pariser Klimaschutzabkommen. Die
wenigen konkreten Maßnahmen darin wurden kürzlich unter dem Druck der
CDU anscheinend deutlich zurechtgestutzt. So ist es kein Wunder, dass
die Treibhausgasemissionen des Landes seit 2009 nicht mehr sinken.

Das Konjunkturprogramm für die Wirtschaft in Corona-Zeiten darf nicht
nur kurzzeitige Verbesserungen im Blick haben, sondern sollte die
Weichen für unsere Wirtschaft neu stellen, indem die Landesregierung
gleichzeitig Bedingungen zum Klimaschutz an die Unternehmen stellt.
Wir brauchen einen Umbau hin zu einer regionaleren,
sozial-ökologischen Wirtschaft. Wir fordern einen "Green Deal" für
Baden-Württemberg und Deutschland, um die Lebensgrundlagen für die
kommenden Generationen zu sichern."




Weitere Informationen:

- Webseite des BUND Baden-Württemberg zu Klima und Energie: 

https://www.bund-bawue.de/themen/mensch-umwelt/klima-und-energie/

- Pressemitteilung des baden-württembergischen Umweltministeriums zu
den Klimadaten: 

https://um.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/alarmierende-klimadaten-fuer-das-jahr-2019/

 * 

Quelle:

Presseinformation, 01.04.2020

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue
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VERBAND/427: Bund und Länder müssen fachliche Grundlagen für Düngeverordnung auf den Prüfstand stellen (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 1. April 2020

Bund und Länder müssen fachliche Grundlagen für Düngeverordnung auf
den Prüfstand stellen

Rukwied zum niedersächsischen Gutachten zur Überprüfung der
Nitrat-Messstellen



Ein Gutachten aus Niedersachsen legt offen, dass die Auswahl,
Auswertung und die technische Beschaffenheit der Nitratmessstellen in
Niedersachsen an nahezu allen Messstellen gravierende Mängel
aufweisen. "Das kann keine Grundlage für die Umsetzung der
Düngeverordnung in Niedersachsen sein", betont Joachim Rukwied,
Präsident des Deutschen Bauernverbandes, anlässlich der Vorstellung
des hydrologischen Gutachtens zur Evaluierung der Einstufung der
Grundwasserkörper durch die Landvolk-Verbände in Niedersachsen.

Zudem führe laut Gutachten eine zu geringe Messstellendichte dazu,
dass die Qualitätseinstufung ganzer Grundwasserkörper aufgrund von
Einzelfällen erfolgt. Hiermit werden die Vorwürfe, die von Seiten des
Berufsstandes seit Jahren vorgetragen werden, wissenschaftlich
untermauert und noch verstärkt. "Bund und Länder sind jetzt gefordert,
vor dem Hintergrund der anstehenden Verwaltungsvorschrift zur
Düngeverordnung die fachlichen Grundlagen für die Abgrenzung der
nitratsensiblen Gebiete sowie das zugrundeliegende Messnetz zu
überprüfen, die offensichtlichen gravierenden Mängel auszuräumen und
europäische Vergleichbarkeit herzustellen", so Bauernpräsident
Rukwied.

Das Gutachten aus Niedersachsen verdeutliche, dass das vom Deutschen
Bauernverband gegenüber Bund und Ländern bereits mehrfach geforderte
konzertierte Messstellen-Überprüfungsprogramm jetzt mit Hochdruck auf
den Weg gebracht werden muss, erklärt Rukwied. Das Messstellennetz
müsse zum einen breiter und noch repräsentativer werden und bedürfe
zum anderen einer regelmäßigen Überprüfung der einzelnen Messstellen
hinsichtlich ihrer technischen Ausstattung und Aussagefähigkeit in
Bezug auf landwirtschaftliche Einflüsse. "Die Landwirtschaft steht
klar zum Gewässerschutz und wird in Gebieten mit nachweislich
vorhandenen Problemen weitere Anstrengungen unternehmen. Aber eine
wissenschaftlich abgesicherte Erhebung und Darstellung der
Grundwasserqualität ist das Fundament für eine zielgerichtete
Düngepolitik und ein wichtiger Baustein für die Akzeptanz des
Gewässerschutzes in der Landwirtschaft", betont Rukwied.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. April 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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WALD/259: Neue Waldgeneration mal anders (NLF)


Niedersächsische Landesforsten - 24. März 2020

Neue Waldgeneration mal anders

Eichen-Baggerpflanzung in der Revierförsterei Dalle



(Unterlüß) In der diesjährigen Pflanzsaison erprobt das Forstamt
Unterlüß ein neues Pflanzverfahren. Ein Bagger mit speziellem
Pflanzspaten unterstützt die Pflanzung der schon recht großen
Jungpflanzen. Gepflanzt werden hier Stieleichen mit 0,8 bis 1,2 Meter
Größe.

Diese sogenannte Eichenbagger-Pflanzung führten die Niedersächsischen
Landesforsten Anfang März im Forstort Papenberg durch. Auf einer
Fläche von 0,5 Hektar wurden 2.700 Eichen mit Hilfe eines
6-Tonnen-Baggers gepflanzt. Dieses Verfahren bietet sich für
Jungpflanzen mit üppigem Wurzelsystem und ab einer Größe von 80
Zentimeter an. Der Bagger sticht mit dem speziellen Anbau-Pflanzspaten
in den Boden ein, öffnet damit das Pflanzloch und ein Pflanzer
schwingt die Pflanze in das geöffnete Loch, welches der Bagger dann
sofort durch leichtes Andrücken schließt. Entscheidend für die Wahl
dieses Pflanzverfahrens ist, dass die Wurzeln nicht beschnitten werden
müssen, was bei diesen Pflanzen bei einer Handpflanzung nötig gewesen
wäre. Die Pfahlwurzel der Stieleiche bleibt so erhalten. Dadurch
wachsen die Pflanzen besser an, können sich schneller entwickeln und
das Wurzelsystem sorgt für eine dauerhafte Standfestigkeit der Bäume.
Der stabile Wald von Morgen entsteht.

Insgesamt entwickelten die Landesforsten in den letzten Jahren im
Forstort Papenberg den Wald auf einer Fläche von 6 Hektar Größe von
einem Nadelmisch- zu einem Laubmischwald - die Försterinnen und
Förster sprechen hierbei vom "Waldumbau". Dazu ernteten sie in den
vergangenen Jahren Kiefern und Fichten schufen so Platz für die
Pflanzung von etwa 48.000 Eichen. Einige Waldinnenränder sind mit der
heimischen Eibe und Wildobstgehölzen bepflanzt worden. Dadurch
entstehen künftig wichtige Lebensräume für viele Tier- und
Pflanzenarten. Neben der Stieleiche, dem Wildapfel und der Eibe werden
sich künftig noch weitere Baumarten auf diesen Flächen natürlich
ansamen und so die Artenvielfalt weiter erhöhen. Einige alte Kiefern
verbleiben als Schattenspender für die jungen Pflanzen und als
sogenannte Habitatbäume, damit zahlreiche Tierarten in diesen alten
Bäumen noch dauerhaft Unterschlupf finden.

Aufgrund des Klimawandels und der daraus resultierenden Schäden am
Wald sind landesweit viele Freiflächen in den Wäldern entstanden.
Besonders der Harz und der Solling sind davon betroffen. Die
Niedersächsischen Landesforsten haben Schwerpunkte gebildet um die
besonders vom Borkenkäfer und Windwurf betroffenen Gebiete schnell
wieder aufzuforsten. Im Forstamt Unterlüß werden daher in diesem Jahr
nur 110.000 junge Bäume gepflanzt. In normalen Jahren werden hier
durchschnittlich 320.000 Pflanzen in die Erde gebracht.

In den Niedersächsischen Landesforsten werden insgesamt bis Ostern
circa 4,5 Mio. Bäume gepflanzt, damit auf den geschädigten Waldflächen
ein stabiler, standort- und klimaangepasster Wald von morgen
heranwachsen kann.

Hintergrund: 

Aus der Historie des Waldortes Papenberg geht hervor, dass es sich
hier früher um einen geschlossenen Eichenwald handelte. Dieser
erfreute sich großer Beliebtheit bei den Bauern der angrenzenden
Dörfer. Die Bauern trieben ihre Schweine in die Waldungen des
Papenberges, damit diese die fettreichen und günstigen Eicheln fressen
konnten. Da aber alle umliegenden Dörfer die Eichelmast für sich haben
wollten, gab es zum Teil schwere Auseinandersetzungen unter den
Bauern, aus Überlieferung sogar mit tödlichem Ausgang.

Vor etwa 140 Jahren wurden die Eichen genutzt und durch Kiefern und
Fichten abgelöst. Diese Bäume, besonders die Fichte, konnten aber auf
dem nassen und steinigen Boden nicht ideal wachsen. Hinzu kam der
Klimawandel, häufige Stürme und die Problematik mit dem Borkenkäfer.
Durch diese Ereignisse war der Wald zunehmend verlichtet und nicht
mehr stabil. Die Umwandlung zurück in standort- und klimaangepasste
Eichenmischwälder ist daher heute eine logische Konsequenz.

 * 

Quelle:

Presseinformation - 24.03.2020

Herausgeber:

Niedersächsische Landesforsten
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STANDPUNKT/1170: Corona-Krise - DNR fordert Import- und Verkaufsverbot von Wildtieren (DNR)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband
der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

Berlin, 2. April 2020

Corona-Krise: DNR fordert Import- und Verkaufsverbot von Wildtieren




Berlin, 02.04.2020: Anlässlich des sich weltweit rasant ausbreitenden
Virus SARS-CoV-2, das mutmaßlich durch den engen Kontakt mit
Wildtieren beziehungsweise durch deren Verzehr auf den Menschen
übergegangen ist, fordert der Umweltdachverband Deutscher
Naturschutzring (DNR) die Bundesregierung dazu auf, sich für klare
gesetzliche Regeln einzusetzen und den Wildtierhandel effektiv zu
beschränken.

"Deutschland hat als ein Schlüsselland für den Handel mit Wildtieren,
die jedes Jahr zu Hunderttausenden aus aller Welt für den europäischen
Heimtiermarkt importiert werden, eine besondere Verantwortung für ein
sofortiges Einfuhr- und Verkaufsverbot auf nationaler und europäischer
Ebene. Ausnahmen davon sollten nur in speziellen Fällen ermöglicht
werden. Die gegenwärtige SARS-CoV-2 Pandemie macht deutlich, wie
verletzlich Gesellschaften und selbst robuste Volkswirtschaften
weltweit sind und welche Konsequenzen die dramatische Zerstörung
natürlicher Lebensräume auf die Übertragungswege von Tier zu Mensch
hat. Sie zeigt zugleich, dass eine solche Pandemie ein Risiko
darstellt, das sich durch ein strenges Verbot des weltweiten Handels
mit Wildtieren, die durch die erzwungene Nähe zum Menschen als
Überträger von Zoonosen in Frage kommen, minimieren ließe", sagt
DNR-Vizepräsidentin Undine Kurth.

Der Deutsche Naturschutzring ist der Dachverband von knapp 100
Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen, die zusammen elf
Millionen Menschen erreichen. Die unter dem Dach des DNR
zusammengeschlossenen Organisationen eint die Ziele, biologische
Vielfalt und natürliche Ressourcen zu schützen, den Klimawandel zu
bekämpfen und für eine nachhaltige und umweltgerechte Wirtschaftsweise
einzutreten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.04.2020

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier-

und Umweltschutzverbände e.V. (DNR) e.V.
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WETTBEWERB/352: Malwettbewerb "Die Abenteuer von Jascha und Pia" (BUND SH)


BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 31. März 2020

Malwettbewerb "Die Abenteuer von Jascha und Pia"



Die Corona Krise zwingt uns alle ins Haus. Warum nicht die Zeit nutzen
und kreativ werden! Der Malwettbewerb "Die Abenteuer von Jascha und
Pia" vom BUND Schleswig-Holstein bietet die Möglichkeit mit den
eigenen Bildern ein Heft zum Meeresschutz mitzugestalten. Und das ohne
Ansteckungsgefahr ganz digital. Egal, ob Kinder oder Erwachsene,
mitmachen lohnt sich, denn es gibt viele tolle Preise für verschiedene
Altersgruppen zu gewinnen, die man sich sogar selbst aussuchen darf.

"Die Geschichte von Jascha und Pia und ihren Abenteuern soll Kindern
ab 10 Jahren die Probleme der Meere näher bringen", erklärt die
Autorin der Geschichte, Katja Ruschmeyer. "Durch den Malwettbewerb
beschäftigen sich die teilnehmenden Menschen mit den Problemen der
Meere, gleichzeitig entstehen bestimmt super Bilder, die den Text
ansprechend untermalen werden.

Das fertige Heft werden wir dann in unseren
Umweltbildungsveranstaltungen einsetzen." Jede künstlerische Technik
ist erlaubt. Einsendeschluss ist der 30. April 2020. In diesen
besonderen Zeiten soll der Malwettbewerb digital ablaufen. Daher die
Bilder bitte in hoher Auflösung einscannen und per E-Mail einsenden an
foej.undine@bund-sh.de.

Bei jeder Einsendung eines Bildes kann man seine drei favorisierten
Preise angeben. Die Gewinner bekommen ihre Preise dann im Mai
zugeschickt. Unterstützt wird der Malwettbewerb von zahlreichen
Partnern, die für den Wettbewerb die Preise gestiftet haben. Zu den
Preisen gehören unter anderem Gutscheine für das Ostsee Info-Center in
Eckernförde oder die BioMare DIY-Box, auch Familienkarten fürs Sea
Life Center am Timmendorfer Strand oder eine Schnorcheltour sind zu
gewinnen.

Der BUND Schleswig-Holstein freut sich über viele kreative
Einsendungen!

Weitere Informationen unter

https://www.bund-sh.de/meere/digitaler-malwettbewerb

 * 

Quelle:

Presseinformation, 31.03.2020

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Schleswig-Holstein
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Tel.: 0431/66060-0, Fax: 0431/66060-33
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veröffentlicht im Schattenblick zum 3. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/vogeluhr-dina4_cmyk.jpg
Den Wecker nach den Piepmatzen stellen
und ein Konzert erleben! NABU

s





OEBPS/Images/newsimage334354.jpg
Auswirkung unterschiedlich strenger MaBnahmen zur Kontaktreduktion

I s @ Lo
o ¢ o e

2000

1500

Fille

1000

500

heute in1 tonat in2 Monaten in’3 Monaten in 4 Monaten in’s Monaten





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/fledermaus_innenraum.jpg





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/newsimage334353.jpg
Auswirkung kontrollierter Riicknahme der MaBnahmen
3500 - [T e -
Arbeitssfinung und Schulafinung -]

2000

2 1500
1000 Bz
e
500
neine in 1 Honat in2m in 3 Monaten in 4 Monaten n's Maraten






OEBPS/Images/cover.jpg
Elektronische Zcitung Schatenblick o, . Al 2020

POLITIK/ REDAKTION

Jemen - unversihlich und

Internationale Presseagentur Pressenza - Biiro Berlin

i i sich
o e Nl dr e
e, der Hundertausende dos
Lebén gekostet und im Armen-
s Arbiensdie s
e bt Zil der von dot -

e traan e Vo
der shiftschen Huthi-Rebellen
becnden und dem *Inteims-

EUROPOOL / POLITIK

“Heate zabln wi den Prefs dafir”

Aktivisten fordern die
Freilassung aller Immigranten wegen Covid-19

Nachricht s der Redakion New Yorkvoms 1. April 2020

Di Covid-19 Pandenmc it cine  schaft sind. Menschen untr so-

Hah di brets et durch ine  war damls schom unmerschich,
Verbreitung von infektibsen  und it e such heute noch, Teile
Krankheiten, aufgrund des der
sels an grundlegenden R
cen. physischer Nile m:m n wm Ve, wne Krnkheton e
fan der
e Vs v m,nm.mamum “onICE,
ftaler Vemachlassigung durch  dass sie die Gefangenen fei las.
ICE und CBP gefihrdet sind.

Jupanischamerikonische G- Wir missen fir die Gesundheit
nd Freihei aller Menschen in

e Syt e dn ol
 der Coroniruspanden

. dass Gelungenenla-  Gefungenschaft Kimpfen,
i mn.wm i die Ausbre

Gerhard Feldbauer (F): Talien

un, HFrecThemAll und _entlasst
ten sind. Ausbriche in s T mmigranten dic sch in
tionslagem Gefangenschat befnden!

e
o Koz

der ise. betroffen
Vo ston S Ut

Stefano G. Azzard (A): China

Nat
=enw.mm. e n,mammm

e cine Palo e s A Gty auf T
Rutr Manpe i Tyhus in umnnndhs.»b\mk‘ruﬂmumh-
ity suf Twittr und Hashtags
Windpocken n Tle Lae, um _ fscResfionce nd Frc
r e paa der sich rasant aus- AL
ienden gesundhcitichen Be-
denken 2 neanen, it denensich  Tsuru For Solidarity schlieftsich
Gefngenn aseivandor s d Kampagne FFreThemAll
ssen, et Vi Nemork

e

i  ICE Hah
E— S immigraton m Customs
eefib

Die Vb

i Nagomen . 10

i alle, dic in nger Gefangen.  durch Gefingnise i Imigran.





OEBPS/Images/sauerstoff.jpg





OEBPS/Images/sph07229-1.jpg
88888888

40 -d G <]
Ix(] -4 Z]
<{-a Zn ]
-
E e ]






OEBPS/Images/newsimage334528.jpg





OEBPS/Images/wett8942_(c)_2020_by_schattenblick.jpg





